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gutes in dieser Allgemeinheit nicht entscheiden. Sie kann vielmehr 
nur mit Rücksicht auf ein örtlich und zeitlich begrenztes Gebiet 
gestellt und, wie es unten geschehen soll, nur an Hand der geschicht- 
lichen Tatsachen beantwortet werden. 

Der Begriff des Kirchengutes hängt ab von dem Begriff der 
Kirche. Die Kirche im Rechtssinne nun ist nach heutiger Auf- 
fassung eine öffentlich-rechtliche Korporation zwecks Verwaltung 
der Heilsmittel, insonderheit des Wortes. Das Kirchenvermögen ist 
also im wesentlichen ein der Wortverwaltung dienendes Vermögen. 
Es setzt sich zusammen aus dem zum Unterhalte des Geistlichen 
Bestimmten, den kirchlichen Gebäuden und den für sie notwendigen 
Mitteln. 

Wir sprechen nicht von der Kirche im allgemeinen, sondern 
von der zürcherischen Kirche und zwar der zürcherischen 
Kirche im geschichtlichen Sinne, der evangelisch - reformierten 
Landeskirche. Damit ist für das Kirchengut zugleich die örtliche 
Beschränkung auf das Gebiet des heutigen Kantons Zürich gegeben. 

Wie später auszuführen sein wird, steht das zürcherische 
Kirchengut teils im Eigentum der Gemeinden, teils im Eigentum 
des Staates. Nur soweit es im Eigentum des letztern steht oder 
gestanden hat, also nur soweit es Staatsgut 1 ) ist, soll es Gegen- 
stand unserer Darstellung bilden. Konkreter gesprochen suchen 
wir die Frage zu beantworten: Wie ist es gekommen, dass 
in Zürich dieBesoldung der Geistlichen und die Bau- 
pflicht an den meisten Pfarrhäusern und manchen 
Kirchen heute dem Staat obliegt? 

Der Titel deutet an, dass der heutige Zustand das Resultat 
einer Entwicklung ist, eines allmäligen, organischen Werdens, 
nicht einer plötzlichen, gewaltsamen Änderung. Diese Entwicklung 
beginnt um die Mitte des 15. Jahrhunderts und findet erst im Jahre 
1864 ihr Ende. Den Schlüssel zu ihrem Verständnis bildet die 
Lehre vom Patronatrecht. Die einzige Gemeinde, wo kein 
Patronat bestand, welche daher an der Entwicklung nicht teil 
nimmt, ist St. Peter in Zürich 2 ). Diese Eigentümlichkeit stammt 



*) «Staatsgut» ist also hier nicht wie «Kirchengut» wirtschaftlicher, 
sondern juristischer Begriff. 

2 ) Vgl. Sal. Hess, Geschichte der Pfarrkirche St. Peter in Zürich. Zürich 
1793. Dr. Aloys v. Orelli, Geschichte der Kirchgemeinde St. Peter in Zürich. 
Zürich 1871. 
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enthält und an den die zahlreichen Zuwendungen gerichtet werden. 
Aber nach naiver deutscher Anschauung ist der Heilige unmündig, 
weil waffenunfähig und bedarf deshalb des Vormundes. Vormund 
und Stellvertreter ist der Grundeigentümer, dessen Befugnisse lange 
Zeit keine rechtliche, sondern nur eine moralische Schranke finden. 
Sein Eigentum bleibt intakt und ist nur in der Ausübung durch 
den Zweck des Kirchengebäudes gemässigt. 

Der Eigentümer lässt die Kirche durch einen seiner Unter- 
gebenen versehen, indem er entweder einen Knecht zum Geistlichen 
weihen lässt, oder auf Grund eines Dienstvertrages oder durch 
Überlassung der Kirche zu Benefizium. 

Die letztere Form, bald die beliebteste und häufigste, sicherte 
dem Geistlichen ein Leiherecht an der Kirche, ihrem Vermögen und 
ihren Einkünften auf Lebenszeit. Als Gegenleistung wurde er durch 
den Vertrag zum ordentlichen Betriebe und zur Instandhaltung der 
Kirche verpflichtet. Er besass also die Kinche, wie ein anderer 
Untergebener des Grundbesitzers etwa eine Mühle innehatte und 
las die Messe aus demselben Rechtsgrunde, wie jener das Mehl 
ablieferte. 

Mit der Zeit erschien die Kirche wegen ihrer eigentümlichen 
Bestimmung immer mehr als besonderes Vermögen und im aus- 
gebildeten Kirchenrecht schliesslich als juristische Person, als An- 
stalt. Das Benefizium zog sich auf das sog. Benefizialvermögen 
zurück und wurde zu dem mit dem Amte verbundenen Einkommen 
des Geistlichen. Durch reiche Vergabungen und das unter den 
Karolingern hinzukommende Zehntrecht wurden die kirchlichen 
Güter zur besten Kapitalanlage des Mittelalters. Für die .Eigen- 
tümer nahm daher die Bedeutung von Kirche und Kirchenland 
immer mehr ab, während Zehnt und übrige Einkünfte zur Haupt- 
sache wurden. 

Mit diesen < Steigerungen > des deutschen Eigentums stand die 
Lehre der Kirche von der Stellbesetzung durch den Bischof im 
Widerspruch. Dem Bischof erwuchs im Laienpatron ein gefähr- 
licher Gegner, welcher seine Macht innerhalb der Diözese zu ver- 
nichten drohte. Der darob entbrennende Kampf wurde von der 
kirchlichen Gesetzgebung mit aller Schärfe geführt und 
die Kollatur von Laien einfach verboten J ). Der zielbewussten 
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folgenden Eigentümlichkeiten, die dem Patronatrecht nach wie vor 
verblieben : 

a) Der Patronat bildete Gegenstand des Vermögens - 
Verkehrs. Die Vorschriften des Kirchenrechts, welche die res 
sacrae zu den res extra commercium zählen 1 ), fanden ebensowenig 
Beachtung wie diejenigen, welche die alienatio der gemeinen 
Kirchengüter nur als beschränkte Ausnahme zulassen wollten 2 ). Im 
Gegenteil bezeugen zahllose Urkunden 3 ), wie der Patronat als Ganzes 
oder einzelne Kirchen und Kirchengüter Gegenstand von Rechts- 
geschäften unter Lebenden und von Todes wegen, von Kauf, Tausch, 
Schenkung, Lehen, Dosbestellung, Verpfändung, Testament, Ver- 
mächtnis waren. Die Stellbesetzung (s. unten) wurde auch hier 
nicht ohne Vermögensstücke veräussert und kam bei Übergang des 
ganzen Patronates nicht in Anrechnung. Beides galt als Simonie. 
Dagegen kam es vor, dass man das Kollaturrecht allein zurück- 
behielt 4 ). 

b) Das Patronatrecht war vorwiegend dinglich, d. h. derart 
an ein Grundstück geknüpft, dass es das rechtliche Schicksal dieses 
Grundstücks teilte und dem jeweiligen Eigentümer oder Nutzungs- 
berechtigten zustand. So gehörte der Kirchensatz von Horgen 5 ) « in 
den Acker an Lewren, da der Nusseboum uflfe stat», derjenige von 
St. Peter 6 ) «in die wisen, der man sprichet der Ebtischin wise und 
zwüschent Altstetten und Riedem den Dörfern gelegen ist.» 

c) Das Patronatrecht stand auch weltlichen Korpo- 
rationen zu, Land- und Stadtgemeinden 7 ). Es genüge hier vor- 
läufig, auf die Patronate der Städte Zürich und Winterthur hinzu- 
weisen. 

Von diesen untergeordneten Punkten abgesehen, hat die Kirche 
in Deutschland über die alte Form des Patronatrechts den Sieg da- 
vongetragen 8 ). Der Patron stand dem Bischof an Rechten nach. 
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*) c. 5. 9. X 3, 13; c. 3. X 3, 20; c. 2. 3. X 3, 24. 

2 ) c. 1. 8. 9. X 3, 10. 

3 ) Reiches Material bei Nüscheler, die Gotteshäuser der Schweiz. 

4 ) Werdmüller, Memorabilia Tigurina S. 119. 

5 ) Dr. Georg v. Wyss, Geschichte der Abtei Zürich in den Mitteilungen der 
antiquarischen Gesellschaft in Zürich, Bd. VIII, Beilage Nr. 424 und 425. 

6) Hess, St. Peter S. 40 ff. 

7 ) Gengier, deutsche Stadtrechte. Erlangen 1852. S. 40. 

8 ) Friedberg § 118. 
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seiner älteren Form auch vermögensrechtlicher Natur, besteht darin, 
dass einem Kloster oder Stift Kirche und Pfrundvermögen, die ihm 
regelmässig schon als Patronat gehören, mit der Verpflichtung zu- 
gewiesen werden, Pfarrer und Kirche zu unterhalten. Die vollere 
Form (quoad temporalia et spiritualia), welche Stellbesetzung ge- 
währt, fand allein Eingang. Sie unterscheidet sich vom Patronat 
i. e. S. prinzipiell nur dadurch, dass die Pfrundkompetenz grössten- 
teils direkt verabfolgt wird, woraus eine Benachteiligung des Geist- 
lichen resultiert. Auch die Inkorporation wird in den Quellen 
häufig Patronat genannt, eine Bezeichnung, welcher wir wegen der 
gleichen Behandlung der sehr ähnlichen Institute hier folgen. Als 
Beispiele von inkorporierten Pfründen seien genannt : Dynhard vom 
Stift Embrach, Elsau vom Kloster Rüti, Brütten vom Kloster Ein- 
siedeln, Veitheim vom Kloster Töss, Buch vom Chorherrenstift 
Heiligenberg bei Winterthur, Andelfingen vom Kloster Allerheiligen 
in Schaffhausen, Seuzach vom Spital in Winterthur u. s. f. 1 ). 
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IL Die Grundlagen der Entwicklung. 

§ 3. Die politischen Grundlagen. 

In der Geschichte der Stadt Zürich bis zur Reformation sind 
einerseits die Elemente gegeben, welche der letzteren zur Grund- 
lage dienten, anderseits hat die innere politische Ausbildung allein 
vermocht, die Entwicklung des Kirchengutes zum Staatsgut be- 
ginnen zu lassen. Wir haben hier zwei Momente hervorzuheben, 
von denen das eine unserem Staatswesen eigentümlich war, während 
das andere ein Beispiel einer allgemeinen Erscheinung darstellte. 

Das erste Moment ist die Unabhängigkeit gegenüber 
der Geistlichkeit. Die Stadt Zürich ist um die königliche 
Burg auf dem Lindenhof, die Abtei Fraumünster und das Stift Gross- 
münster entstanden. Das allmälige Aufsteigen der Bürgerschaft ge- 
schah vorzüglich auf Kosten der Äbtissin, der Herrin der Stadt 2 ). 



x ) Aus Nüscheier, Gotteshäuser. 

2 ) Vgl. v. Wyss, Abhandlungen: Geschichte der Entstehung und Verf. 
der Stadt Zürich. Dr. P. Schweizer, die Anfänge der zürcherischen Politik. 
Rathausvortrag 1887. Georg v. Wyss, Geschichte der Abtei. 
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obrigkeitlichen Befugnisse nach unten kannte diese Zeit nicht. Wie 
die kleinsten Angelegenheiten des Einzelnen von oben herab ge- 
regelt wurden, so griff der Staat auch in das innere Leben der 
Körperschaften ein. Er nahm daher vielfach an der Verwaltung 
von Klöstern teil oder Hess sich Rechnung legen *). Nicht ohne 
Grund rühmte sich Waldmann, Kaiser und Papst in einer Person 
zu sein, denn das in seinem Geiste 1510 aufgestellte und von 
Innocenz VIII. genehmigte Konkordat **) gewährte dem Rat die 
Stellbesetzung der Stiftspf runden, einen Teil der Gerichtsbarkeit 
über Geistliche, das Besteuerungsrecht des Klerus in Kriegsfällen 
und andere weitgehende Befugnisse. Unabhängig vom Konkordat 
nahm sich der Rat aller kirchlichen Verhältnisse an, soweit sie 
zur Verwaltung und zur Rechtsprechung gehörten, wachte über 
die Baupflicht der fremden Patrone, regelte die häufigen Zehnten- 
streitigkeiten, schrieb bei Ablösung und Errichtung von Kirch- 
gemeinden das Nötige vor u. s. f. 

In diesen Zusammenhang gehört nun die Übernahme von 
Patronatrechten durch den Rat über Filialen, welche 
zu Kirchen erhoben wurden. Es geschah im Widerspruch 
mit dem Kirchenrecht, nach welchem der Patronat über die Tochter- 
kirche regelmässig dem Patron der Mutterkirche zusteht. Der Rat 
wurde bis zur Reformation Patron der Gemeinden Bonstetten im 
Jahre 1484, Zell 1489, Bassersdorf 1509, Schlieren 1511 und Stadel 
1519 3 ). 

Damit verwandt ist die Erwerbung von schon bestehen- 
den Patronatrechten aus den Händen der früheren 
Inhaber. Sie erklärt sich aus der Erweiterung des Staatsgebietes 
auf dem dem mittelalterlichen Staate eigentümlichen Wege des pri- 
vaten Rechtsgeschäfts und der oben angedeuteten Verkehrsfähig- 
keit des deutschen Patronates. Bis zur Reformation kamen fol- 
gende Patronate an den Rat 3 ): Lindau 1452 mit der Herrschaft 
Kyburg von Österreich, Bülach 1463 durch Kauf von der dortigen 
Gemeinde, Oberregensdorf 1470 mit der Feste Regensberg von den 
Herren von Landenberg, Schlatt 1485 durch Vertrag vom Stift 

*) Bluntschli, Republik, Bd. IT, S. 18. G. v. Wyss, Fraumünsterabtei, Bei- 
lagen Nr. 444, 473, 479, 480, 488. 

2 ) Rohrer, Das Waldmann'sche Konkordat. Jahrb. f. Schweiz. Geschichte. 
Bd. IV, S. 1 ff. 

3 ) Aus den zu § 7 zitierten Quellen. 
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welchem das Kirchenregiment gehört l ). Die gottgewollte Ver- 
fassung der Kirche aber ist diejenige der Gemeinde. Die Kirehe 
ist erst da, wo eine öffentliche, ordentliche Gemeindeversammlung 
zusammentritt 2 ). 

Trotzdem ist das Gemeindeprinzip nicht durchgedrungen, son- 
dern der Begriff der Kirche wurde von der einzelnen Kirchgemeinde 
auf die erste und grösste Gemeinde, die Stadt Zürich allein, und 
damit auf das Staatswesen übertragen 8 ). Zwingli verteidigte 
dies damit, dass der Rat die Vertretung der ganzen Stadtgemeinde 
und diese wiederum diejenige der Landgemeinden darstelle. Mate- 
riell aber bot diese Änderung, wie Zwingli klar erkannte, die ein- 
zige Garantie einer geordneten und sichern Durchführung seiner 
Ideen und entsprach der (in § 3) dargestellten Entwicklung, welche 
nicht wohl etwas anderes zuliess 4 ). Jetzt wurde Zürich zur Theo- 
kratie. Im Gottesstaate auf Erden soll ausser Christus niemand 
herrschen, die Kleriker ebensowenig wie die Laien. Das Gesetz 
Gottes und damit den Willen Christi auszuführen, ist die Obrigkeit 
bestimmt, und dadurch erst gewinnt der Staat, an sich ein Stück 
Welt, eine sittliche Berechtigung. Nicht die Männer, welche an 
seiner Spitze stehen, sind es, die herrschen, sondern es ist das 
Wort Gottes, das durch sie regiert. «So sy aber untrüwlich und 
usser der schnür Christi faren wurdind, mögen sy mit Gott ent- 
setzt werden > 5 ). 

Der Staat hat also Gewalt auch in kirchlichen Dingen, ist 
aber in deren Ausübung der Lehre der Kirche unterworfen. In 
dem Sinne wie Geist und Körper eins sind, sollen sich Kirche und 
Staat zu einem Ganzen verbinden. Das Verhältnis äusserer Unter- 
ordnung aber geistiger Herrschaft war auch dasjenige, in welchem 
Zwingli zur Obrigkeit stand 6 ). Obwohl der Kleine Rat der Fünfzig 



tf 



1 ) Rieker, Grundsätze reformierter Kirchenverfassung. Leipzig 1899. 
Hundeshagen, Beiträge zur Kirchenverfassungsgeschichte und Kirchenpolitik. 
Bd. I. S. 165. 

2 ) Sohm, Kirchenrecht. Bd. I., S. 639. 

3 ) Dr. G. Finsler, Zürich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrh. Zürich 
1884. S. 89. ff. 

4) Stähelin, Zwingli. Bd. I. S. 455. Bd. II. S. 149. 

5 ) Bei Hugo Grotius soll sich der Ausspruch finden: Reformati paene 
semper seditiosi. 

6) Bluntschli, Republik. Bd. II, S. 467—474. j 
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mit den zwei Bürgermeistern, in wichtigeren Dingen der Grosse 
Rat der Zweihundert das Regiment in den Händen hielt, so war 
es tatsächlich Zwingli, der alles leitete. 

§ 5. Die Säkularisation l ). 

Die veränderte Auffassung vom Wesen und Zweck der Kirche, 
welche die Reformation mit sich brachte, konnte auf das Kirchen- 
gut nicht ohne Einfluss bleiben 2 ). Einerseits war das für Klöster, 
Jahrzeiten und allerlei Äusserlichkeiten des Gottesdienstes bestimmte 
Vermögen durch die Vernichtung der Lehre, dass die guten Werke 
^ und die Weltabgeschiedenheit Gott wohlgefällig seien, frei geworden, 

i während andererseits der soziale Gedanke, der die zürcherisch- 

reformierte Kirche kennzeichnete, für Armenpflege, Bildungs- und 
Krankenwesen neue, grosse Mittel erforderte. Was lag näher, als 
diese Mittel aus dem Gut der Institute zu nehmen, deren Existenz- 
berechtigung die neue Zeit nicht mehr anerkennen konnte? Wie 
die reformierte Kirche nicht eine Neuschöpfung, sondern Wieder- 
herstellung der ersten christlichen Kirche sein wollte, so ging 
die allgemeine Ansicht dahin, dass die Kirchengüter ihrer ursprüng- 
lichen Bestimmung wieder zugeführt würden 3 ). Daraus erklärt 
sich nicht nur die Beseitigung der Kaplaneien und Jahrzeiten, der 
Verkauf der Messgewänder und kostbaren Geräte, sondern vor 
allem die Aufhebung der Klöster. Die «Säkularisation» zur Zeit 

*S der Reformation unterscheidet sich von den andern z. B. unter den 

Merovingern oder während und nach der französischen Revolution 
vorgekommenen dadurch, dass sie nicht im Interesse des Staates 
sondern der Kirche geschah. Der Rat führte sie durch in An- 
erkennung des Grundsatzes, dass die Staatsgewalt sich in den 
Dienst der Kirche zu stellen habe. «Die Kirche hat die Klöster 
aufgehoben, die Regierung war bloss die Vollzieherin dessen, was 
die Kirche zuvor erkannt und beschlossen hatte » 4 ). 



A 



x ) Es besteht vielfach die falsche Ansicht, der Staat sei nur infolge der 
Säkularisation Eigentümer der Kirchengüter geworden. 

* 2 ) Vgl. Mattes, Einwirkungsrechte der Staatsgewalt auf das Kirchenver- 
mögen. Theoiog. Quartalschrift. Bd. XXVII, S. 235, 283. 

3 ) Vgl. die Armenordnung vom 15. Jan. 1525 bei Egli, Aktensammlung zur 
Geschichte der Zürcher Reformation, Nr. 619. 

4 ) Joh. Schulthess, Fragen an die Rechtsgelehrten über den obsch webenden 
Gesetzes Vorschlag «Das Stift zum Grossen Münster in Zürich ist aufgehoben». 
Zürich 1832. S. 17. 
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Es wurden nicht einer zürcherischen, katholischen Gesamt- 
kirche oder der allgemeinen katholischen Kirche die Güter weg- 
genommen; denn solche Kirchen bestanden im Rechtssinne nicht. 
Es waren eine Anzahl getrennter, selbständiger Rechtssubjekte, 
die Stifte und Klöster, welche untergingen und in deren Vermögen 
der Rat als Universalsuccessor eintrat. Alle Rechte privater und 
öffentlicher Natur, welche das deutsche Recht nicht trennte, und 
alle Schulden fielen an den Staat. Von besonderer Wichtigkeit 
für uns ist der unten zu besprechende Übergang der Patronatrechte. 
Der Übernahme alles Vermögens stand nicht entgegen, dass die 
Verwaltung auch ferner eine getrennte blieb. Das auf der Natural- 
wirtschaft basierte Vermögen des einzelnen Klosters war zu einem 
Komplex zusammengewachsen, der allein oder mit andern zusammen 
als Ganzes beibehalten wurde. Diese sog. Amter waren 1 ): Das 
Hinteramt, das Almosenamt, Kappel, Kappelerhof, Embrach, Frau- 
münster, Küsnacht, Otenbach, Rüti, Töss, Winterthur und als 
Zentrale das Obmannamt. Ihre Einkünfte 2 ) dienten in der Haupt- 
sache 3 ) den Zwecken der Kirche, wie sie von Zwingli aufgefasst 
wurde und zu denen auch, dem sozialen Charakter dieser Kirche 
entsprechend, Armenwesen, Schulwesen, Krankenpflege und Wohl- 
tätigkeit überhaupt gehörten 4 ). Diese Zwecke erforderten die 



Über die Durchführung vgl. am besten Bluntschli, Republik. Bd. II, S. 351 ff. 
Über die einzelnen Klöster vgl. die Zusammenstellung bei G. Meyer von Knonau, 
Der Kanton Zürich. Zürich 1846. Bd. II, S. 384 ff. 

Durch die historische Betrachtung sind wir der dogmatischen, welche ge- 
ringen Wert besitzt, enthoben. Die über letztere bestehende grosse Litteratur 
beschäftigt sich hauptsächlich mit der Frage, ob Säkularisation erlaubt oder 
nicht erlaubt sei. Die gemeine Meinung nimmt an, der Staat besitze ein jus 
eminens, dürfe es aber nur im äussersten Notfalle geltend machen. Vgl. z. B. 
Joseph Emele, Abhandlung über erlaubte und unerlaubte Säkularisation der 
Kirchengüter. Giessener Diss. 

*) Vgl. Dr. P. Schweizer, Die Behandlung der zürcherischen Klostergüter 
in der ReformationRzeit. Theolog. Zeitschrift aus der Schweiz. 2. Jahrgang. 
S. 189. 

2 ) Dartiber vgl. Lavater, de ritibus eccles. Tigur. 1559, herausgegeben von 
J. B. Ott. 1702. 

3 ) Nach Dr. P. Schweizer kamen Ausgaben vor auch als Beiträge an 
städtische Schulden, Ankauf neuer Gebiete, Taggelder, Besoldung von Beamten, 
Gutjahre u. s. f. 

4 ) Nicht als ob die Wohltätigkeit nicht auch heute von der Kirche ge- 
fordert würde, aber die Ausübung derselben ist grösstenteils wie das Schul- und 
Krankenwesen dem Staate und den Privaten überlassen. Das säkularisierte Gut 
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grössten Summen. Weitere Ausgaben veranlasste das « eigentliche > 
Kirchenwesen, das uns heute allein als Kirchenwesen erscheint und 
alleinigen Gegenstand vorliegender Abhandlung bildet, nämlich Bau- 
pflicht an Kirchengebäuden und Besoldung von Geistlichen. 

Die Amter gehörten als stationes fisci zum unmittelbaren 
Staatsgut. Durch die Liquidationsurkunde von 1803 wurden sie zum 
grösseren Teile dem Kanton, zum kleineren der Stadt Zürich zu- 
gesprochen *). Das der Kirche im heutigen Sinne dienende Ver- 
mögen blieb dabei, wie wir sehen werden, seinem Zwecke erhalten. 

§ 6. Das Staatskirchentum. 

In Zwingiis überragender Persönlichkeit lag die einzige Garantie 
für den Bestand der Theokratie. Nach seinem Tcde musste eine 
Änderung eintreten. Denn während die lutherische Kirche trotz 
ihres landesherrlichen Charakters wenigstens an den Konsistorien und 
Superintendenten und die calvinische Kirche vollends an ihren Pres- 
byterien und Synoden die Gewähr einer sachgemässen Führung 
ihrer Angelegenheiten besassen, so hatte man in Zürich besondere 
kirchliche Organe für überflüssig erachtet. Das Ehegeticht und 
die Stillstände in den Gemeinden waren ebensowohl bürgerliche 
als geistliche Institute und die Synode und der Examinatorkonvent 
besassen keine politischen Kompetenzen 2 ). Wer bürgte dafür, dass 
*Jj sich der Rat an ihre Vorschläge hielt? Schon Leo Jud sprach das 

Bedenken aus, der Rat könnte eigenmächtig vorgehen und* war da- 
her für eine Trennung von Kirche und Staat 8 ), und Bullinger hatte 
für die Freiheit der Lehre einzutreten 4 ). Es war unvermeidlich, 
dass ein Staatskirchentum, eine Herrschaft des Staates nicht 
nur über die Kirche, circa sacra, sondern auch in der Kirche, in 
sacra, entstehen musste, wie wir sie absoluter nirgends antreffen. 
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war in unserem heutigen Sinne zum kleinsten Teile Kirchengut. Zu Zwingiis 
Zeit wurde es als Ganzes so genannt, denn sein Kirchenbegriff war weiter als 
der modern evangelische. 

1 ) Vgl. im Einzelnen Snell, Handbuch des schweizerischen Staatsrechts. 
Bd. II. S. 28 ff. 

2 ) Bluntschli, Zur Geschichte der reformierten Kirchen Verfassung in Reyscher 
und Wilda, Zeitschrift für deutsches Recht. Bd. VI. S. 166. 

3 ) Hundeshagen, a. a. 0. Bd. I. S. 283. 

4 ) C. Pestalozzi, Heinrich Bullingers Leben und ausgewählte Schriften. 
Elberfeld 1858. S. 78. 
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Die alten Formen blieben, aber in ihnen verwandelte sich die 
Theokratie unmerklich in ihr Gegenteil: «nicht der Gedanke des 
Reiches Gottes beherrschte den Staat, sondern der Staat beherrschte 
ganz und voll die Kirche » x ). Die Obrigkeit 2 ) herrschte kraft 
eigenen Rechtes in allen kirchlichen Angelegenheiten, seit der 
Dortrechtersynode teilweise sogar über das Dogma, denn sie war 
als solche christlich d. h. von Gott eingesetzt. 

Aus dem Staatskirchentum folgt der Satz: Das Kirchen- 
gut ist Staatsgut. Kirchengut giebt es nur im wirtschaft- 
lichen, nicht im Rechtssinne 3 ). Der Staat sorgt für den Gottes- 
dienst und was dazu gehört und verfügt deshalb allein über 
die dazu erforderlichen Mittel «gleich wie die Krone zu Frank- 
reich, die Venediger und dergleichen in ihren Landen und Gebieten 
mit den Gütern der Geistlichen nach Gefallen und Gutdünken zu 
handeln und zu ordnen Fug und Recht haben > 4 ). Diese Theorie 
wurde zwar erst nach Jahrhunderten vollständig zur Wirklichkeit, 
in einer Zeit, welche sie nicht mehr verstand; aber die Refor- 
mation hatte sie nicht nur aufgestellt, sondern durch die Säku- 
larisation schon zu einem grossen Teile praktisch werden lassen. 
Dies ist nun näher auszuführen. 



III. Die Erwerbung der Patronate durch den Staat. 



§ 7. Die Patronate vor und nach der Säkularisation. 

Da die Patronatrechte infolge des Verkehrs ihre Inhaber 
wechselten, so ist es geboten, um eine Übersicht zu gewinnen, 
ihren Bestand während eines bestimmten Jahres zu betrachten. 
Wir wählen das Jahr 1523, um den Unterschied gegen die fol- 
gende Zeit hervortreten zu lassen. Die wenigen, damals schon 



J ) Finsler, Zürich in der zweiten Hälfte des 18. Jahrh. S. 101. 
2 ) Über die juristische Stellung des Rates vgl. Gierke, Das deutsche Ge- 
nossenschaftsrecht. Bd. III. S. 800 ff. 

3 J So aufgefasst sagte Staatsanwalt Ulrich mit Recht : « In einem protestan- 
tischen Staate gibt es keine protestantischen Kirchengüter». Joh. Schulthess, 
Fragen an die Rechtsgelehrten. Zürich 1832. 

4 ) Eidgenössische Abschiede IV, lb, 67. 
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fallend wenigen Orten, nämlich in Glattfelden, Henggart, Laufen, 
Mettmenstetten, Ossingen und Rafz 1 ). 

Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, der Bischof hätte sich gegen 
diesen Zustand gesträubt und nach Kräften Patronate zu erwerben 
gesucht. Im Gegenteil hatte er 1517 den Patronat von Masch- 
wanden an die dortige Gemeinde veräussert, und ebenso trat er 
während der Reformation denjenigen von Mettmenstetten an drei 
Familien daselbst ab, während der Patronat von Rafz von der 
Stadt Zürich ausgeübt wurde, welche ihn zu Lehen hatte 2 ). 

Einen Wendepunkt in der Geschichte des zürcherischen Patro- 
natrechts bildet die Säkularisation. Die Frage, ob diese ein 
genügender Erwerbstitel für das Patronatrecht sein könne, eine 
Frage, welche infolge des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803 
und um die Mitte des 19. Jahrhunderts bei Beratung eines preussi- 
schen Gesetzes über den Patronat lebhaft erörtert wurde und viele 
Kontroversen erzeugte 3 ), wurde vom zürcherischen Rate gar nicht 
aufgeworfen. Dies mochte mit Recht darum nicht geschehen, weil 
(s. § 5) eine eigentliche Konfiskation 4 ) nicht vorlag und der Patronat 
als Vermögensrecht galt. (s. § 2) Der Rat übernahm die Patronat- 
rechte als Universalsuccessor der aufgehobenen Klöster mit ihrem 
übrigen Vermögen. 

Im Jahre 1524 machte die Fraumünster abtei den Anfang, in- 
dem die Äbtissin mit allen Rechten die Patronate der Kirchen 
Maur und Rümlang übergab. 

Im Jahre 1525 erfolgte die Aufhebung der übrigen Klöster und 
damit gingen auf den Rat über vom Stifte Heiligenberg bei Winter- 
thur die Patronatrechte in Buch und Elsau, vom Kloster Töss die- 
jenigen in Dättlikon, Töss und Veitheim, vom Kloster Rüti diejenigen 



*) Unrichtig daher Stähelin, Zwingli. Bd. I. S. 121: Die Stellbesetzung 
stand meist beim Bischof. 

2 ) Nach Nüscheler, Gotteshäuser, Bd. I, S. 145 — 147, besassen von den 
129 Patronaten im Bistum Chur Bischof und Domkapitel Chur 42, Klöster 63 
und weltliche Herren 24. 

3 ) Vgl. Schilling, Das Kirchenpatronatrecht. Leipzig 1854. S. 125 ff. Gerlach, 
Das Präsentationsrecht auf Pfarreien. Regensburg 1855. S. 80 ff. Nehmen diese 
Autoren den Untergang des Rechtes an, so unterscheidet die herrschende Lehre, 
Friedberg § 123, zwischen dinglichem Patronat, der übergeht, und persönlichem, 
welcher untergeht. Diese Lehre begründete Hinschius, Das landesherrliche Pa- 
tronatrecht gegenüber der kath. Kirche. Berlin 1856. 

4 ) Das Wort saecularisatio erscheint erst im westphälischen Frieden. 
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besetzung auf seinem Territorium inne, soweit nicht besondere 
Rechte dritter diese Regel durchbrachen 1 ). Die dem Prinzip 
widersprechenden Sonderrechte wurden im Laufe der Zeit allmälig 
beseitigt und sind im 19. Jahrhundert gänzlich verschwunden. Die 
Auffassung von der christlichen Obrigkeit als Ordinarius collator tritt 
nun in folgenden Erscheinungen zu Tage : 

1. In der negativen Tatsache, dass nach der Refor- 
mation auf zürcherischem Gebiete keine fremden 
Patronatrechte mehr begründet wurden. Scheinbare 
Ausnahmen fanden sich da, wo Filialen, welche zu selbständigen 
Kirchen erhoben wurden, unter dem Patron der Mutterkirche ver- 
blieben, denn hier handelte es sich nicht um ein neues Patronat- 
recht. Sg behielt das Domstift Konstanz dasjenige von Schöfflisdorf 
nach der Trennung von Niederweningen im Jahre 1710 und das 
Stift Allerheiligen wenigstens alternativ mit Zürich dasjenige von 
Dägerlen nach der Trennung von Andelfingen im Jahre 1642. Bei 
den wenigen zürcherischen Patronen, welche neben dem Rate noch 
vorhanden waren, bot dessen Oberaufsicht genügende Garantie zur 
Sicherung der Lehre und brauchte man diesen Grundsatz weniger 
streng zu beachten. Die Gerichtsherren von Kempten erwarben 
die Kollatur in dem 1610 neu errichteten Grüningen. 

2. In der Übernahme des Patronatrechtes durch 
den Staat über die seit der Reformation neugegrün- 
deten Kirchgemeinden. Ihre Zahl betrug im 16. Jahrhundert J 
ungefähr 20 und auch im 17. und 18. Jahrhundert hörten die i 
Neubildungen nicht auf 2 ). Dabei wurden nicht nur Teile von 
Kirchgemeinden fremder Kollatur zu staatlichen Patronaten ge- 
schlagen, sondern häufig auch solche Filialen vom Rate über- 
nommen. Dahin sind zu zählen z. B. Affoltern 1682 bei seiner 
Trennung von Höngg, das nach Wettingen gehörte, Feuerthalen 

1675 bei seiner Trennung von dem Schaffhausen zustehenden 
Laufen und Seebach 1664 bei seiner Trennung von dem nach 
Wettingen gehörigen Kloten. 

3. In der Erwerbung aller zürcherischen Patro- 
nate durch den Staat aus den Händen ihrer früheren 



!) Stähelin, Zwingli. Bd. II. S. 75. 

2 ) Über die Einzelheiten vgl. Bloesch, Geschichte der schweizerisch-refor- 
mierten Kirchen. Bd. I. Bern 1898. und G. Meyer von Knonau, Der Kanton 
Zürich. Bd. II. S. 364. " * 
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thur gekommen war, 1694 Knonau tauschweise vom Frauenstift 
Schännis. 

Im 18. Jah rhundert: 1756 Marthalen von der Gemeinde, 
die es vom Kloster Rheinau erworben hatte, 1765 Lufingen durch 
verschiedene Hände von St. Blasien, 1790 Bubikon und Wald vom 
Gerichtsherrn Escher, der sie 1789 vom Johanniterhaus gekauft 
hatte und 1791 Hinweil von den Johannitern. 

Im 19. Jahrhundert: 1804 Glattfelden vom Domstift Kon- 
stanz, 1805 Niederweningen und Schöfflisdorf von Konstanz, 1806 
Laufen von Konstanz, 1808 Stammheim von der Regierung von 
St. Gallen als Rechtsnachfolgerin des dortigen Klosters, 1809 Rus- 
sikon von der Regierung von St. Gallen namens des Spitals 
Uznach, 1812 Grüningen von der Familie Schmid und Birmensdorf 
und Stallikon von der badischen Regierung als Rechtsnachfolgerin 
des Stiftes St. Blasien, 1818 Meilen vom Kloster Einsiedeln, 1824 
Stäfa von Einsiedeln, 1827 Uitikon von den dortigen Gerichts- 
herren, 1828 Männedorf von Einsiedeln, 1833 vom Grossmünster- 
stift bei dessen Aufhebung Albisrieden, Dällikon, Dietlikon, Ror- 
bas, Schwamendingen, Seebach, Wipkingen, Wytikon, Zollikon, 
Zumikon und zwei Diakonate am Grossmünster, 1833 ferner Wild- 
berg vom Spital Rapperswil, 1834 Brütten, Schwerzenbach, Wei- 
ningen von Einsiedeln und Illnau von der Stadt Schaffhausen als 
Rechtsnachfolgerin des Stiftes Allerheiligen, 1836 Berg von Rheinau, 
1837 Weisslingen, Bäretsweil, Turbenthal, Wyla von der Familie 
von Breitenlandenberg, und Höngg von der aargauischen Regierung 
als Rechtsnachfolgerin des Klosters Wettingen, 1838 auf letztere 
Weise auch Kloten, Otelfingen, Dietikon-Urdorf und Thalweil, 1856 
Pfungen, Seuzach und Wülflingen von Winterthur und 1864 Andel- 
fingen und Dägerlen von der Stadt Schaflfhausen als Rechtsnach- 
folgerin des Stifts Allerheiligen. 

Die Art des Übergangs im Einzelnen war verschieden, je 
nachdem der Patronat als Ganzes, mit allen Rechten und Pflichten, 
die ihm ursprünglich eigen waren, oder teilweise, d. h. nur die 
Stellbesetzung mit den Pflichten des Patrons übernommen wurde. 
Der erste Fall bildete in der älteren Zeit, als der Patronat noch 
als Einheit erschien, die Regel. Da infolge des Zehntens und an- 
derer Vermögensrechte hier ein bedeutendes Aktivum nach Abzug 
von Bau- und Kompetenzpflicht vorhanden war, zahlte der Uber- 
nehmer, also der Staat, den Kaufpreis und nur hier kann man von 
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IV. Die Rechte des Patrons. 



§ 9. Die Kollatur. 

Das hauptsächlichste Recht des Patrons ist nach gemeinem 
Kirchenrecht die Präsentation eines oder mehrerer Kandidaten 
gegenüber dem Bischof, nach zürcherischem Kirchenrecht war es 
die freie Kollatur. Die Glaubenstrennung brachte auch hier eine 
Änderung und damit eine Unterscheidung zwischen auswärtigen 
Patronen einerseits und dem Rate und einheimischen Patronen 
anderseits. 

1. Die auswärtigen Patrone. Der reformierte Staat 
konnte nicht zugeben, dass auf seinem Territorium noch katholische 
Geistliche gewählt wurden, hatte er doch von Amtes wegen für 
die Verbreitung des reinen Evangeliums zu sorgen. So trat der 
Fall ein, dass katholische Patrone reformierte Pfarrer zu wählen 
hatten, eine Tatsache, die uns heute merkwürdig erscheint, sich 
aber leicht daraus erklärt, dass die Interessen des deutschen Pa- 
trons in erster Linie vermögensrechtliche waren, während die 
Stellbesetzung ein Accessorium darstellte 1 ). Die Gefahr, dass 
Katholiken gewählt würden, beseitigte der Rat dadurch, dass er 
das bisher freie Kollaturrecht der Klöster zu einer collatio nee 
libera herabdrückte, d. h. es durften nur solche Kandidaten ge- 
wählt werden, welche er vorschlug. Diese Änderung konnte nur 
auf vertraglichem Wege geschehen, wobei jedoch materiell die 
Parteien sich ungleich gegenüber standen. Anfangs präsentierte 
der Rat regelmässig nur ein Mitglied des zürcherischen Mini- 
steriums, als sich die konfessionelle Aufregung gelegt hatte, wagte 
er es mit mehreren, und nach lange Zeit schwankender Praxis 
bildete sich für alle Kollaturen der Dreiervorschlag. So bestimmte 
ein Ratsbeschluss von 1668 ausdrücklich. Die drei Vorzuschlagen- 



l ) Seit dem westphälischen Frieden wurde in Deutschland Übereinstimmung 
des Patrons und des Benefiziars in der Konfession nicht mehr gefordert. Preus- 
sisches Landrecht II. 11. § 340. Dove in der Zeitschrift für Kirchenrecht. 
Bd. IL S. 713. Juden konnten dort den Patronat nicht ausüben. Dagegen er- 
zählt G. Meyer v. Knonau, der Kanton Zürich. Bd. IL S. 404, dass ein Jude Pa- 
tronatrecht besass in St. Gilgen in Enge und es im Jahre 1400 an das Kloster 
Selnau veräusserte. 
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Nachdem während der Helvetik die Verwaltungskammer die Wahlen 
vorgenommen hatte, trat an ihre Stelle wieder der Kleine Rat x ) und 
dann der Regierungsrat. Das Gesetz betreffend die Pfarrpfründen, 
rücksichtlich welcher nach Art. 85 der Verfassung nähere Bestim- 
mungen zu treffen sind, vom 20. Christmonat 1831 (0. G. I. S. 323) 
übertrug der Regierung in § 11 auch diejenigen Patronate, welche 
den andern eben genannten Behörden gehört hatten. Statt dem 
Examinatorkonvent machte jetzt der Kirchenrat den Vorschlag. 
Aber inzwischen war eine durchgreifende Änderung eingetreten, 
eine Änderung, die von den Gemeinden schon zur Reformationszeit 
gefordert, so lange als Unmöglichkeit erscheinen und mit der Ab- 
schaffung von Zehnten und Eigentum auf eine Stufe gestellt werden 
musste, als der Gedanke vom Patronat als einheitlichem Rechts- 
institut mit korrespondierenden Rechten und Pflichten noch leben- 
dig war. Erst nachdem der Zusammenhang der einzelnen Befugnisse: 
Stellbesetzung, Zehntrecht, Recht an der Pfründe, und der Ver- 
pflichtungen : Besoldungs- und Baupflicht, in Vergessenheit geraten 
war, konnten diese Splitter als selbständige Ganze behandelt und 
verteilt werden. Dies geschah durch die kantonale Verfassung 
vom 10. März 1831 (0. G. I. S. 1), welche in Art. 85 den Gemeinden 
das Wahlrecht der Geistlichen einräumte. Der staatliche Patronat 
war damit gleichsam enthauptet, indem in der Hauptsache nur 
noch die Pflichten bestehen blieben, abgesehen von der Genehmigung 
der Wahl durch den Regierungsrat, während die Privatkollatoren 
sich teils mit einem Vorschlag gegenüber der Gemeinde, teils so- 
gar mit einer Anzeige der geschehenen Wahl begnügen mussten. 
Über die sog. < inneren > Privatkollatoren ist zu be- 
merken, dass ihnen der Vorschlag regelmässig erlassen wurde, 
während sie im übrigen, ohne eine erhebliche Rolle zu spielen, das 
Schicksal der anderen Patronate teilten. 

§ 10. Das Zehntrecht. 

Unter den Vermögensrechten des Patrons ist als das wichtigste 
der Zehnt zu nennen. Es ist dies eine Grundsteuerberech- 
tigung, kraft deren der Zehntherr aus den ihr unter- 
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*) Gesetz betreffend die Organisation des Kirchenwesens des Kantons Zürich 
vom 2. Juni 1803. (M. S. I. S. 81) Art. 4 und Gesetz betreffend die Pfarrwahl- 
ordnung vom 16. Dezember 1803 (M. S. I. S. 350) Art. 1. 
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worfenen Grundstücken den zehnten Teil derFrüchte 
erhebt; welche aus der Bewirtschaftung derselben 
gewonnen werden 1 ). Ohne näher darauf einzutreten, geben 
wir eine kurze Übersicht über die Arten des Zehnt s. Man 
unterscheidet : 

a) Kirchenzehnt, decima ecclesiastica, der zu kirchlichen 
Zwecken begründete, welcher auch einem Laien zustehen kann 
und Laienzehnt, dec. saecularis, der auch geistlichen Personen 
zustehen kann. Der Zehnt des Patrons als solchem war Kirchenzehnt. 

b) Blutzehnt, dec. sanguinalis, der auf Viehertrag und 
Feldzehnt, dec. praedialis, der auf Feldertrag gerichtete. 

c) Grosser Zehnt, in Zürich durch gesetzliche Vorschrift 
Wein, Kernen, Korn, Weizen, Hafer, Roggen, Bohnen, Gerste, 
Erbsen, Heu und Emd umfassend und kleiner Zehnt, bestehend 
aus Birnen, Äpfeln, Ölsamen, Nüssen, Erdäpfeln u. s. f. 

d) Dec. generalis, welche auf alle, dec. specialis, 
welche nur auf bestimmte Früchte gelegt ist. 

e) Dec. universalis lastet auf allen Grundstücken eines 
Gebietes, dec. particularis nur auf einzelnen. Bei der ersteren 
kommt der Rottzehnten oder Neugrützehnten, dec. novalis, vor. 

Die Zehntberechtigung des Patrons wird nicht nur durch zahl- 
reiche Rodel und Urbarien bezeugt, sondern geht auch aus vielen 
Ratsentscheiden hervor 2 ). Am 11. Juni 1525 3 ) bezeichnete der 
Rat als zehntberechtigt auf zürcherischem Gebiete in unvoll- 
ständiger Aufzählung auswärtiger Subjekte mit und ohne Patronat 
folgende : Das Stift zu Konstanz, die Abte von St. Gallen, Kreuz- 
ungen, Schaffhausen, Rheinau, Petershausen, Wettingen, Muri, 
Engelberg, Einsiedeln, die Spitäler zu Baden, Rapperswil und 
andere, die Frauenklöster Münsterlingen, Aliensbach, Diessenhofen 
und Wurmsbach. Am Schlüsse des 18. Jahrhunderts bezog der 
Bischof aus dem Kanton Zürich jährlich Zehnten im Werte von 
3135 fl. , das Kloster St. Leodegar in Luzern für 1000 fl., die 
Stadt Rapperswil für 450 fl., der Spital zu Baden für 2931 fl. 
Allen auswärtigen Patronen zusammen wurde eine jährliche Abgabe 



*) Heusler, Institutionen. Bd. I. S. 351. 

2 ) Durch die schon angedeutete Zerstückelung des Patronates wurden ein- 
zelne Ausnahmen geschaffen, so in einigen landenbergischen Eollaturen. 

3 ) Egli, Aktensammlung Nr. 742. 
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entrichtet im Werte von 53,083 fl. x ) Analog waren die Rechte der 
aufgehobenen Klöster gewesen, und es geht daraus hervor, wie 
grosse Mittel dem Staate durch die Säkularisation zuflössen 2 ). 

Der Patron bezog freilich den Zehnten in der Regel nur allein, 
wenn eine Inkorporation stattgefunden hatte, sonst hatte er ihn 
mit der Pfründe zu teilen. (Vgl. § 11.) Aber auch im letzteren 
Falle ist es das Zehntrecht, welches zur Kompetenz- und Baupflicht 
verbindet. Ja der Zusammenhang von Recht und Pflicht ist so 
eng, dass oft die Pflicht ähnlich einer dinglichen Last auf das 
Zehntrecht gelegt erscheint. 



Y. Die Kompetenzpflicht. 3 ) 



A. Der ursprüngliche Zustand. 

§ IL Die Pfründe und ihre Zusammensetzung. 

Unter Kompetenzpflicht verstehen wir die Pflicht des 
Patrons, dem Geistlichen die Mittel zu angemesse- 
nem Lebensunterhalte zu gewähren (id quod competit). 
Der Patron kann dieser Pflicht auf verschiedene Weise genügen, 
einmal, und dies ist der ursprüngliche, der Naturalwirtschaft am 
meisten entsprechende Weg, durch Ausstattung mit Grundstücken, 
ferner durch Anweisung von Einkünften von dritten oder endlich 
durch direkte Zuwendung des Notwendigen, sei es in Naturalien, 
sei es in Geld. Das dem Geistlichen zu Gewährende, die prae- 
benda oder Pfründe, auch das beneficium genannt, wurde durch 
Zusammentreffen der drei Besoldungsarten und Hinzutreten selb- 
ständiger Leistungen anderer Personen zu einer Vermögensmasse, 



1 ) Hofmeister, Einkommen der geistlichen Pfründen. Zürich 1789. 

2 ) Über die Zehntverhältnisse auf zürcherischem Gebiete vgl. A. Eadorn, 
Die politischen und sozialen Zustände im Kanton Zürich gegen Ende des acht- 
zehnten Jahrhunderts. Berner Diss. Biel 1890. 'S. 21 und 22. 

8 ) Über die Abschnitte V und VI, den Hauptteil unserer Arbeit, existiert, 
abgesehen von den Gemeindemonographien, welche wenig Einschlagendes ent- 
halten, keine Litteratur. Unsere fast ausschliessliche Quelle war das Staatsarchiv 
Zürich. (St. A. Z.) 
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vom Kloster St. Blasien an Grundzinsen assigniert 5 Mtitt Kernen und 
1 Malter Haber, Grundzinse an vielen Posten 31 Mütt 2 Vrtl. 2 Vlg. 
Kernen, vom Stift Grossmünster 3 Mütt Kernen, 2 Malter Haber 
und 30 fl. Geld. Die Ausgeländnutzung betrug V 2 Mütt Kernen 
von einem Acker, dazu Wieswachs zu 2 Kühen. Ausser Wohnung 
und Garten erhielt der Pfarrer Holz genug mit Transportkosten. 

Einfacher lagen die Verhältnisse nach einem Verzeichnis von 
1529 x ) in Männedorf. Die Pfrund bestand hier aus 40 Mütt 
Kernen, 11 Eimer Wein und 5 Pfd. Geld, welche der Abt von 
Einsiedeln als Patron verabreichte, 12 Pfd. welche unsere Herren 
von Zürich aus Gnaden beisteuerten, einem Haus mit gar wenig 
Reben und einem kleinen Ausgeländ. 

Ahnlich bei den meisten Inkorporationen so in R ü t i x ) : Die 
Behausung bei dem Kloster, vom dortigen Amt 30 Mütt Kernen, 
10 Malter Haber, 12 Eimer Wein, 38 Pfd. Geld, 12 Klafter Buchen- 
holz ohne Kosten, ausserdem eine Wiese für 2 Kühe, ein kleiner 
Krautgarten und Obst. 

Die angeführten Beispiele mögen einen Begriff geben von der 
Zusammensetzung der Pfründen, indem sie alle wesentlichen oder 
wenigstens regelmässigen Bestandteile enthalten. Diese Bestand- 
teile sind folgende: 

1. Das Pfarrhaus mit Zubehör. Dazu gehörten Hof, 
Garten, Scheune, Stall, Waschhaus, Holzschopf und allfällige j 
Prädialservituten. Die sog. Pfarrgebäude resp. das sie tragende C 
Grundstück haben, wie unten zu zeigen sein wird, eine vom übrigen 
Pfrundgut abweichende Behandlung erfahren, weil sie für den 
Patron ein Passivum darstellen. 

2. DasAusgelände. Es sind nutzbare Grundstücke, welche 
früher vom Pfarrer selber bebaut, später hie und da verpachtet 
wurden. Es fand sich bei den meisten Pfründen, fehlte aber nach 
den statistischen Erhebungen der Pfrundkommission 2 ) im November 
1833 in den Pfarreien Meilen, Erlenbach, Ötweil, Zumikon, Bachs, 
Hütten, Langnau, Oberrieden, Rüschlikon, Dietlikon, Glattfelden, 
Rorbas und Wallisellen. 

Die nutzbaren Grundstücke bestanden in Wiesen, Ackerland, 
Reben, Waldung, Streuiland, Hanfland, Weideland, Torfboden; 



J ) St. A. Z. Finanzarchiv, Pfrundurbarien. 

2 ) St. A. Z. Finanzarchiv, Protokolle der Pfrundkommission. 
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auch grössere Obstgärten wurden dazu gerechnet. Art und Grösse 
des Ausgeländes differierte von Ort zu Ort beträchtlich. Gossau *) 
besass 1540 4 Juchart Reben, für 2 Haupt Winteri, Hanfland 
und Gehölz, Riffersweil *) 1529 1 Mannwerch Wiesen, genannt der 
Gaissbühl, 1 Mannwerch Wiesen in der Ibach, Heuwachs für 3 
Kühe, Mettmenstetten 2 ) 1790 l 1 /* Juchart Reben und Heuwachs 
zu 7 5 Kühen, Illnau 2 ) 3 Mannwerch Wiesen, 3 Vrlg. Ackerland, 
Kraut- und Baumgarten. Die staatlichen Vermessungen 3 ) ergaben 
für Egg 12 Juchart Wiesen, 6 Juchart Acker, 1 Juchart Reben, 
1 Juchart Streuiland und .6 Juchart Waldung, für Bauma 2 Juchart 
Wiesen, 10 Juchart Weide und 10 Juchart Holz, für Bachs nur 
(^ l 1 /« Juchart Holz. 

Der Ertrag des Ausgeländes war im Jahre 1810 in Stücken 
ausgedrückt 4 ) in Schlieren an Wiesen 4, Acker 2, Reben nichts, 
Utikon an Wiesen 10, Acker 2, Reben 20, Meilen an Reben V*» 
Lindau an Wiesen 8, Acker 2, Holz zwei Klafter. Hier mag noch 
die Notiz Platz finden, dass namentlich bei armen Pfründen dem 
Pfarrer die Grasnutzung des Kirchhofs eingeräumt zu werden pflegte. 

3. Grundzinse. Sie gehören zur zahlreichen Gruppe der 
deutschen Reallasten. Der Grundzins, census, ist eine auf Grund 
und Boden gelegte und aus Grund und Boden erhobene, ein für 
allemal auf ein bestimmtes Quantum von Bodenfrüchten, später 
auf einen fixen Geldbetrag gestellte Abgabe 5 ). Die der Pfründe 
Jf zustehenden Grundzinse, obwohl äusserlich gleich, zerfallen ihrer 

Entstehung nach in zwei Gruppen: 

a) Ältere Grundzinse oder Grundzinse im engern Sinne 
sind Abgaben infolge Abhängigkeitsverhältnisses, (Gutsherrschaft, 
Gerichtsherrschaft, Vogteiherrschaft, Kirchenhoheit) 6 ) welche von 
einem zum erblichen Besitze überlassenen Grundstück an den Eigen- 
tümer entrichtet werden. Sie können in Naturalien oder Geld 
bestehen, indem der Grundherr eine beliebige Verpflichtung aus- 
bedingen kann wie Ostereier, Fasnachtshühner, Fische und nament- 
lich Früchte. 



X 



J ) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Allgemeines. 

2 ) St. A. Z. Finanzarchiv, Pfrundurbarien. 

3 ) Vom 16. Februar 1821. St. A. Z. Finanzw., Pfrundsachen, Allg. 

4 ) St. A. Z. Finanzw., Pfrundsachen, Allg. 

5 ) Heusler, Institutionen § 71,2. 

6 ) Stobbe, Deutsches Privatrecht. Bd. II. § 100 IV. 
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b) Neuere Grundzinse, Renten oder Gülten, welche 
historisch unmerklich aus den vorhin genannten entstehen *). Sie 
werden auf ein Grundstück gelegt durch privatrechtliches, hierauf 
allein gerichtetes Rechtsgeschäft des Eigentümers 2 ), der Pfründe 
gegenüber gewöhnlich als liberale Zuwendung. Im Jahre 1529 
verbot der Rat, neue Fruchtgülten zu bestellen, so dass sie auf 
Geldzahlungen beschränkt blieben. 

So verschreiben den 11. November 1553 Uli Lutenschlacher, 
Hauptschuldner, Heini, sein Bruder, Hans und Simon Keller von 
Breiti und Wernli Keller von Winterberg, Mitschuldner, der Pfrund 
Lindau um 200 Pfd. den jährlichen Zins von 10 Pfd. auf und ab 
des Hauptschuldners Haus und Hof zu Kloten 3 ). Am 5. Dezember 
1608 verschreibt Hans Bernhard zu Benken dasiger Pfarrpfrund 
100 seh. und 5 seh. jährlichen Zins auf und ab Behausung, Hof 
und Hofreuti 4 ). 

Hittnau 5 ), eine der reicheren Pfründen, bezog an Grundzinsen 
im Ganzen 27 Mütt Kernen Winterthurer Mass, 9 Mütt Kernen 
Zürcher Mass, 12 Mltr. Haber, l 1 /* Pfund Wachs, 6 Güggel, 4 
Hühner, 125 Eier, 50 Albulen aus dem Pfäffikersee. Rafz 5 ) hatte 
an Grundzinsen «die mit vieler Mühe eingezogen werden müsssen», 
19 Mütt Kernen, 9 Mütt Roggen, 12 Mütt Haber und l 1 /* Saum 
Wein. Winterthur 5 ) bezog Grundzinse im 'Werte von 3 Pfd. von 
3 Wiesen, 140 Eier und 12 Herbst- und Fasnachtshühner. 

4. Zehnten 6 ). Je nachdem bei einer Pfründe die Zehnten 
oder die anderen Einkünfte überwogen, nannte man sie Zehnten- 
oder Kasten-, auch fixierte Pfrund; waren beide Arten des Ein- 
kommens ungefähr gleich, so hiess sie gemischt. Diese Unterschei- 
dung war praktisch wichtig, galt doch der Zehnt als die unsicherste 
und beschwerlichste Gattung von Einkommen. «Denn ungeachtet 
der Ertrag der Zehnten auf einigen Pfründen wirklich beträchtig 
werden kann, so ist doch die Einsammlung desselben und noch 
mehr die nicht selten entstehenden Zehntenstreitigkeiten höchst 
unangenehm und muss jedem Pfarrer auf eine doppelte Art lästig 



*) Bluntschli, Staats- und Rechtsgeschichte. Bd. I. §20. Beispiel S. 421. 

2 ) Stobbe, Bd. II. § 104. 

3 ) St. A. Z. Urkunden : Amt Töss 870. 

4 ) Ebenda, Obmannamt 954. 

5 ) Hofmeister, Pfründen. 

6 ) Über das Allgemeine vgl. oben § 10. 
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werden, weil er entweder seine ihm angewiesenen kleineren oder 
grösseren Einkünfte sich muss schmälern lassen oder aber in die Not- 
wendigkeit versetzt wird, in unschickliche Prozesse zu geraten » *). 
Das Zehntrecht war zwischen dem Patron und der Pfründe 
so geteilt, dass alle denkbaren Abstufungen vorkamen. Selten 
stand der ganze Zehnten der Pfrund zu. Öfters, so bei den inkor- 
porierten Pfründen meistens, bezog der Patron alle Zehnten. In 
der Regel jedoch wurde ein Teil vom Patron und ein Teil von der 
Pfründe bezogen. Diese Verteilung stellt sich im Einzelnen unge- 
fähr f olgendermassen dar : 

a) Der grosse Zehnten gehörte am Schluss des 18. Jahr- 

khunderts 2 ), um nur die unter staatlichem Patronat stehenden zu 
nennen, der Pfründe in Äugst, Bonstetten, Knonau, Masch wanden, 
Ottenbach, Glattfelden, Laufen, Fehraltdorf, Wald, Fällanden zu 3 /s, 
Flaach, Dielsdorf, Lindau, Regensberg, Dättlikon, Ellikon und 
Rickenbach. Letztere, besonders gut dotierte Pfarrei, verzeichnete 3 ): 
Zehnten zu Rickenbach: 15 Mütt Gersten, 70 Mütt Kernen, 6 Mütt 
Bohnen, 14 Mütt Roggen, 28 Mltr. Haber, 4 Mütt Erbsen, 70 Saum 
Wein und Heuzehnten von 138 1 /2 Maad Wiesen. Zehnten aus dem 
Holzgreut ab 2 Zeigen: 6 bis 7 Mütt Kernen, für Hanf 1 fl. 20 seh. 
Zehnten von Sulz der Pfarrei Dynhard ab verschiedenen auf allen 
drei Zeigen zerstreuten Stücken und Gütern: 6 bis 8 Mütt Kernen, 
für Heu- und Hanf zehnten 3 fl. 22 seh., 1 Saum Wein und end- 

*" lieh der Zehnten von Hirten der Pfarrei Ellikon ab 2 Zeigen: un- 

f% gefähr 4 Mütt Kernen. 

• 

b) Es mochte auch der sog. trockene Zehnten dem Patron, 
und vom grossen Zehnten nur der Weinzehnten der Pfründe 
zustehen, dies war der Fall 2 ) in Aflfoltern a. A., Kappel, Hedingen, 
Mettmenstetten, Ottenbach, Riflfersweil, Niederweningen, Schöfflis- 
dorf, Wyl, Weiach, Ossingen, Fraumünster und Buchs. Ferner 
kam es vor, dass der Heu- und Emdzehnten gesonderte Behand- 
lung erfuhr. 

c) Der kleine Zehnten erscheint als regelmässiger Posten in 
den Pfrundurbarien und wurde daher auch Kirchzehnt genannt. 



*) J. J. Wirz, Geschichte des Kirchen- und Schulwesens in Zürich. Zürich 
1794. Bd. IL S. 392. 

2 ) St. A. Z. Finanzw., Pfrundsachen, Allg., Schriften der Domänen-Ver- 
waltung. 

3 ) Pfründenbüchlein, undatiert und ohne Angabe des Verfassers. 

3 
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Zur Reformationszeit stark angefochten, weil er sich aus der Bibel 
nicht beweisen lasse, vermochte er sich dennoch zu halten und 
spielte eine grosse Rolle. Er wurde, namentlich in späterer Zeit, 
oft in Geld entrichtet. Statt der Aufzählungen in Urbarien, die 
sich im wesentlichen alle decken, mögen hier einige Beschlüsse des 
Rates Platz finden, der sich häufig mit solchen Streitigkeiten zu 
befassen hatte 1 ). 

Er entschied am 1. Dezember 1567, dass der Pfrund Uster der 
Zehnten ab allen Reblauben und Reben an den Bäumen in der 
ganzen Pfarre gehören solle. Am 19. September 1569 wurden 
Melcher Steinmann und Mithafte von Weisslingen verurteilt, dem 
Pfarrer daselbst von den neun Hofstätten, den Kraut- und Baum- / 

gärten, auch Schweinen, Gänsen und Hühnern den kleinen Zehnten ; 

wie andere zu geben. Am 9. November 1699 wurde der kleine 
Zehnten von den Häusern und Gütern zu Unterriflfersweil dem 
Pfarrer zu Mettmenstetten ab- und demjenigen von Riflfersweil zu- 
gesprochen. Am 26. März 1749 wurden drei Herren verordnet, zu 
untersuchen, ob wirklich der Pfarrer zu Glattfelden auf Kosten des 
Bischofs von Konstanz sein Recht auf den kleinen Zehnten zu 
weit ausdehne. 

d) Der Zehnten war in unserem Gebiete decima universalis, er 
lastete prinzipiell auf allem bebauten Lande. Im Zweifel musste 
die Zehntenfreiheit vom Eigentümer bewiesen werden 2 ). Wurde ! 

unbebautes Land urbar gemacht, so war auch von diesem der i 

Zehnten zu entrichten. Dieser Neugrützehnt stand nach all- 
gemeinen Grundsätzen dem regulären Zehntgläubiger, also hier dem I 
Patron zu. Ein unseren Gegenden eigentümliches Gewohnheits- 
recht verpflichtete ihn jedoch, den neuen Zehnten während der drei 
ersten Jahre der Pfründe zu überlassen. Dies war aber nur bei 
Zehntenpfründen der Fall. Ausnahmsweise und mit dem Willen 
des berechtigten Pfarrers konnte anders darüber verfügt werden 8 ). 
Der Rat bezeichnete das Gewohnheitsrecht als gemeinen Lands- 



x ) Wir entnehmen den Inhalt der zürcherischen Ratsmanuale dem aus- 
gezeichneten, von Meyer in 37 Bänden ausgearbeiteten Promptuarium auf dem 
St. A. Z. Auf dieses Werk (M. R.) sei ein für allemal verwiesen. 

2 ) M. R. Montag nach Martini 1525, 19. September 1562. 

3 ) M. R. 29. Juni 1657. In Andelfingen wurde z. B. wegen der grossen 
Müh und Arbeit, so die Leute mit etwas Neugrüt gehabt hatten, die erste 
Nutzung der Gemeinde überlassen. 
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gebrauch und erkannte in diesem Sinne z. B. am 20. April 1625 
für Affoltern a. A., am 23. Mai 1625 für Steinmaur, am 2. und 
21. Juli 1625 für Bassersdorf, am 30. Oktober 1639 für Rümlang, 
am 30. September 1654 und 29. August 1655 für Thal weil und am 
5. November 1691 für Urdorf. 

Die oben angeführten Nachteile des Zehntens hatten zur Folge, 
dass vielfach die jährlich wechselnde Leistung in ein « Fixes >, einen 
festen Betrag umgewandelt wurde, der ohne Rücksicht auf gute und 
schlechte Jahre bezahlt werden musste. Dies ist die sog. Zehnt- 
gilt, decima impropria, welche namentlich als Heu- oder Strohgeld 
vorkam. Im Jahre 1797 zahlte Stammheim an die Pfrund 120 fl. 
Heugeld, Neftenbach 10 fl., Schwerzenbaclr 4 fl. 5 seh., während 
gleichzeitig in Mettmenstetten 300, in Maur 200, und in Rafz 
100 Garben oder Wellen entrichtet wurden. 

5. Direkte Zuwendungen von Seiten des Patrons. 
Sie standen im umgekehrten Verhältnis zum Anteil der Pfründe 
am Zehnten, denn je mehr der Patron diesen für sich selber bezog, 
je weniger er davon dem Pfarrer angewiesen hatte, um so grösser 
mussten diese direkten Leistungen sein, und sie waren daher bei 
den inkorporierten Pfründen am grössten. 

Der Rat hatte immer aufs neue säumige Patrone an ihre 
Pflicht zu erinnern, welche sie ganz oder teilweise vernachlässigten 
oder in Abrede stellen wollten. Er verordnete so am Samstag 
nach Laurenz 1527, dass aus dejn Zehnten zu Thalweil, . welcher 
dem Abte von Wettingen gehörte, der dortige Priester mit < ziem- 
licher > Nahrung versehen und erhalten werde, am 26. Oktober 
1635, dass dem Abt zu Einsiedeln «zum Uberfluss> geschrieben 
werde wegen Verabfolgung der Pf rundkompetenz , sonsten man 
auf das hiesige Amt greifen werde und ebenso am 13. März 1637, 
dass die Klosterfrauen zu Diessenhofen die Kompetenz entrichten 
sollen, da man sich im Weigerungsfalle aus ihren Gefällen in 
hiesiger Jurisdiktion schadlos halten würde. Durch Urteile vom 
10. Oktober 1657, 3. September 1738 und 28. Oktober 1755 ent- 
schieden Mgn. Hhrn. in einer weitläufigen Streitigkeit zwischen 
dem Pfarrer von Berg und dem Abt von Rheinau wegen Aus- 
richtung einer Mostsuppe aus dem Zehnten zu Berg zugunsten des 
ersteren. 

Andererseits ersehen wir die direkten Leistungen der Patrone 
aus den Rechnungen der Ämter des Rates und der auswärtigen 
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Herren 1 ), Die Rechnung des Amtes Kappel von 1565 enthält die 
Kompetenzen an die Herren Prädikanten von Kappel, Hausen, 
Mettmenstetten, Maschwanden, Hedingen, Riffersweil, Affoltern und 
Kilchberg. Die Rechnung des Amtes Petershausen von 1594 ver- 
zeichnet unter den Ausgaben : an den Herrn Pfarrer zu Oberwinter- 
thur 60 Mütt Kernen, 65 Mltr. Haber, 15 Saum Wein, 80 Pfd. 
Geld und an den Herrn Pfarrer zu Wiesendangen 30 Mütt Kernen, 
12 Mltr. Haber, 10 Saum Wein und 50 Pfd. Geld. Aus dem Amt 
Einbrach wurden laut Rechnung von 1694 entrichtet an die Pfrund 
Embrach 30 Mütt Kernen, 10 Mltr. Haber, 12 Vrlg. Schmalsaat und 
80 Pfd. Geld, an Lufingen 46 Mütt Kernen, 10 Mltr. Haber, 2 Vrlg. 
Schmalsaat, 10 Saum Wein und 60 Pfd. Geld, an Dynhard 63 Mütt j 

Kernen, 6 Mltr. Haber und 6 Pfd. Geld, an Rorbas 14 Mütt, 2 j 

Vrtl. Kernen und 2 Mltr. Haber, an Flaach und Dorf 15 Saum 
Wein und an Altikon 14 Mütt Kernen, 2 Mltr. Haber und 6 Saum 
Wein. Wir sehen auch hier, wie der Vermögenskomplex der ehe- 
maligen Klöster mit allen Aktiven und Passiven bis ins einzelne 
erhalten blieb 2 ). Der Abt von St. Gallen zahlte noch im Jahr 1807 3 ) 
an Stammheim 40 Mütt Kernen, 10 Mltr. Haber, 15 3 /4 Eimer Wein, 
60 Wellen Stroh, 3 Fuder Heu und 1 Fuder Stroh und 3 fl. Geld. 
Einsied^ln verabfolgte zur selben Zeit an Weiningen 41 Mütt 
Kernen, 4 Mltr. Haber, 18 Eimer Wein, 120 Wellen Stroh und 
5 fl. Geld, an Brütten 42 Mütt Kernen, 40 Mltr. Haber, 10 Eimer 
Wein, 20 fl. Geld und 100 Wellen Stroh, an Männedorf 40 Mütt 4 

Kernen, 10 Eimer Wein und 5 fl. Geld, an Meilen 36 Mütt Kernen, 
5 Mltr. Haber, 20 Eimer Wein und 20 fl. Geld und an Stäfa 26 
Mütt Kernen, 4 Mltr. Haber und 10 Eimer Wein. 

6. Holzgerechtigkeiten. Um dem Geistlichen das nötige 
Holz zukommen zu lassen, konnte ihm ein Stück Wald als Bestand- 
teil der Pfründe eingeräumt oder das Holz direkt aus einem dem 
Patron gehörigen Walde, wo der Rat Patron war, also aus der 
Staatswaldung, zugeführt werden. Das Regelmässige aber war* 
dass die Pfründe eine Gerechtigkeit an der Gemeindewaldung be- 
sass. Solche Anteilsrechte, in Beziehung auf welche die verschie- 



*) St. A. Z. Finanzarchiv, Rechnungen der Ämter und Vogteien. 

2 ) Vgl. oben § 5. 

H ) St. A. Z. Finanzw., Pfrundsachen, Allgemeines. 
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§ 12. Die Lasten der Pfründe. 

Das eben geschilderte Einkommen wurde dem Pfarrer selten 
ganz ungetrübt zu Teil. Ausser der unten (§ 32) zu besprechenden 
Baupflicht trafen ihn allerlei kleine Leistungen bei seiner ohnehin 
prekären ökonomischen Stellung oft empfindlich. Da waren die 
Pfrundgrundstücke seit alter Zeit mit Grundzinsen oder Zehnten 
beschwert, oder er hatte gewisse Gefälle aus dem Zehnten, den 
er bezog, auszuscheiden. Dazu kamen die Transportkosten des 
Holzes und auf Grund verschiedener Titel allerlei Gefälle an den 
Schulmeister, den Sigrist, das Kirchengut, das Spendgut, das ^ 

Armengut oder die Gemeinde. 

Die Pf rund Egg hatte beispielsweise zu bezahlen 10 fl. an 
Herrn Oberst Holzhalb seinen Erben, 2*/2 fl. der Kirche zu Egg, 
272 fl. der Jungfer Meier in Zürich, 2 Vrtl. Kernen dem löblichen 
Stift in Zürich. 

Ihrer Eigentümlichkeit wegen seien noch zwei Verpflichtungen 
einzelner Pfarrer erwähnt, die sich mit unserer heutigen Auf- 
fassung pastoraler Tätigkeit schwer vertragen und auch der zürche- 
rischen Obrigkeit unwürdig erschienen. Zwar erkannte sie noch 
am Montag nach Judica 1521 in einem Streite zwischen der Ge- 
meinde Dübendorf und ihrem Geistlichen, dass letzterer das tun 
solle, was seine Vorfahren auch getan haben und einen Meydom, ^ 

einen Stier und ein Wucherschwein halten nach Ausweisung des 
Gemeinderodels. Doch schon am 17. Febr. 1556 wurde verfügt, 
dass diese Pflicht gegen angemessene Entschädigung auf einen 
Laien, Jörgen Weber, übergehen solle. 

Am Mittwoch nach Galli 1540 erging ein Ratsbeschluss, der 
Prädikant zu Regensdorf und andere sollen der Sauen zu hüten 
und der Gemeindwerke ledig sein, damit nicht Ärgernis bei den 
Leuten entstehe und man nicht sagen möge, wir machen aus 
Dienern der Kirche Sauhirten. 

§ 13. Die Rechtstitel der Pfründe. 

Die Pfründe stellte einen Komplex vieler, meist dinglicher 
Rechte dar. Die Titel, auf welche sich diese Rechte stützten, 
waren einerseits Rechtsgeschäfte wie Schenkungen, Verkäufe, 
Vermächtnisse u. s. f. und andererseits Schiedssprüche und $ 
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Gerichtsurteile. Wohl wurden die entsprechenden Urkunden 
so gut als möglich aufbewahrt, aber wo die Begründung der 
Rechte in uralte Zeit hinaufreichte, wie die des Zehntens, der 
durch die Kapitularien Karls des Grossen eingeführt worden war, 
oder wo die Beweisschriften untergegangen waren, musste auf das 
Herkommen, die unvordenkliche Verjährung abgestellt 
werden. Die allgemeinen Erfordernisse dieser Verjährung, welche 
nach deutschem Gewohnheitsrechte alle Zustände der Rechtsaus- 
übung und Rechtsnichtausübung sanktionierte x ), galten auch 
hier. Sie setzt nämlich voraus, dass ein Zustand faktisch so 
lange bestanden hat, dass die memoria hominum nichts anderes 
mehr kennt und ferner, dass dieser Zustand als durch ein Recht 
gefordert angesehen wurde. Das erste Erfordernis war um so 
leichter nachzuweisen, als sich die Leistungen an die Pfründe alle 
Jahre, alle Halbjahre, ausnahmsweise alle Vierteljahre wiederholten. 
Auch das zweite war nur selten bestritten, am meisten bei den 
Gemeindegerechtigkeiten. 

Man liebte es, zur leichteren Beweisbarkeit und zur Orien- 
tierung die gesamten Pfrundeinkünfte in Pfrundurbarien, Pfrund- 
büchern, Grundzins- und Zehntrödeln zusammenzustellen. Daraus 
wurden später kurze, übersichtliche Verzeichnisse zum Gebrauche 
der Geistlichen ausgezogen. 

Als Beispiel seien die Beweisurkunden der Pfründe 
Rümlang angeführt. Es sind, soweit sie sich auf dem Staats- 
archiv befinden 

1. Ein Verzeichnis aller zur Pfarre gehörigen Dörfer, Höfe, 
Kommunicanten und des jährlichen Einkommens an Früchten, Geld 
und liegenden Gütern. Undatiert 2 ). 

2. Ein ähnliches, unvollständigeres Verzeichnis. Undatiert 3 ). 

3. Verzeichnis des jährlichen Einkommens aus Pfarrer Brunners 
hinterlassenen Schriften. Undatiert 4 ). 

4. Eigentliches Einkommen der Pfarr und der Kirchgenossen 
von 1655 B ). 



*) Windscheid, Pandekten. Bd. II. § 113. 
a ) St. A. Z. Obmannanit. 2511. 
3 ) Obm. 2512. 
*) Obm. 2513. 
5 ) Obm. 2514. 
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5. Ein ähnliches Verzeichnis von 1660 — 1665 i ). 

6. Verzeichnis des Einkommens der Jahre 1753 und 1764 2 ). 

7. Einkommen der Pfrund Rümlang und derselben Ausgaben. 
Undatiert 8 ). 

8. Gewissenhaftes Verzeichnis der Einkünfte und Ausgaben 
mit beiliegenden Verzeichnissen meiner Herren Antecessoren von 
Leonhard von Leer, dermaligen Pfarrer. 1801 4 ). 

9. Akten über den Neugrützehntenstreit zwischen dem Pfarrer 
und den Amtern des Klosters Wettingen und der Hochstift Kon- 
stanz zu Zürich vom 30. Okt. 1639 5 ). , 

10. Ein Kaufbrief vom 2. März 1824 6 ). ^ 

B. Die Rechte an der Pfründe. 

§ 14. Das Recht des Geistlichen an der Pfründe. 

Das Recht des Geistlichen, Benefiziar, Pfründner oder Compe- 
tenziarius genannt, welches ihm an der Pfründe zusteht, gehört 
zu den famosesten Kontroversen des kanonischen Rechtes. Dass 
er kein Eigentum habe, sondern nur ein eigentumsähnliches Recht 
ist zugegeben, welcher Natur aber dieses Recht sei, sehr streitig. 
Während in der älteren Litteratur von einem Recht an der Pfründe 
als Einheit gesprochen zu werden pflegte 7 ), wollen die neueren 
Kirchenrechtslehrer nur noch Rechte an den einzelnen Bestand- 
teilen der Pfründe gelten lassen, indem die Frage in der vorhin 
genannten Allgemeinheit nicht zu entscheiden sei 8 ). Die allein 
zutreffende, den Tatsachen gerecht werdende Auffassung scheint 
uns Gross 9 ) zu vertreten. Es sind nämlich zu unterscheiden 

1. Das Recht des Geistlichen dem Patron gegenüber, welches 
wir Kompetenzrecht nennen. 



1 ) Obm. 2515. 

2 ) Obm. 2516. 

3 ) Obm. 2517. 

4) Obm. 2518. 

5) Obm. 1089. 

6) Obm. 2574. 

7 ) So noch Hinschius bei Birkmeyer, Encyklopädie. 

8 ) Richter-Dove, Lehrbuch. 8. Aufl. S. 1326. Friedberg, Lehrbuch § 179 II. 
Zorn, Lehrbuch. § 28. B. I. 3. 

9 ) Gross, Das Recht an der Pfründe. Graz 1887. 



\ 
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2. Die Rechte des Geistlichen an den ihm zugewiesenen Ver- 
mögensbestandteilen, die Pfründenrechte (Sohm). 

1. Das Kompetenzrecht ist das Recht gegen den Patron 
auf Verabfolgung der Kompetenz. Es geht also, wie angedeutet, 
bald auf Tradition von Subsistenzmitteln (direkte Kompetenzzu- 
wendung), bald auf Einweisung (Institution oder Kollation) in 
Grundstücke oder auf Anweisung von Leistungen dritter (indirekte 
Kompetenzzuwendung). Der Umfang dieses Rechtes variierte von 
Ort zu Ort beträchtlich und konnte erst nach der Zentralisation 
für das ganze zürcherische Gebiet einheitlich normiert werden. 

^ Die Natur des Rechtes betreffend, spricht Gross für das kanonische 

Recht von einem weder dem römischen noch dem deutschen Rechte 
bekannten jus ad rem. Für unser germanisches Kirchenrecht ist 
wohl ein einfaches Forderungsrecht anzunehmen. 

2. Die Pfründenrechte. Es sind nach obiger Definition 
zu unterscheiden 

a) Das Recht an den Grundstücken. Es ist aner- 
kanntermassen ein jus in re, d. h. es kann gegen jedermann geltend 
gemacht werden. Doch gehen hier die Meinungen auseinander x ), 
indem dieses dingliche Recht bald als Emphyteuse, bald als usus- 
fructus, bald als Lehen oder Leibzucht aufgefasst wird. Erst- 
genanntes Institut ist indessen durch Herkunft und Zweck der 
$ Pfründe völlig fremd. Der römische Niessbrauch ist anders, näm- 

lich schwächer geartet; denn die Kautionsstellung, der Frucht- 
erwerb perceptione und die Benutzung salva rei substantia treffen 
hier nicht zu. Der Benefiziar erwirbt vielmehr die Früchte sepa- 
ratione gleich dem Eigentümer, und die Änderung der Substanz 
ist ihm gestattet, sofern sie nicht Verschlechterung bedeutet. 
Unsere Quellen sprechen oft von Lehen, auch wurde den Geist- 
lichen ein sog. Lehenbrief ausgestellt, und in der Tat lässt sich 
eine Ähnlichkeit mit der bäuerlichen Leihe in Beziehung auf Um- 
fang und Dauer des Nutzungsrechtes nicht verkennen. Doch dienen 
beide verschiedenen wirtschaftlichen Zwecken, indem wenigstens 
später die geistliche Tätigkeit nicht mehr wie Zinspflicht und andere 
Dienste als Äquivalent der Bodennutzung erschien. 



J ) Vgl. Werner Brandis, das Nutzungsrecht des Pfarrers an den Grundstücken 
der Pfründe. Göttinger Dies. 1889. 
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Das Recht des Geistlichen wird am richtigsten als Leibzucht 
oder deutschrechtlichen Niessbrauch bezeichnet. Dies ist auch die 
Meinung der Quellen, wenn sie von Leibding *) oder wie alle 
neueren Gesetze und Verordnungen von Niessbrauch schlechthin oder 
von Nutzniessung sprechen. Die Leibzucht, welche sich nur in 
dem hier genannten Falle erhalten hat, ist das höchstens lebens- 
längliche, eigentumsähnliche, volle Nutzungsrecht an fremder Sache. 
Doch durfte der Leibzüchter sein Recht nicht veräussern. Ferner 
ist gleich beizufügen, dass der Einfluss des deutschen Rechtes bei 
uns das Recht des Geistlichen mehr einzuengen geneigt war, eine 

Tendenz, welche unter dem staatlichen Patronat noch verstärkt, 

... ^ 

fast bis zum römischen Niessbrauch führte. Im Unterschied zum ! 

kanonischen Recht war nämlich schon nach einem Ratsbeschluss 
von 1506 das Anderungsrecht beschränkt und durfte später nur 
noch mit schriftlicher Erlaubnis der Behörde ausgeübt werden 2 ). 
Die impensae wurden und werden dem Pfarrer nicht ersetzt, trotz- 
dem er kein jus tollendi hat 3 ). Die Überlassung an andere Per- 
sonen ist untersagt 4 .) 

b) Das Recht an den Reallasten. Das Recht an Grund- 
zinsen, Zehnten, Gerechtigkeiten ist, analog demjenigen an Grund- 
stücken, die Leibzucht. Diese Konstruktion macht umsoweniger 
Schwierigkeiten als nachgewiesen ist 5 ), dass die Reallasten nicht 

als dingliche Rechte angesehen, sondern selbst zu Sachen erhoben, 4 

als dinglich fundierte Rechtsame zu Rechtsobjekten und zwar zu 1 

Immobilien gemacht wurden. 

c) Forderungsrechte. Auch diese gegen verschiedene 
Schuldner gehenden Rechte hat der Pfarrer nicht zu eigenem Recht 
inne. Seine Befugnis ist auch hier eine abgeleitete und kann als 
Quasiususfruktus 6 ) gelten. Er ist daher berechtigt, von Kapitalien 
der Pfründe die Zinsen zu beziehen. 



J ) Die Synode vom 11. September 1529 (Egli, Akten 1604) sagt, dass die 
Pfarrer die pfruonden allein in diensts- und libdingswys besitzind und niessind. 

2 ) Verordnung betreffend die Benutzung und den Unterhalt der dem Staate 
in hiesigem Kanton zustehenden P fru 11 dlokali täten vom 6. Hornung 1836 (0. G. IV. 
S. 403) § 2, Absatz 1. 

3 ) § 2, Absatz 3, eod. 

4 ) § 7, eod. 

5 ) Von Heusler, Institutionen des Deutschen Privatrechts. Bd. I. § 68. 

6 ) Dernburg, Pandekten. Bd. I. § 249. 2. 



•>*£<>&* 



\dn der Pfründe. 

jAiis zum Geistlichen und 
"aber ersteres sich in der • 
ehöpft, wenden wir uns 
_| Patrons am eigentlichen, 

^eSVfflJW^fif^^h^; So reich nun einerseits 
«™ffirdHKftÄJÄ'Ä'ifflichen ' s( '' so wen *& wu '^ 
>%€I^W®«»^wftS'i seinem allgemein aner- 
- i mrfSil^fc.^i|[^g|«^lninium directum zustehe, 
-^'JP^kSJlPftl^j^'cSfftron nur die vom Eigen- 
^^^t^^^^^^^üfi^^^^J^^iJK^ermanischem und zürche- 
3^P^^^^>£«^t^3 a £ e ^:5^l*^ kanonischen Schranken 

i^>bjg^ki{gt4^ji^ui den Bestandteilen der 

/•c£n*fi< überlassenen Vermögens- 

St|Sl|Siem Recht. 

'^•"§**rt a9Ü ' )un 8 beschränkt durch 

- - „_*»=■ ••(. - • ■* * i seinem Unterhalte be- 

*il:^70#PM '$Ä$jfa^J^<^iä£ Ä^Cfcpsli vom übrigen Vermögen 

-, >"'^ -S3»»^ , «I^^^tß|l."a'hÄfC;^isg5«ine Änderung im Eigen- 

r\^ a ^ t ,' t ; : ^^:r^ ! ^^i^- 1 >ec'ili«m (Friedberg), ein 

T^^I^^^^Pi^p^ 1 *!'^^^?^ verschiedenartigen Ver- 

|^Si^^^^?'ji;I-i^w;^w^^^*^^g^*einsamen Ursprungs oder 

raäl^lsSiw'^'KSt^iwSig in bestimmten Bezie- 

:h der dos oder hereditas, 







'fründe hauptsächlich in 
'scheinen musste, nämlich 
denen Einkünfte, so kann 
lenen Rechte der Pfründe 
ohl stammte ein grosser 
1 Vermögen des Patrons, 
wurde ja diese Qualität 
-- jSp*||*?5J*!i£ ahnten un d Grundzinse an, 

Mw§m%$%.'' 



oder ähnliche Rechte an 



§ 178. a. III. 



— 44 - 

die Pfründe. Wie kam es nun, dass auch Leistungen dritter vom 
Patron zu Eigentum in Anspruch genommen werden konnten, wie 
dies uns historisch überall begegnet? 

Dass die Vermögensbestandteile sich verändern, vermehren 
oder vermindern können, ohne dass die Identität des Sonderver- 
mögens aufhört, gehört zu dessen Begriff l ). Dies würde den 
Übergang der hinzutretenden Rechtsgüter ins Eigentum noch nicht 
erklären. Zutreffender operiert Stutz mit dem Begriff der Zube- 
hörde. Hauptsache ist das vom Patron gestiftete Grundstück, 
welches den Altar trägt und an welches sich alle andern Einkünfte 
anschliessen. Die Zuwendungen dritter teilen nun als Zubehörden 
der Hauptsache ihr rechtliches Schicksal, kommen daher ebenfalls 
ins Eigentum des Patrons 2 ). 

Dieser formalen Wahrheit entsprach der materielle Sinn der 
Zuwendungen. Mochten sie immerhin dem Pfarrer gelten und an 
die Firma der Pfründe gerichtet sein, so lag doch in ihnen zu- 
gleich eine Leistung an den Patron, insofern sie nämlich ihm die 
Unterhaltspflicht bestreiten halfen, also eine Schuld für ihn bezahlten. 

Wie dritte Personen auf solche Weise dem Patron gegenüber 
verpflichtet werden konnten, zeigt sich am deutlichsten bei den 
seit der Reformation vom Rate ins Werk gesetzten Pfrundstiftungen, 
wo die Leistungen der Gemeindeglieder grösser wurden als bei 
früheren Dotationen. Überraschend erschien, wie wir sehen werden, 
die rechtliche Gebundenheit manchen zur Verabreichung von Holz 
verpflichteten Gemeinden. Dass auch dem Staate gegenüber das 
Prinzip mit allen Konsequenzen durchgeführt wurde und fremde 
Patrone auf die vom Staat an ihre Pfründe geleisteten Beiträge 
ein festes Recht erhielten, welches sie beim Loskauf von Bau- 
servituten an Zahlungsstatt verwenden konnten (vgl. unten § 42) 
zeigt, wie diese Eigentümlichkeit aus dem Patronatrecht und nicht 
aus dem zürcherischen Staatsrecht etwa nur zu Gunsten des 
Staates herzuleiten ist. Hätten ferner die Leistungen dritter nur 
dem Pfarrer zugestanden, so bliebe unerklärt, warum sie auch 
entrichtet werden mussten, während die Pfründe unbesetzt war. 
Ja es kam vor, dass der Rat eine Stelle ein Jahr lang unbesetzt 



\ 



! ) 1. 40 pr. D. de peculio 15,1. 

2 ) Heusler, § 72, III, betont, dass nicht ein juristischer, sondern ein wirt- 
schaftlicher Grund für die Pertinenzqualität auch der Nutzungen entscheidet. 
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Hess, damit deren Patron, die Familie von Landenberg, aus den 
Pfrundeinkünften ihrer Baupflicht an der Kirche genügen könnte. 
Die Wirkung des Eigentums am Pfrundgut ist einmal die Gel- 
tendmachung im ordentlichen Prozesswege. In geringeren Ange- 
legenheiten tritt namentlich in früherer Zeit oft der Benefiziar als 
Stellvertreter klagend auf. Die hauptsächlichste Folge des Eigen- 
tumsrechtes aber ist die, dass sofern die Rechte des Pfarrers nicht 
beeinträchtigt werden, der Patron über die Pfründe verfügen kann. 
Wenn er daher auf andere Weise als bisher z. B. durch vermehrte 
direkte Zuwendung die Kompetenzpflicht erfüllt, so werden etwa 
Zehnten oder Grundzinse frei. Beliebige Veränderungen sind denk- 
bar, sofern nur der Geistliche nicht schlechter gestellt wird. 
S Das Eigentumsrecht des Patrons an der Pfründe wurde in 

eminenter Weise praktisch in der Zentralisation der Pfründen durch 
den Staat. Ehe wir jedoch auf diese Erscheinung näher eintreten, 
liegt uns ob, zu zeigen, dass sie schliesslich allerdings durch den 
Übergang von der Natural- zur Geldwirtschaft veranlasst, aber 
lange vorher durch die im Interesse der Kirche liegende Pfründen- 
verbesserung vorbereitet und verursacht war. Es ist interessant 
zu sehen, wie dem Rat die Erfüllung einer Pflicht, die ihm als 
christlicher Obrigkeit oblag, ermöglicht wurde durch ein Recht, 
welches er als Patron geltend machen konnte. 



( 



C. Die Veränderung der Pfründe durch das Staatskirchentum. 

a. Notwendigkeit und Versuche der Pfründenverbesserung. 

§ 16. 

Als christliche Obrigkeit hatte der Rat für die Verkündigung 
der reinen Lehre in jeder Weise besorgt zu sein. Diese Pflicht 
erschöpfte sich nicht in Verordnungen, welche das geistige Leben 
an sich betrafen 1 ), sondern namentlich erstreckte sie sich auf die 
genügende Ausstattung der Prädikanten. Wenn wir erfahren, wie 
Zürich bis nach Mitteldeutschland, im Elsass, in Schwaben, Bayern 
z. T. gemeinsam mit Bern eigene Pfründen unterhielt, kann uns die 



*) Der Rat ordnete z. B. an, dass die Predigten kurz sein und neben Er- 
mahnungen zur Busse auch ermutigende Worte enthalten sollten, er entschied, 
ob « Unser Vater » oder « Vater unser » gesagt, ob der Ausdruck « Oberkeit » 
oder «Landesväter» im Kirchengebet gebraucht werden solle. 
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Tatsache nicht in Staunen setzen, dass der Rat im eigenen Lande 
über seine Pflicht als Patron weit hinaus ging. 

Es fiel ihm damit eine grosse Aufgabe zu, denn der Not- 
stand vieler Pfarrer war chronisch von der Reformation bis 
zur Revolution. Liessen schon vorher manche Pfründen sehr zu 
wünschen übrig 1 ), da eben der Begriff der congrua von den Pa- 
tronen zu ihren Gunsten willkürlich aufgefasst wurde, so ver- 
schlimmerte sich die Lage in der Reformation durch Wegfall der 
Stolgebühren, Aufhören der Jahrzeiten und Übelwollen der katho- 
lisch gebliebenen Patrone umsomehr, als durch die Verheiratung 
der Geistlichen die Bedürfnisse stiegen. Es liegen viele krasse 
Beispiele grössten Mangels vor. Die wenigen besser bedachten t 

Pfründen hatten die üble Folge, dass ein unwürdiger, mit allerlei 
Missbräuchen verknüpfter Wetteifer nach solchen Stellen Platz griff 3 ). 

Der Rat versuchte eine Besserung zu erzielen mit Mah- 
nungen zur Einfachheit. Oft wurde betont, da§s am Holz ge- 
spart werden solle. Die Pfarrfrauen sollten weder Seide noch kost- 
bare Wolle von den Spinnern kaufen 3 ). Beim Einsatzmahl durften 
höchstens 12 Personen eingeladen, dabei wohl Fleisch und Fisch, aber 
ja nicht Geflügel, Torten, Konfekt aufgestellt werden 4 ). Noch das 
Reglement über die amtliche Form der Pfarrinstallationen und übrigen 
damit verbundenen Gebräuche vom 14. August 1832 (0. G. III. S. 234) 
verbietet in § 8 jeglichen übertriebenen Aufwand bei solchen Mahl- 
zeiten. Der Rat knüpfte an seine Ermahnungen auch moralische Be- ^ 
trachtungen* über das durch die Einfachheit gegebene gute Beispiel an. ^| 

Wirksamer waren andere Massnahmen. Hier ist der den zür- 
cherischen Geistlichen gewährte S c h u t z gegen fremde Patrone 
zu nennen. Es handelte sich dabei nicht nur um den oben ge- 
nannten Schutz ihrer Rechte in Streitigkeiten, sondern es sollte 
vor allem verhindert werden, dass Geistliche, um eine Pfründe zu 
bekommen, dem fremden Kollator zu ihrem eigenen Schaden bezüg- 
lich der Kompetenzpflicht Konzessionen machten. Daher mussten 



*) Das Urteil Bullingers über die Folgen der Inkorporation, s. bei Hess, 
St. Peter. 

2) Erkenntnis wider der Prädikanten Laufen und Bitten um die Pfründen 
vom 24. September 1586. 

3 ) M. R. 10. Februar 1679. 

4 ) M. R. Erlasse vom 11. August 1680, 9. August 1697, 17. Februar 1700, 
5. Dezember 1708, 11. Februar 1716, 14. Februar 1730, 17. November 1735. 
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ältere Form der Verbesserung wurde während der Reformation in 
Anwendung gebracht. Damals verbesserte der Staat nach ein- 
gehender Prüfung der Sachlage die Pfründen 1 ) in Hin weil, Gossau, 
Dürnten, Uster, Stäfa, Meilen, Kloten, Rümlang, Schlatt, Horgen, 
Affoltern, Maschwanden, Riffersweil, Dübendorf, Illnau, Russikon, 
Henggart, Neftenbach, Oberwinterthur, Wangen, Laufen, Knonau 
und Pfäffikon. Die Verbesserungen von Stäfa und Meilen wurden 
dem Abt von Einsiedeln Überbunden, und für Knonau gaben meine 
gnädigen Herren 13 Stück und die Frauen von Schännis als Colla- 
trices ebensoviel. Solche dauernde Erhöhungen des Einkommens 
wurden später nur selten ins Werk gesetzt so z. B. 1737 in Neften- 
bach und 1789 in Elsau. An ihre Stelle trat als Regel 

2. Das Personaladditament d. h. eine nur der Person 
des jeweiligen Geistlichen zugedachte Einkommenserhöhung. Sie 
endigte mit seinem Tode oder dem Wegzug aus der betreffenden 
Gemeinde. Eine derartige Beschränkung wurde ausgedrückt durch 
die Worte es solle «auf seine Person gemeint sein», es sei «eine 
Personalgnad», «eine Gratifikation», es geschehe «ohne alle Kon- 
sequenz». Diese Form, während Jahrhunderten die beliebteste, 
kam in zahllosen Fällen zur Anwendung. Sie liess eben dem Rate 
freie Hand, die jeweiligen, von Person zu Person verschiedenen Um- 
stände zu prüfen, und hinderte ihn doch nicht, das Additament auch 
dem Nachfolger zu gewähren, wenn er nach Vorschrift darum bat 
wie z. B. am 6. Oktober 1591 dem Pfarrer Körner bei St. Peter, 
am 19. März 1696 dem Pfarrer Ott in Zollikon, am 4. Mai 1765 
dem Pfarrer Keller in Herrliberg. 

Ausser allgemeiner Bedürftigkeit und « Wohlverhalten » des 
Pfarrers musste, um ein Additament zu rechtfertigen, immer noch 
eine besondere causa vorliegen. Es sind zu nennen 

a) Hohes Alter, so 10. Oktober 1673 Pfarrer Grob in Nieder- 
hasle, 8. Februar 1679 Pfarrer Sprüngli in Oberglatt, 21. April 1728 
Pfarrer Baur in Altikon, 20. März 1724 Pfarrer Huber in Urdorf. 

ß) Langjähriger Dienst z. B. 16. Juli 1691 Pfarrer Usteri in 
Niederhasle mit 17, 18. Juni 1725 Dekan Keller in Maur mit 33 
Dienstjahren. 



') St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundurbarien, nach einem 1529 auf Beschluss 
von Räten und Bürgern angefertigten Verzeichnis. 
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y) Gelehrtheit und Wohlverhalten, 2&. Oktober 1637 Pfarrer 
Wirz in Winterthur. 

S) Beschwerliche Filiale, 21. April 1728 Pfarrer Baur in Altikon. 

e) Grosse Haushaltung, so 7. und 17. Februar 1753 Pfarrer 
Ammann in Bauma mit 12, 10. Mai 1783 ein anderer Pfarrer mit 
11, 16. März 1717 Pfarrer Hagenbuch in Regensberg mit 9 Kindern. 

£) Verminderung der Pfründe wegen Ablösung einer Filiale, 
6. Juni 1735 Pfarrer Zimmermann in Egg. 

ff) Leibesschwachheit oder Leibesumstände, so 21. Februar und 
16. März 1750 Pfarrer Schweizer in Erlenbach. 

^ •$) Beiziehung eines Vikars. Es bildete sich hiefür eine fixe 

Zulage aus, das Vikariatsadditament von 6 Mütt Kernen, 4 Eimer 
Wein und 60 Pfd. Geld, und es wurde in dieser Weise erteilt 
u. a. am 4. Juni 1748 an Pfarrer Heitz in Embrach, 19. Dezember 
1750 an Pfarrer Däniker in Gossau, 12. März 1757 an Pfarrer 
Ziegler in Herrliberg. 

Die Höhe des Additamentes, welches regelmässig eine jährlich 
aus irgend einem Amte zu entrichtende Zulage, selten eine grössere 
einmalige Leistung «semel pro semper» darstellte, war im übrigen 
sehr verschieden, ebenso die Bezugsquelle. Zur Veranschaulichung 
mögen folgende Beispiele dienen. Der Pfarrer von Kyburg erhielt 
seit dem 17. Juli 1570 ein Additament von jährlich 4 Saum Wein 
\ aus dem Amt Töss, Pfarrer Esslinger in Kappel seit dem 26. Sept. 

1722 ein solches von 6 Mütt Kernen und 30 Pfd. Geld aus dem 
Amt Kappel und 6 Eimer Wein aus dem Kappelerhof, Pfarrer 
Fäsi in Lindau seit dem 26. Februar 1774 10 Mütt Kernen, 6 
Eimer Wein und 30 Pfd. Geld aus dem Stift, der französische 
Pfarrer Vogel in Zürich seit 6. September 1788 das gewohnte Ad- 
ditament von 6 Mütt Kernen aus dem Amt Otenbach, 9 Eimer 
Wein aus dem Obmannamt, 50 Gulden aus dem Exulantenfonds 
und zwei Klafter Holz aus dem Sihlamt. Selten wurden dem Pfarrer 
Wein- oder Neugrützehnten als Verbesserung zugewiesen. 

Der Witwe und den Kindern gab man oft Additamente auf 
6 Jahre, manchmal neben ihrem Pfrundgenuss bis zur Neubesetzung 
der Stelle, aus welchem sie freilich das Pfarramt versehen lassen 
mussten. 

Seit der Mitte des siebzehnten Jahrhunderts macht sich die 
. Tendenz bemerkbar, die Personaladditamente zu beschränken. Schon 

* 4 



— 50 — 

vom Jahre 1609 an dürften die Rechenherren nicht mehr ohne 
vorgängige Erkenntnis des Rates solche neu erteilen. Eine Erkennt- 
nis des Grossen Rates vom 27. November 1675, welche am 6. Juli 
1692 erläutert und am 9. Januar 1710 wiederholt wurde, setzte 
fest, dass alle seit 1600 erteilten Additamente bei der nächsten 
Erledigung der Pfründe an die entsprechenden Amter zurückfallen 
sollten. Nachher durften Additamente nur noch vom Grossen Rate 
ausgeteilt werden und die Petenten sollten ab und zur Ruh ge- 
wiesen werden, es wäre denn Sach, dass die grösste Not vorhanden. 
Wirklich wurden jetzt die Gesuche häufiger abgelehnt als früher. 
Am 18. November 1728 erkannte der Rat wiederum, dass für die 
nächsten sechs Jahre alle Additamente eingestellt und verboten sein 
sollen, worauf er sie aufs neue in einschränkendem Sinne regelte. 

c. Die Verbesserung des Pfrundgutes aus sich selber. 

§ 18. Die Anfänge der Zentralisation. 

Der Staat suchte und fand ein Mittel « ohne weitere Beschwerde 
des aerarii Publici » die Lage der Geistlichkeit zu heben. Es be- 
stand darin, die Pfründen aus den Pfründen zu verbessern, sei 
es, dass innerhalb der einzelnen Pfründe ihrem Inhaber günstige 
Änderungen vorgenommen, sei es, dass einzelne Vermögensstücke 
reichen Pfründen genommen und ärmeren zugeteilt wurden. In 
dieser Weise verfügte der Rat kraft Eigentums, weshalb hier nur 
die unter seinem Patronate stehenden, freilich immer häufiger wer- 
denden Pfarreien in Betracht kommen konnten 1 ). 

Betrachten wir zunächst den erstgenannten Fall. Das Bestreben 
der Obrigkeit war, die indirekte Zuwendung der Pfrundkompetenz 
so viel als möglich in eine direkte zu verwandeln, d. h. Grundstücke 
und Reallasten durch ein aus den Amtern zu entrichtendes fixes 
Gehalt zu ersetzen, oder mindestens die « nicht fixierten > Einkünfte 
in « fixierte > übergehen zu lassen. Damit war die Zentralisation 
des Pfrundgutes eingeleitet. 

a) Was die Grundstücke anbetrifft, so erschien hie und 
da Ankauf von Land zweckmässig. Die Entwicklung im ganzen 



*) Der Abt von Wettingen wurde z. B. veranlasst 1671 und 1713 in Thal- 
weil Güter zu verkaufen und dem Pfarrer den Zins des Kaufpreises zu ver- 
abfolgen. 
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ging aber mehr dahin, einzelne Ländereien zu verkaufen, den Kauf- 
preis vom betreffenden Amte in Verwahrung nehmen und dem 
Pfarrer daraus den Zins oder sonst ein Entgelt entrichten zu lassen, 
so geschah es nach Ratsverhandlungen vom 21. November 1554 in 
Oberglatt, vom 12. September 1552 in Kyburg, vom 2. Dezember 
1761 in Wald und an manchen anderen Orten. Dabei pflegten die 
Wünsche des Pfarrers berücksichtigt zu werden. 

ß) Am 27. November 1641 beschloss der Rat betreffend die 
Grundzinse, es sollten die Zinsen von Gütern, Häusern und 
Personen, welche in ein obrigkeitliches Amt und zugleich einem 
Pfarrer zinsbar seien 1 ), sämtlich dem Amte einverleibt und dem 
Pfarrer alljährlich aus dem Amt ersetzt werden. Diejenigen 
Schuldner, so unter 20 seh. zinsen, sollten um die Abzahlung der 
Hauptgüter angelangt und solche an grösseren Zins gelegt werden. 

>') Noch mehr war bei den Zehnten das Bedürfnis einer 
Änderung vorhanden. Diese bestand darin, dass an einigen Orten 
der unangenehme Zehntbezug zu Händen der Pfründe dem Pfarrer 
abgenommen und von Amtleuten oder Untervögten bewerkstelligt 
wurde. So geschah es seit einem Beschlüsse vom 27. August 1692 
z. B. in Bassersdorf, wo der Zehnten von mehr als 70 Personen 
in einem ziemlich weiten Bezirk eingezogen werden musste. 

Ein anderes Mittel war wie bei Grundstücken der Verkauf 
wie z. B. auf Bitten des Pfarrers Rollenbuz der kleine Zehnten zu 
Dübendorf 1658 und derjenige in Dorf 1682 verkauft wurden. 
Der Vorteil war dabei ein doppelter, indem neben den Schwierig- 
keiten des Bezuges auch die Unsicherheit der Höhe aufhörte. 

Das gleiche Resultat erreichte man endlich durch direkten Be- 
zug des Zehntens für das Amt wie bei den Grundzinsen, z. B. den 
11. Juni 1628 wurde bestimmt, der Pfarrer zu Hettlingen solle um 
mehrerer Richtigkeit willen anstatt des Weinzehntens zu Neffcen- 
bach künftig aus diesem Amt 8 Saum Wein beziehen und der 
Weinzehnten daselbst allein Mgn. Hhrn. gehören. Die Änderung wollte 
man für den kleinen Zehnten allgemein durchführen, aber es blieb 
bei den Entwürfen der Examinatoren. Erst ein besonders auffal- 
lender Fall von Widersetzlichkeit der Zehntschuldner, worüber sich 



*) Über das Institut der Trager, durch welche die Grundzinse eingezogen 
wurden, vgl. Sazungen und Ordnungen des freylöblichen Stadtgerichts A. 1715. 
VI. Teil. §§ 22, 23. 
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Dekan Wirz in Wildberg bei Landvogt Keller in Greifensee be- 
schwerte, brachte 1780 die Beratungen in neuen Fluss und 
stärkte die Ansicht, dass die Sorge um Verfechtung ihrer 
Zehntenrechte sich mit «Amt und Charakter» der Pfarrer nicht 
wohl vertrage. Bevor jedoch ein Gesetz über die Materie erlassen 
war, brach die Revolution herein und löste diese Frage zum grossen 
Teil gewaltsam. 

§ 19. Die Ausgleichungsversuche. 

Bei den genannten Änderungen war die einzelne Pfründe als 
ein für sich abgeschlossenes Ganzes behandelt und ihre Selbständig- 
keit gegen andere gewahrt worden. Jetzt wurde dieses Prinzip 
verlassen. Der Staat besass als Patron eine bedeutende, immer 
wachsende Zahl von Pfründen, die an Umfang und Zusammen- 
setzung die grössten Verschiedenheiten aufwiesen. Während in den 
meisten Gemeinden der Geistliche knapp gehalten war, wenn nicht 
sogar Mangel litt, gab es andere, weniger zahlreiche, wo er in fast 
zu behaglichem Wohlstand lebte. Es lag nun nahe, den fetten 
Pfründen etwas zu nehmen und den mageren zuzu- 
teilen, ein Verfahren, welches sich rechtfertigen liess mit der 
Begründung, das Pfrundvermögen werde seinem Zwecke dadurch 
keineswegs entfremdet. Wenn auch die Pfründe als Pekulium noch 
im Vordergrunde stand und erst an einigen Stellen abzubröckeln 
anfing, so schimmerte schon der Gedanke durch, dass sämtliche 
Pfründen zusammen genommen als Einheit, als ein dem gleichen 
Zwecke dienendes Vermögen aufgefasst werden könnten. Dieser 
Gedanke tritt in der Folge immer deutlicher und schliesslich sieg- 
reich hervor, unterstützt von dem andern, dass auch die nicht ver- 
mögensrechtliche Seite des Patronates, die Stellbesetzung, dem 
Staate nicht als Privat-, sondern als öffentliches Recht und nicht 
für jede Pfründe . kraft besonderen Titels, sondern für das ganze 
Territorium zustehe. 

Den Grundsatz, dass die reichen Pfründen zu Gunsten der 
ärmeren vermindert werden sollen, finden wir zuerst ausgesprochen 
in einer Ratserkenntnis vom 25. Oktober 1662. Es sollte aber 
nicht nach allgemeinen Regeln, sondern «gegebenen Falls» ge- 
schehen. Der Übergang der Vermögensstücke hatte bei Erledigung 
der zu reduzierenden Pfründe zu erfolgen, ausser wenn eine jähr- 
liche Leistung vorgesehen war. Seither begegnen wir entsprechenden 
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Befehlen hie und da. So verfügte der Rat am 9. März 1665, es solle 
die Pfrund Riekenbach jedes Jahr, es sei ein gutes oder ein Fehljahr, 
10 Mütt Kernen und 6 Eimer Wein hergeben, am 29. Januar 1677, 
es solle von der Pfrund Flaach der Pfrund Dorf alljährlich 20 Stück, 
als 12 Mütt Kernen und 8 Saum Wein zu einer Verehrung ge- 
widmet sein, am 1. April 1691, der vakanten Pfrund Rickenbach 
sollen 17 Stück genommen, weggelegt und zu Mgn. Hhrn. Dispo- 
sition gestellt werden, am 3. Aug. 1691, von diesen 17 Stück sollen 
10 Stück dem Pfarrer Usteri in Ellikon, 5 Stück dem Pfarrer La- 
vater zu Altikon und 2 Stück dem gewesenen Pfarrer Lindinger 
geordnet werden und am 15. März 1697, von dem Einkommen der 
Pfarr Henggart sollen der Pfarr Dorf jährlich 6 Mütt Kernen und 
2 Mütt Roggen zufallen. 

Diese Art der Pfrundgüterverteilung erwies sich von vorn- 
herein als ungenügend und zu umständlich, ausserdem solange be- 
stimmte Normen fehlten als wenig gerecht. Seit 1663 bemühte 
man sich, eine zentrale Stiftung zu schaffen, welche neben und 
über den einzelnen Pfründen dem Pfrundgut eine billigere Verteilung 
sichern sollte. 

d. Die Verbesserung durch Zentralkassen. 

§ 20. Der Prädikantenfonds. 

Dem Bestreben der Obrigkeit, aus einem von den reicheren 
Pfründen abzulösenden Vermögen ohne Belastung des Staates eine 
Zentralkasse zu errichten, setzten die Geistlichen den stärksten 
Widerstand entgegen. Nach langwierigen Verhandlungen 1 ) kam 
schliesslich ein Kompromiss zustande, indem 1673 der Prädi- 
kantenfonds gegründet wurde. Aas diesem Fonds, auch Wit- 
frauenfonds genannt, wurden in erster Linie Witwen und Waisen 
von Geistlichen, nur subsidiär bedürftige Geistliche selber unter- 
stützt. Er berührte das Pfrundgut nur indirekt, denn neben frei- 
willigen Gaben Privater 2 ) setzte er sich zusammen aus den sog. 
Silbergaben, welche jeder neu gewählte Geistliche an die Gesell- 



*) Das Nähere vgl. bei Wirz, Geschichte des Kirchen- und Schulwesens 
in Zürich. Bd. I. S. 411 ff. 

2 ) Deren Verzeichnis bei Simmler, Sammlung alter und neuer Urkunden. 
Bd. IL 
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schaft auf der Chorherrenstube entrichtete und den Synodalsteuern, 
die schon vorher für Witwen und Waisen bestimmt, bereits ein 
Kapital von 2900 Pfd. ausmachten. Die Verwaltung des Prädi- 
kantenfonds war sorgfältig geregelt und stand unter der Kontrolle 
der Rechenherren. 

Nun war die Möglichkeit gewonnen, für die Pf runden Ver- 
besserung allgemeine Grundsätze aufzustellen. Zum ersten Mal 
wurden die zu unterstützenden Pfründen für eine gerechte Ver- 
teilung in Klassen eingeteilt, von denen die erste je 36, die zweite 
je 24 Pfd. jährlich erhielt. Lag in dieser Regelung ein offenbarer 
Fortschritt, so war doch, obschon die staatlichen Additamente da- 
neben fortbestanden, der Fonds so unzureichend, dass nur eine 
kleine Zahl von Bewerbern und nur nach 3jährigem, ausserhalb 
des Kantons nach 6jährigem Dienst berücksichtigt werden konnte. 

§ 21. Die Pfründenkasse. 

Die Unzulänglichkeit des Prädikantenfonds liess den Plan zur 
teilweisen Zentralisation des Pfrundgutes mit erneuter Kraft er- 
stehen. Er beschäftigte die beiden Räte, die Synode und den 
Examinatorkonvent das ganze 18. Jahrhundert hindurch und stiess 
auf endlose Schwierigkeiten, weil die politische Behörde eine Kasse 
aus den Pfründen, die kirchliche dagegen eine solche vorwiegend 
aus Staatsbeiträgen errichten wollte. So dachte man in den Jahren 
1714 und 1715 daran, einen Fonds zu errichten mit Sequestrierung 
eines Drittels oder Viertels der vakant werdenden mittelmässigen 
oder guten Pfründen. 1718 wiederum wollte der Rat durch Ein- 
ziehung aller Zehnten der 25 oder 30 besten Pfründen mit der 
Zentralisation den Anfang machen. Als darauf zahlreiche Bitt- 
schriften um Unterstützung aus der Staatskasse einliefen, wurde 
1723 eine neue Kommission niedergesetzt, 1725 erhielt sie neue 
Aufträge, bis auch ihre Arbeit unvollendet still stand. 1750 schlug 
der Examinatorkonvent dem Rate eine Einteilung sämtlicher Pfrün- 
den in drei Klassen vor, in der Meinung, dass jeder Pfarrer zuerst 
8 Jahre auf einer Pfründe der ersten Klasse, dann 10 auf einer 
der zweiten stehen und dann erst zur dritten gelangen solle. Dieser 
Entwurf wanderte an eine erste Kommission und 1752 an eine 
weitere. Wiederholte traurige Erfahrungen der bestehenden Not 
riefen 1760 neue Verhandlungen ins Leben und 1765 stellte man 
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alle bisherigen Arbeiten der früheren Pfrundverbesserungskommis- 
sionen zusammen. 

Gestützt auf dieses Material und unter der Führung des An- 
tistes Ulrich 1 ) trug schliesslich die Geistlichkeit mit ihren Wün- 
schen den Sieg davon. Am 8. September 1788 nämlich fasste der 
Grosse Rat den Beschluss, dass den 35 schlechtesten Pfründen 
eine jährliche staatliche Unterstützung von im Ganzen 6000 Pfd. 
als fixes Einkommen aus dem Obmann- und dem Studentenamt zu- 
fliessen solle. Durch den gleichen Beschluss wurde die Pfründen- 
kasse ins Leben gerufen. Diese zweite Stiftung bestand ebenso 
wenig als die erste aus Pfrundgut. Sie wurde vielmehr gebildet 
aus jährlich 450 Pfd., welche die Stift an Stelle der bisher von ihr ent- 
richteten Additamente auszahlte, aus einem jährlichen Beitrag von 
7000 Pfd. aus Staatsämtern, aus dem 14,000 Pfd. enthaltenden 
im Anfang des 18. Jahrhunderts gebildeten Fonds für französische 
und piemontesische Glaubensgenossen und aus 800 Pfd., die von 
privater Seite dem Antistes für Unterstützung armer Geistlicher 
nach und nach zugeflossen waren. Dazu kamen freiwillige Bei- 
träge, unter welchen diejenigen der Zünfte sich auszeichneten. Die 
Verwaltung hatten die Examinatoren in Verbindung mit den Asses- 
soren weltlichen Standes der Synode und dem Stiftsverwalter unter 
Aufsicht der Rechenherren. Aus der Pfründenkasse wurden alle 
neuen Additamente an Geistliche und nur ausnahmsweise Beiträge 
an Pfarrwitwen verabfolgt. 

Der von der Obrigkeit lange festgehaltene Plan einer teil- 
weisen Zentralisation des Pfrundgutes war also wiederum gescheitert 
und sollte erst infolge der Revolution seine Verwirklichung finden, 
freilich vollständiger als irgend jemand ahnen konnte. 

e. Die Durchführung der Zentralisation. 

§ 22. Die Behandlung des gesamten Pfrundgutes als Sonder- 
vermögen im Gesetz von 1808. 

Die Ursachen des Gesetzes betreffend die Ausgleichung der 
geistlichen Pfrundeinkünfte vom 19. Dezember 1808 liegen einer- 
seits in der von neuem notwendig gewordenen Verbesse- 



i) Wirz, Bd. I. S. 419 ff. 
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rung, andererseits in der durch die Ablösungsgesetz- 
gebung bedingten Umgestaltung des Pfrundgutes. 

Wohl wurde nach den stürmischen Jahren der Helvetik x ) durch 
das Gesetz betreffend die Organisation des Kirchenwesens des Kan- 
tons Zürich vom 2. Juni 1803 und die erneuerte Prädikantenord- 
nung für die Diener des Kantons Zürich vom 14. Dezember 1803 
hinsichtlich der Kirchenverfassung der status quo ante im wesent- 
lichen wieder hergestellt. Allein das Kirchengut hatte empfindliche 
Einbussen erlitten 2 ). Die Pfarrer als Vertreter des alten Regi- 
mentes in jeder Weise der Willkür preisgegeben, waren durch die 
entschädigungslose Aufhebung des kleinen Zehntens (Gesetz vom 
10. November 1798) am schwersten betroffen worden. * 

Die Ablösungsgesetze erleichterten eine Änderung zur Linde- 
rung der Not. Solche Gesetze über Zehnten und Grundzinse er- 
gingen am 15. September 1800, 6. Oktober 1800, 31. Januar 1801, 
9. Juli 1801, 1. Juni 1803, 20. Dezember 1803, 22. und 23. De- 
zember 1803 und 25. Mai 1804. Die der Pfründe angewiesenen 
Zehnten und Grundzinse wurden gegenüber dem Patron als Gläu- 
biger, bei den staatlichen Pfründen also der Staatskasse gegenüber 
abgelöst. Von Fall zu Fall musste der Pfründe aus den Amtern 
Ersatz zugesprochen werden 3 ). So kam es, dass sich die indirekte 
Kompetenzzuwendung immer mehr in die direkte umwandelte, welche 
denn auch bald als das Regelmässige betrachtet wurde, während 
man den Ertrag der Grundstücke und die Reallasten als Neben- 
gefälle bezeichnete. Das Obmannamt 4 ) z. B. leistete anno 1804 
Beiträge an die Pfründen in Affoltern b. H., Altikon, Altstetten, 
Dielsdorf, Dynhard, Eglisau, Embrach, Fällanden, Flaach, Greifen- 
see, Kilchberg, Langnau, Lufingen, Oberrieden, Regensberg, Rorbas, 
Regensdorf, Rüschlikon, Wallisellen, Wollishofen, Fraumünster, 
Spanweid, französischer Pfarrer, Kreuz, Dietlikon, Uitikon, Spital. 
Die Zahl der Zehntenpfründen war stark zusammengeschmolzen. 
Im Jahre 1807 wurden, den geringen Ertrag allfälligen Ausge- 



x ) Darüber vgl. G. Finaler, die zürcherische Kirche zur Zeit der helve- 
tischen Republik, Zürcher Taschenbuch 1859. 

2 ) Joh. Schulthess, Beiträge. Zürich 1808. Bd. VIT. S. 16 ff. Was haben 
die Geistlichen in der Schweiz durch die Revolution gewonnen und verloren ? 

8 ) Dies geschah analog bei den fremden Patronaten, vgl. z. B. Protokoll 
der Finanzkommission vom 4. Januar 1613. 

4 ) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Besoldungen der Geistlichen. 
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ländes abgerechnet, ganz aus Staatsämtern besoldet ] ) die Pfründen 
Buch, Buchs, Bülach, Kappel f Elsau, Embrach, Flaach, Küsnacht, 
Lufingen, Neftenbach und Oberwinterthur. Schon 1803 x ) betrug 
der Wert der direkten Leistungen des Staates 93,098 Fr. 80 Rp., 
derjenige der andern Pfrundgefälle nur 37,571 Fr. 60 Rp. Frei- 
lich überwogen noch die Naturalien auch unter den ersteren, die 
Staatsausgaben an Pfründen beliefen sich nämlich z. B. 1805 2 ) auf 
15,401 Fr. 66 Rp., 125 Mütt Fasen, 4250 Mütt Kernen, 491 Malter 
Haber, 428 Mütt Roggen, 22 Mütt Schmalsaat und 2034 Eimer Wein. 
An diese Entwicklung knüpfte das Gesetz betreffend die 
Ausgleichung der geistlichen Pfrundeinkünfte vom 
Jahre 1808. Es bezog sich nur auf die Pfründen unter staatlichem 
Patronat. Das Wesentliche, diesem Gesetze Eigentümliche ist, dass 
die einzelne Pfründe als Vermögenskomplex zwar nicht ganz be- 
seitigt, vielmehr als Ausgangspunkt genommen wird, dass sie aber 
zurücktritt hinter «der Masse der zu den Einkünften der Geist- 
lichen verwendeten Gefälle >. Die Gesamtheit aller Pfründen wird 
hier als Sondervermögen aufgefasst, welches, wenn auch im Eigen- 
tum des Staates stehend, doch vom übrigen Staatsgut getrennt und 
«unvermindert der gleichen Bestimmung gewidmet» bleiben soll. 
Aber auch nach innen bildet das gesamte Pfrundgut eine Einheit. 
Die historisch gegebenen Schranken der einzelnen Pfründe sind ge- 
fallen und es kommt nur darauf an, im Anschluss an das Be- 
stehende das ganze Sondervermögen möglichst gerecht einzuteilen. 
Das Gesetz suchte eine zweckmässige Einteilung in folgender 
Weise zu erreichen. Jede Pfründe wurde genau in Geld abge- 
schätzt und das Resultat in Tabellen zusammengestellt, ferner jede 
Kirchgemeinde mit Rücksicht auf ihren Umfang, ihre Seelenzahl, 
die Anzahl der Schulen und Höfe, überhaupt ihre Beschwerlich- 
keit untersucht, und das dem Pfarrer zugewiesene Arbeitsquantum 
mit den Aufgaben der andern sowohl, als auch mit der Pfründe 
verglichen. Je nachdem erfolgte eine Reduktion oder eine Er- 
höhung seines Pfrundeinkommens, nur wenn dasselbe ungefähr den 
mittleren Betrag erreichte, der ihm bei der bestimmten Arbeitslast 
gebührte, Hess man es unangetastet. Die Pfründen wurden so 



*) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Besoldungen der Geistlichen. 
2 ) St. A. Z. Finanzwesen, neuere Rechnungen. Übersicht der Staatsein- 
nahmen und -ausgaben des eidgenössischen Standes Zürich. 
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nur relativ gleich ; denn die Berücksichtigung der Arbeitslast führte 
zu einer Einteilung in 7 Klassen, von denen die erste am leich- 
testen, die letzte am schwierigsten zu versehen war. Man unter- 
schied a) 23 Pfründen mit 1000—1099 Fr.; b) 43 mit 1100—1199 
Fr.; c) 19 mit 1200—1299 Fr.; d) 8 mit 1300—1399 Fr.; e) 6 
mit 1400—1499 Fr.; f) 4 mit 1500—1599 Fr. und g) 1 mit 
1600 Fr. 

Die einen Pfründen waren nun besser dotiert, als dieses durch 
Berechnung gefundene Schema vorsah und mussten in ihre ent- 
sprechende Klasse zurückgeführt, also vermindert werden. Es waren 
die 32 folgenden : Affoltern a. A. (d) ! ), Altikon (b), Benken (b), 
Bonstetten (b), Dättlikon (a), Dielsdorf (b), Dynhard (b), Ellikon (b), ^ 

Fehraltdorf (c), Flaach (c), Glattfelden (e), Greifensee (a), He- 
dingen (c), Henggart (a), Lindau (b), Maschwanden (b), Mettmen- 
stetten (c), Mönchaltdorf (c), Oberwinterthur (d), Ossingen (b), 
Ottenbach (d), Regensberg (a), Riffersweil (a), Rickenbach (a), Rüm- 
lang (b), Schlatt (b), üster (f), Veitheim (a), Wald (b), Weiach (b), j 

Wyl (d), Fraumünster (g). 

Alle diese Reduktionen ergaben zusammen in Geld ausgedrückt 
die Summe von 13,049 Fr. Das so ersparte Vermögen verteilte 
man nun auf die 54 Pfründen, welche das Schema nicht erreicht 
hatten und die somit in ihre entsprechende Klasse vorrückten, näm- 
lich Affoltern b. H. (a), Altstetten (a), Äugst (a), Bachs (a), 
Bassersdorf (c), Bauma (f), Bubikon (b), Bülach, Diakonat (a), 
Kappel (a), Dorf (a), Dübendorf (d), Dürnten (c), Egg (d), Eglisau (c), 
Elgg (e), Erlenbach (a), Embrach (c), Feuerthalen (a), Gossau (e), 
Hausen (b), Herrliberg (b), Hettlingen (a), Hinweil (c), Hirzel (b), 
Hittnau (c), Hombrechtikon (c), Horgen (b), Kilchberg (b), Küs- 
nacht (b), Kyburg (a), Langnau (b), Laufen (b), Maur (a), Nieder- 
hasle (b), Niederweningen (c), Oberglatt (b), Oberrieden (a), Ot- 
weil (b), Pfäffikon (e), Rafz (b), Regensdorf (c), Richtersweil (c), 
Rüti (b), Schöff lisdorf (b), Schönenberg (b), Seen (b), Trüllikon (b), 
Utikon (a), Volketsweil (c), Wetzikon (c), Wiesendangen (b), 
Wädensweil (e), Stadel (b) und Zell (c). 

Die Pfrunderhöhungen betrugen zusammen 9349 Fr. Die 4700 
Fr., welche noch zum Pfrundgut gehörten ohne Bestandteil einer 



J ) Der Buchstabe bedeutet die Klasse, in welche die Pfründe eingereiht 
wurde. 
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Pfründe zu sein, sollte der Kleine Rat < ihrer Bestimmung gemäss > 
je nach Bedürfnis unter die Pfründen verteilen. 

19 Pfründen blieben unberührt, es waren Buch (b), Buchs (b), 
Bülach, Pfarrei (d), Elsau (b), Fällanden (b), Fraumünster, Dia- 
konat (a), französische Pfarrstelle, Fischental (f), Kilchberg, Diakonat, 
Knonau (b), St. Jakob (b), Neftenbach (b), Lufingen (a), Spanweid (b), 
Sternenberg (c), Töss (b), Wangen (b), Wald, Diakonat (a), Winter- 
thur (e). 

§ 23. Die Aufhebung des Sondervermögens durch das Gesetz 

von 1822. 

Nach dem Gesetze von 1808 nahm die Ablösung der Real- 
lasten ihren Fortgang, indem teils nach den früheren Gesetzen, 
teils nach den neu hinzutretenden, datiert vom 19. Dezember 1811 
und vom 23. Mai 1812, die alten Verpflichtungen gekündet und 
mit dem 20- oder 25fachen Wert abgekauft wurden. Die Ein- 
nahmen der Staatskasse aus abgelösten Grundzinsen betrugen z. B. 
im Jahre 1815 25,887 Fr. 34 Rp. und aus Zehnten 18,907 Fr. 

65 Rp. Bisher nun war den Pfründen Ersatz für abgehende Zinse 
und Zehnten durch Anweisung des gleichen Quantums gleicher 
Naturalien aus den Amtern geleistet worden; z. B. 1811 erhält 
Pfarrer Schweizer in Niederhasle Ersatz in Wein aus dem Korn- 
amt, da er ihn bisher aus dem Bülacher Weinzehnten gehabt habe l ). 

i Allmähg aber fingen die Naturalien der Amter an knapp zu werden, 

je mehr die alte Natural- in die moderne Geldwirtschaft überging. 
1810 blieb der Zehntwein in den Amtern Küsnacht und Kappel 
um 294 resp. 179 Eimer hinter dem zur Verabreichung der Kompe- 
tenzen nötigen Quantum zurück. Durch Beschluss vom 8. De- 
zember 1821 bestimmte der Kleine Rat, dass sämtliche Wein- 
kompetenzen dieses Jahres in Geld vergütet werden. Die Geld- 
leistungen der Amter an die Pfründen, welche 1805 erst 15,401 Fr. 

66 Rp. betragen hatten, stiegen i810 auf 21,440 Fr. 03 Rp. und 
1820 auf 26,246 Fr. 01 Rp. l ). Die Umwandlung in Geld vollzog sich 
in den verschiedenen Pfründen zu sehr ungleicher Zeit, je nachdem 
da oder dort Gefälle gekündet wurden oder stehen blieben. Die 
im Jahre 1808 mit vieler Mühe hergestellte, wenigstens relative 



*) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Allgemeine« und Besoldungen der 
Geistlichen. 
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Gleichheit der Pfründen drohte dadurch wieder zerstört zu werden; 
denn mochten auch Geld und Naturalleistung theoretisch den gleichen 
Wert haben, so wurden sie in der Praxis, auch von abweichender 
Taxation beim Berechnen der Ersatzleistung abgesehen, je nach 
Umständen oft für ungleichwertig angesehen, und man begehrte 
auch in diesem Punkte Gleichberechtigung. Sie wurde geschaffen 
durch das Gesetz vom Jahre 1822. 

Die zweite Ursache dieses Gesetzes war das Bedürfnis nach 
neuer Verbesserung des Pfrundgutes, hatte sich doch das 
Gesetz von 1808 trotz der immer grösseren Hülfe der Prädikanten- 
kasse als nicht genügend erwiesen. Sodann waren alle Pfründen 
fremder Kollatur durch das letztere Gesetz nicht berührt worden 
und doch waren gerade sie mangelhaft. Einigen hatte man zwar 
geholfen, z. B. Meilen, Männedorf und Weiningen durch Ratsbe- 
schluss vom 14. Juni 1810 um 35, 23 und 25 Stück gebessert, 
wobei der Staat je 10, der Abt von Einsiedeln das übrige leistete 1 ). 
Aber an einer prinzipiellen Erhöhung aller fremden Pfründen im 
Kanton hatte es bis jetzt gefehlt. 

Das Gesetz betreffend die künftige Besoldung der 
Landgeistlichkeit vom 20. Dezember 1822 (R. S. II. S. 415) 
schuf eine fundamentale Neuerung. Bisher war die einzelne Pfründe, 
seit 1808 die Masse aller Pfrundgüter als Sondervermögen aufge- 
fasst worden. Allein die Trennung vom übrigen Staatseigentum 
hatte mehr in der Vorstellung als in Wirklichkeit bestanden. Es 
war nie ein Vermögen mit besonderer Verwaltung gewesen, viel- 
mehr wurden die Kompetenzen wie andere wiederkehrende Aus- 
gaben alljährlich aus den Amtern besorgt und erscheinen in den 
Amtsrechnungen von jenen nicht geschieden. Zudem war die Be- 
ziehung zwischen dem Pfrund- und dem übrigen Staatsgut dadurch 
eine enge geworden, dass seit der Reformation fortwährende Er- 
höhungen bewilligt wurden, wie die Rechnungen sagen «aus dem 
Amt» im Unterschied zur Leistung als Patron, welche «aus dem 
Zehnten» erfolgt. So lange den direkten Leistungen noch grosse 
indirekte das Gleichgewicht hielten, mochte die Pfründe leichter 
als gesonderter Komplex erscheinen, als nach der grossen Teils 
vollzogenen Zentralisation. 



*) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Allgemeines und Besoldungen der 
Geistlichen. 
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] Zur dritten Klasse endlich gehörten Affoltern b. EL, Alti- 

1 kon, Altstetten, Äugst, Bachs, Benken, Bonstetten, Buchs, Buch, 

Bülaeh Diakonat , Kappel, Dättlikon, Dielsdorf, Dorf, Dynhard, 
Ellikon, Elsau, Erlenbach, Fällanden, Feuerthalen. Fehraltdorf, 
•j Glattfelden, Greifensee, Henggart, Hettlingen, Kilchberg Diakonat, 

*♦ Knonau, Kyburg, Langnau, Lindau, Lufingen, Maschwanden, Nieder- 

| weningen, Oberglatt, Oberrieden, Regensberg, Regensdorf, Riffers- 

i weil, Rickenbach, Rümlang, Schlatt, Schöffiisdorf, Schlieren, Stadel, 

Töss, Veitheim, Wald Diakonat, Wangen, Weiach, Wiesendangen. 
Dazu kamen die Filialen Rüschlikon , St. Jakob , Spanweid, 
Wollishofen und Wallisellen mit je 1000 Fr. 

Neben der nach wie vor aus den Amtern entrichteten Be- 
soldung blieben, soweit sie noch vorhanden waren, die Nebengefälle 
und das Ausgelände bestehen. Erstere und der Ertrag des letz- 
teren wurden zu 8 Fr. das Stück angerechnet. Die direkte Be- 
soldung selber bestand nur teilweise in Geld, aber die Ausgleichung 
lag darin, dass jeder Pfründe mindestens 30 Mütt Kernen und 15 
Eimer Wein 1 ), ungünstige Jahrgänge vorbehalten, gleichmässig in 
Naturalien, das übrige bis zum oben genannten Betrage in Geld 
entrichtet wurde. Bei fortschreitender Abnahme der Naturalein- 
künfte sollte dieses System auch auf die Pfründen in der Stadt 
angewendet werden können. 

In der Änderung lag eine bedeutende Verbesserung. 17 
Pfründen mussten sich freilich eine Reduktion gefallen lassen, aber 
alle anderen wurden erhöht; denn zu den oben genannten Be- 
soldungssätzen kam noch eine Extrazulage von 160 Fr. für Neben- 
Filialen, die wöchentlich und eine solche von 80 Fr. für die, 
welche alle 14 Tage besorgt wurden. Ferner erhielten die 15 
ältesten Geistlichen, welche Kantonsbürger waren, eine Alterszulage 
von 320 Fr., die im Alter nächstfolgenden 15 eine solche von 
240 Fr. Der Nachgenuss der Hinterlassenen und die Vikariats- 
additamente blieben unberührt. Die Erhöhung im ganzen und die 
Verminderung der Naturalien zeigen die Staatsrechnungen der Jahre 
1822 und 1823. Hatten 1822 die Ausgaben an Geistliche 4684 
Mütt Kernen, 645 Malter Haber, 105 Mütt Roggen, 50 Mütt Schmal- 
saat, 2979 Eimer Wein und 26,105 Fr. 65 Rp. Geld betragen, d. i. 



') Das Gesetz nennt abusiv nur dieses Naturaleinkommen pars congrua. 
(§ IV). 
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eine Summe im Werte von 94,762 Fr. 15 Rp., so stiegen sie 1823 
auf 3630 Mütt Kernen, 583 Malter Haber, 98 Mütt Roggen, 50 
Mütt Schmalsaat, 2338 Eimer Wein und 69,218 Fr. 58 Rp., zu- 
sammen 123,656 Fr. 58 Rp. Dies ist nur das Einkommen der staat- 
lichen Pfründen. 

Das Gesetz galt aber auch für die fremden Kollaturen 
mit Ausnahme von Bäretsweil, Berg, Stäfa, Weisslingen und Wyla, 
und zwar wurden die betreffenden Patrone zur Aufbesserung aus 
ihren Mitteln gezwungen, eine offenbare Kompetenzüberschreitung 
des zürcherischen Gesetzgebers (s. unten § 42. 1 a). 

• 

£ 24. Die Schaffung des heutigen Zustandes durch das Gesetz 

von 1832. 

Das Gesetz über die Besoldung der evangelisch- 
reformierten Geistlichkeit des Kantons Zürich vom 
29. Herbstmonat 1832 (0. G. II. S. 378)* hat im Prinzip den heute 
noch bestehenden Zustand geschaffen. Dies geschah nicht durch 
Aufstellung eines neuen, sondern in Weiterentwicklung des 1822 
aufgestellten Grundsatzes, dass die Besoldungen aus dem « unmittel- 
baren Staatsvermögen » zu entrichten seien. Bisher war die einzige 
Erinnerung an den früheren Zustand die Entrichtung aus den 
Amtern und die Belassung der Nebengefälle gewesen. Die 1832 
eingeführte Neuerung bestand nun im folgenden: 

1. Die Besoldungen werden nicht mehr aus den Ämtern, son- 
dern aus der Staatskasse bezahlt. Die fiskalische Kassenein- 
heit, d. h. dasjenige Prinzip der modernen Finanzwirtschaft, wonach 
sämtliche Eingänge und Ausgänge im Haushalt eines öffentlichen 
Körpers mindestens regelmässig in einer Kasse und Rechnung zu- 
sammengefasst werden 1 ), drang seit der Revolution auch bei uns 
durch. Die Staatsämter hatten die vorrätigen Gelder, sobald die- 
selben einige hundert Franken überstiegen, in runder Summe an 
die Staatskasse abzuliefern. Immer mehr übernahm letztere damit 
auch die früher von den Amtern gemachten Leistungen. Die Pfarr- 
besoldungen machten natürlich diese allgemeine Entwicklung mit. 

2. Die Besoldungen werden, von der Wohnung abgesehen, in 
Geld entrichtet. Dies hing mit der unter 1 genannten Änderung 



( 



l ) Elster, Wörterbuch der Volkswirtschaft. Jena 1898. S. 705. 
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untrennbar zusammen. Die letzte Ungleichheit der Pfründen wurde 
damit beseitigt. Eine wichtige Folge war ferner, dass die Reste 
der indirekten Kompetenzzuwendung jetzt frei wurden und der 
Staat sowohl wie die fremden Patrone, sofern auch sie die neue 
Besoldung verabreichten, darüber wie über anderes Eigentum ver- 
fügen konnten. 

Wo die Verhältnisse es gestatteten, bezog der Patron die 
Pfrundgefälle von jetzt an direkt (§ 14 1. c.) so, wie wir sehen 
werden, der Kanton, so auch die Stadtgemeinde Zürich z. B. als 
Patron *) von St. Jakob die 30 Mütt Kernen, 2 Malter Haber, 15 
Eimer Wein und 123 Fr. 10 Rp. aus dem Obmannamt, welches 
diese Summe bisher an die genannte Pfründe geleistet hatte, so 
auch das Stift, das Spitalamt und die Spanweid 2 ). Aus praktischen 
Gründen wurden aber die vom Staate bezahlten Wein- oder von 
der Gemeinde aufgebrachten Holzkompetenzen nicht etwa nach 
Einsiedeln, Konstanz oder ßheinau geführt, sondern stehen gelassen, 
um bei Übergang des Patronates, wie Grundstücke, Zehnten u. s. f. 
angerechnet zu werden. 

§ 25. Die Liquidation. 

Der Kanton Zürich vereinigte alles frei werdende Pfrundgut 
seiner 139 Pfründen zu einem Ganzen, das er zum Zwecke der 
Liquidation gesondert verwalten Hess. (§ 17 a — e 1. c.) Die am 
6. Dezember 1832 ernannte Pfrundkommission begann ihre Tätig- 
keit am 1. Februar 1833. Wie aus den Protokollen und Rech- 
nungen 2 ) hervorgeht, erstreckte sich letztere auf 

1. Die Grundstücke, ausgenommen die Pf rund Waldungen, 
welche unter die Administration des Staatsforstamtes gestellt wurden. 
Neben dem Pfarrhaus liess man überall ein Stück Land von cirka 
4500 D' als Garten stehen. Soweit dieses gesetzliche Mass nicht 
vorhanden war, wurden passende Grundstücke hinzu gekauft, z. B. 
laut Protokoll vom 28. April 1836 in Veitheim durch Gemeinde- 
ammann Ernst. Bei den meisten Pfründen aber war zu viel vor- 
handen, und dieses jetzt genau umschriebene Ausgelände musste 
ausgemessen, geschätzt und veräussert werden. 



1 ) Auf Grund von § 9 eines Gesetzes vom 20. Dez. 1831. 

2 ) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen. Unter den Bänden betr. das 
Finanzwesen finden sich auch die hier benutzten Protokolle und Rechnungen. 
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Der An- oder Verkauf von Pfrundland durch den Patron ist 
nichts Aussergewöhnliches, kam schon vor 1832 und kommt heute 
noch vor. Die von der Pfrundkommission vorgenommene Ver- 
äusserung unterschied sich von andern nur quantitativ. Das Eigen- 
tumsrecht des Staates wurde in dieser Richtung denn auch selten 
streitig gemacht. Am wenigsten wollten 18 Gemeinden dieses 
Recht anerkennen, denen die Baupflicht am Pfarrhause oblag. Sie 
stellten die dem Laienverstande allein begreifliche Behauptung auf, 
der Eigentümer habe die Baupflicht, der Staat müsse daher ent- 
weder die Baupflicht übernehmen oder ihnen das Ausgelände lassen. 
Es brauchte lange mündliche und schriftliche Auseinandersetzungen 
und Androhung aussichtsloser Prozesse, bis ihnen «mit vieler Mühe» 
klar gemacht werden konnte, welches die rechtliche Behandlung . 
sei. Dies beweisen die Protokolle vom 31. Oktober 1833 für Zell, 
vom 31. Juli 1834 für Bonstetten, Dielsdorf, Stadel, vom 7. März 
1834 für Schlieren u. a. Die Versilberung geschah: 

a) Durch Gant. Sie war die Regel. 

b) Durch Verkauf. Dieser fand statt, wenn, nachdem in 
einer ersten Gant der Schatzungswert nicht erreicht, auch eine 
zweite schlecht ausgefallen war J ) oder aber wo er von vornherein 
ein besseres Resultat versprach oder im öffentlichen Interesse z. B. 
für Schulzwecke, Verkehrszwecke geschehen konnte 2 ). Alles Aus- 
gelände ihrer Pfründe kauften die Gemeinden Ellikon, Dielsdorf, 
Weiningen, Hedingen, Maschwanden, Schlieren, Pfäffikon. 

Die Geistlichen waren der Veräusserung des Ausgeländes fast 
durchweg abgeneigt 3 ), und ihre zahlreichen Bittschriften um Bei- 
behaltung bewirkten, dass der Staat eine Konzession machte. Er 
behielt einen Teil der Liegenschaften in seinem Eigentum und 
überliess sie, ohne sie wieder zum Pfrundland zu schlagen, dem 
Pfarrer als Pacht unter Anwendung der allgemeinen Grundsätze. 
Dieser Zustand ist, von kleinen Verschiebungen abgesehen, bis 
heute derselbe geblieben. Zwar bestimmte das Gesetz betr. das 
Kirchenwesen des Kantons Zürich vom 20. August 1861 (0. G. 



*) Nach dem Gesetze betreffend die Art der Veräusserung von Sfaatsbesitz- 
ungen vom 12. April )832 (0. G. II. S. 9) § 2. 

2) § 3. leg. cit. 

3 ) Obschon dies der einzige Fall ist, wo ihnen Impensen (z. B. junge Baum- 
pflanzungen, Verbesserung von Rebgeländen u. s. f. ) unter gewissen Bedingungen 
ersetzt wurden. 
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XII. S. 475) in § 252, dass das Ausgelände « falls es zweckmässiger 
Weise und ohne Benachteiligung des Pfarrhofs davon getrennt 
werden könne » veräussert werden solle. Aber als hierauf gestüzt 1865 
die Direktion der öffentlichen Arbeiten auf Antrag der Finanz- 
direktion untersuchen Hess, ob einiges von diesem «Übermasse 
veräussert werden könnte, wurde die Beibehaltung von den Geist- 
lichen allgemein sehr gewünscht und lieber ein höherer Pachtzins 
bezahlt. Deshalb blieb es beim Alten. Das Gesetz betr. die Or- 
ganisation der evangelischen Landeskirche des Kantons Zürich vom 
26. Oktober 1902 sagt denn auch in § 61,3 nur noch: Wo zu einer 
Pfrundlokalität mehr als das übliche Mass nutzbaren Ausgeländes 
gehört, soll dasselbe veräussert werden dürfen. i 

Das Staatsinventar vom 1. Januar 1903 zählt unter den ent- 
behrlichen Liegenschaften folgendes «Übermasse an Pfrundland 
auf: Äugst 1214,16 m 2 (Wert 525 Fr.), Stallikon 3510 m 2 (510 Fr.), 
Horgen 834 m 2 (485 Fr.), Meilen 269 m 2 (330 Fr.), Küsnacht 
1281,48 m 2 (1107 Fr.), Erlenbach 786,60 m 2 (655 Fr.), Männedorf 
644,21 m 2 (600 Fr.), Stäfa 1841,60 m 2 (1330 Fr.), Hinweil 100 m 2 
(225 Fr.), Bubikon 648,42 m 2 (250 Fr.), Dürnten 508,50 m 2 (226 Fr.), 
Fischenthal 897,21 m 2 (350 Fr.), Rüti 265 m 2 (135 Fr.), Wald 
917,39 m 2 (150 Fr.), Wetzikon 1028,43 m 2 (520 Fr.), Hittnau 
261 m 2 (160 Fr.), Elgg 418,59 m 2 (276 Fr.), Elsau 303,75 m 2 
(76 Fr.), Hettlingen 3100 m 2 (1200 Fr.), Rickenbach 389,16 m 2 
(104 Fr.), Schlatt 1813,59 m 2 (504 Fr.), Laufen 2001,24 m 2 (500 Fr.), 
Ossingen 3132 m 2 (426 Fr.), R&fz 1000 m 2 (427 Fr.), ßorbas 
2007 m 2 (460 Fr.), Otelfingen 1800 m 2 (1000 Fr.), Steinmaur 
2106 m 2 (166 Fr. 35 Rp.). Total-Inventarwert 12,697 Fr. 35 Rp. 

2. Die Grundzinse. Nach § 14 1. c. sollten sie nicht mehr 
einen Teil des Pfrundeinkommens ausmachen, sondern vom Patron 
direkt bezogen werden. Doch wurden sie bis zu ihrem Loskauf 
bei der Pfründe belassen und erst die Ablösungssumme bezog die 
Kommission zu Händen des Pfrundfonds. Zu diesem Zwecke 
forderte sie alle Ämter und Verwaltungen auf, ihr die Schuldbriefe, 
Urbarien und andere Beweisdokumente einzusenden. Die Ablösung 
geschah nach dem in allgemeiner Anwendung stehenden, hier nicht 
näher zu erörternden Verfahren. So hat nach Protokoll vom 
20. Nov. 1833 in Meilen z. B. Kaspar Wunderli, Küfer, für 2 Vrtl. 
Kernen ein Kapital von 100 Fr. und 4 Fr. Zins zu bezahlen, Jakob 
Steiger auf ünnoth für V 2 Vrtl. Kernen 25 Fr. und 1 Fr. Zins, 



i 
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Kaspar Wunderli im Hörn für 19 seh. Geld 18 Fr. 24 Rp. und 
73 Rp. Zins u. s. f. 

3. Die Zehnten. Auch ihre Auskauf summe floss in den 
Fonds. Nach dem Protokoll vom 23. August 1834 sind für 3 1 /* 
Juchart Acker mit Zehntertrag von 2 Vrtl. 1 Vlg. Kernen und 
2 Vrtl. 1 Vlg. Boggen, den Mütt Kernen zu 160 Fr. und den Mütt 
Roggen zu 104 Fr. gerechnet, 148 Fr. 50 Rp. zu bezahlen und bis 
zu ihrer Ablösung zu 4 °/o zu verzinsen. 

Fixe Leistungen, welche nicht erweislich Grundzinsen waren, 
mussten nach den Regeln über die Zehnten abgelöst werden, indem 
man annahm, sie seien an Stelle der lezteren getreten. Wettingen 
z. B. zahlte für die 10 Mütt Kernen, die es an die Pfarrer von 
Affoltern und Regensdorf zu entrichten hatte, im Oktober 1833 
1600 Fr., für die 5 Eimer Wein 1016 Fr. 67 Rp. und für die 30 
Wellen Stroh ä 4 seh. 200 Fr. 

4. Die Gemeindegerechtigkeiten. Hier sind vor allem 
die Holzgerechtigkeiten zu nennen. Hatte z. B. die Gemeinde 
Höngg 6 Klafter Holz ä 4 1 /* fl. und 180 Bürden Stauden für 4 fl. 
20 seh., also jährlich Holz im Werte von 31 fl. 20 seh. zu liefern 
gehabt, so zahlte sie 1260 Fr. Loskaufskapital. In der Gemeinde 
Kloten, die \ l ji Klafter Holz und 80 Bürden entrichtet hatte im 
Werte von 12 fl. 30 seh., betrug diese Summe 510 Fr. 

Der Geltendmachung dieses Rechtes stellten sich von Seiten 
der Gemeinden zahlreiche Schwierigkeiten entgegen. Nicht nur 
Inhalt und Umfang, sondern namentlich das Bestehen einer recht- 
lichen Verpflichtung überhaupt wurde geleugnet. Der Staat half 
sich teilweise durch Vergleich wie in Neftenbach, Rickenbach, 
Glattfelden, Niederweningen. Die Streitigkeiten endeten oft mit 
Prozessen, welche grösstenteils zu Ungunsten der Gemeinden aus- 
fielen; solche wurden geführt gegen Pfäffikon, Zumikon, Erlenbach, 
Wetzikon, Weiningen, Bülach, Elgg, Dägerlen u. a. An einigen 
Orten dauerte der Zwist weit über den Bestand der Pfrund- 
kommissioh hinaus l ). 

5. Die übrigen Leistungen an die Pfründen. Dar- 
unter fallen jährliche Beiträge der Kirchengüter, Gemeindegüter, 
Armengüter, welche analog den Reallasten abgekauft wurden. Der 



l ) Das Gesetz von 1861 wiederholte die Loskaufsmöglichkeit in § 253. 
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Stadtpfrundfonds, die ehemalige Prädikantenkasse, welche durch 
die Liquidationsurkunde vom 1. September 1803 der Stadt Zürich 
zugefallen war und einen jährlichen Beitrag von 1560 Fr. 70 Rp. 
an 37 Pfründen zahlte, tilgte seine Schuld durch einmalige Zahlung 
von 39,017 Fr. 50 Rp. am 31. Mai 1834. Die Besoldungsbeiträge 
der sog. mittelbaren Staatsgüter Stift, Spital und Spanweid an 
staatliche Pfründen wurden nicht abgelöst, sondern einfach dem 
Pfrundfonds zugewiesen und betrugen im Jahre 1833: 32,000 Fr. 

6. Die Ablösung der auf Pfründen lastenden Ver- 
pflichtungen gehörte auch zur Liquidation, stellten diese doch 
nicht Schulden des Benefiziars, sondern des Staates dar. Dekan 
Finsler in Wangen soll den Zehnten, der auf das Pfrundland ge- 
nannt « hinter der Kirche» gelegt ist, wie das Protokoll vom 
21. Februar 1833 sagt, mit Hfl. 38 seh. loskaufen und diese Aus- 
lage ersetzt bekommen. 

Alles aus der Liquidation gewonnene Geld bildete den Pfrund- 
fonds. Nach § 17, Absatz 2 des Gesetzes von 1832 sollte sein 
Ertrag, soweit er nicht Kapitalbestand war, in die Staatskasse 
fliessen. Im Jahre 1847 lieferte er an die Domänenkasse denn auch 
im Januar 25,000 Fr., Februar 2000, März 4000, April 2000, Mai 
3000, Juni 5000, Juli Null, August 3 Fr. 72, September 1000, 
Oktober 1000, November 5000 und Dezember 12,000. Der Pfrund- 
fonds hatte seinem Zwecke entsprechend nur vorübergehenden 
Bestand. Als nach jahrzehntelanger Arbeit die Liquidation in der 
grossen Hauptsache beendet war, konnte das Gesetz betreffend die 
Einverleibung des Pfrundfonds in das unmittelbare Staatsgut vom 
3. Weinmonat 1848 (O. G. VII. S. 407) in § 1 bestimmen: «Das 
bisher unter dem Namen des Pfrundfonds abgesondert verwaltete 
Staatsgut soll in seinem ganzen Betrage mit allen seinen Rechten 
und Verpflichtungen dem unmittelbaren Staatsvermögen einverleibt 
werden.» Dies geschah am 1. Januar 1849, und zwar wurde der 
auf 1,304,161 Fr. 88 Rp. angewachsene Fonds der Domänenkasse 
einverleibt. 

g 26. Die Besoldungsskalen der neueren Gesetze. 

Das Prinzip der direkten Besoldung der Geistlichkeit aus der 
Staatskasse in Geld, 1822 aufgestellt und 1832 zum ersten Male 
durchgeführt, ist seither nicht mehr verlassen worden. Nach welchen 
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persönlichen oder örtlichen Gesichtspunkten der Staat die congrua 
abstuft, und wie er sie von Zeit zu Zeit infolge Änderung der Ver- 
hältnisse erhöht hat ] ), ist juristisch wenig interessant. Doch mag 
sich hier wegen der praktischen Wichtigkeit eine Übersicht recht- 
fertigen. 

1. Das obengenannte Gesetz über die Besoldung der 
evangelisch-reformierten Geistlichkeit des Kantons 
Zürich vom 29. Herbstmonat 1832 (0. G. IL S. 378) stellt (in 
§ 8) folgende Skala auf: 

1 bis 6 Dienstjahre 1100 Fr. Besoldung 

7 > 12 * 1200 » » 

13 » 18 » 1300 > 

19 » 24 » 1400 * » 

25 » 30 » 1450 » 

31 und aufwärts 1500 » » 

Jede Pfründe mit einer Filiale geniesst eine Zulage von 160 bez. 
80 Fr. Von der Skala ausgenommen sind 

a) Die Mitglieder des aufgehobenen Chorherrenstifts. Sie be- 
ziehen nach Art. 8 b des Gesetzes vom 10. April 1832 je 1600 Fr. 

b) Die übrigen Geistlichen am Grossmünster, denen ihr bis- 
heriges Gehalt verbleibt. 

c) Der Diakon am Predigern mit 1100, der Pfarrer am Spital 
mit 1200, an der Strafanstalt mit 1200, bei St. Jakob mit 800, 
an der französischen Kirche mit 1000 und der Stadtdiakon in 
Winterthur mit 1100 Fr. 

d) Die zehn Filialen des Stifts mit je 760 Fr. 

2. Das Gesetz betreffend die Verhältnisse der 
Antistesstelle vom 18. Dezember 1833 (O. G. III. S. 197) ge- 
währt dem Antistes als solchem eine Gehaltszulage von 320 Fr. 

3. Das Gesetz betreffend die Aufstellung von Ka- 
pitelsdiakonen vom 27. Brachmonat 1834 (0. G. III. S. 278). 
Von den zur Aushülfe geordneten Diakonen sollen (§ 3) die drei 
in Zürich und derjenige in Winterthur je 300, die übrigen beiden 
je 500 Fr. beziehen. 



!) Vgl. Art. 64, Absatz 2 der Kantonsverfassuug vom 18. April 1869 (0. G. XIV, 
S. 549). 
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4. Das Gesetz betreffend die Besoldungszulagen 
der Pfarrer auf den Filialstellen vom 24. Herbstmonat 
1844. (0. G. VE. S. 124.) Die 10 ehemaligen Filialen des Stifts 
erhalten zur gegenwärtigen Besoldung eine Zulage von 240 Fr., 
die nach 3 Jahren auf 320 Fr. steigt. 

5. Das Gesetz betreffend das Kirchenwesen des 
Kantons Zürich vom 20. August 1861 (0. G. XII. S. 475) j 
stellt (in § 245) eine neue Besoldungsskala auf, nämlich: 

1 bis 6 Dienstjahre 1800 Fr. Besoldung 

7 » 12 » 2000 » » 

13 » 18 » 2200 » > jj 

19 »24 » .2400 > > i 

25 und aufwärts 2600 » » 

Die Filialzulagen betragen für Urdorf, Seegräben und Dorlikon 
je 500 Fr., für Wetzwil, Usslingen, Truttikon und Oberhasle je 
250 Fr., für Rykon, Ellikon a. Rh., Uhwiesen-Dachsen, Waltalingen, 
Wasterkingen und Würenlos. je 125 Fr. und für Breite 60 Fr. 

Die Helfer (§ 246) beziehen 1600 Fr., die Inhaber der 10 
einstigen Stiftsfilialen, sowie die Pfarrer der Ausgemeinden der 
Stadt je 1500 Fr. mit Zulagen von 700 Fr. vom 7. bis 12., von 
400 Fr. vom 13. bis 18., von 600 Fr. vom 19. 'bis 24. und von 
800 Fr. vom 25. Dienstjahre an. Der Pfarrer von Enge er- 
hält für die Besorgung der bisherigen Katechetenstelle Leimbach 
250 Fr. 

Ausserhalb der Skala stehen (§ 247) die Pfarrstellen an den 
kantonalen Kranken- und Versorgungsanstalten mit je 3000 Fr., 
die Pfarrstelle an der Strafanstalt mit 3200 Fr., der französischen 
Kirche mit 1460 Fr. Der Antistes (§ 248) hat eine Gehaltszu- 
lage von 500, der Sekretär des Kirchenrates eine Entschädigung 
von 1000 und der Vorsteher der Exspektanten eine solche von 
250 Fr. 

Das Vikariatsadditament (§ 255) beträgt im Falle von Krank- 
heit und Altersschwäche 400, bei Übervölkerung 1200 Fr. Für 
Hülfsprediger wird dem Kirchenrat ein Kredit von 4000 Fr., für 
Gehaltszulagen an Geistliche namentlich in Berggemeinden dem 
Regierungsrat ein solcher von 3000 Fr. eröffnet. 

6. Das Gesetz betreffend Abänderung einiger Be- 
stimmungen des Gesetzes über das Kirchenwesen des 
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Kantons Zürich vom 20. August 1861 vom 14. Dezember 
1873 (O. G. XVII. S. 329) erhöht (Art. 1) die Skala des vorigen 
Gesetzes folgendermassen : 

Von 1 bis 5 Dienstjahren 2200 Fr. Besoldung 
6 > 10 » 2400 > » 

11 » 15 » 2600 > 

16 aufwärts 2800 » » 

Die Besoldung kommt auch den Ausgemeinden der Stadt zu. 
Die Besoldung der Geistlichen an kantonalen Anstalten wird durch 
Spezialgesetze geregelt. Das Vikariatsadditament beträgt im Falle 

** 

von Krankheit 800, bei Übervölkerung 1500 Fr. Der für Zulagen 
an Geistliche in Berggemeinden eröffnete Kredit wird auf 1500 Fr. 
reduziert, derjenige für Hülfsprediger auf 5000 Fr. erhöht. 

7. Das Gesetz betreffend die Organisation der 
evangelischen Landeskirche des Kantons Zürich vom 
26. Oktober 1902. Die Besoldung wird nach folgender Skala 
ausgerichtet (§ 58): 

Von 1 bis 4 Dienstjahren 2400 Fr. Besoldung 



5 » 8 


» 


2600 


» 


> 


9 » 12 


» 


2800 


» 


» 


13 » 16 


•» 


3000 


> 


>> 


17 aufwärts 




3200 


» 


» 



Daneben kommt das lange vergessene örtliche Moment wieder 
zum Vorschein. In Gemeinden von über 2000 Einwohnern erhält 
nämlich der Pfarrer eine Zulage von 200, in solchen von über 3000 
eine Zulage von 300 Fr. Die Filialzulagen und Besoldungen der- 
jenigen Pfarrer, welche in zwei Kirchgemeinden die pfarramtlichen 
Verrichtungen besorgen, bestimmt (§ 59) der Regierungsrat auf 
Antrag des Kirchenrates. Das Vikariatsadditament (§ 64) beträgt 
1000 Fr. nebst Entschädigung für Kost und Wohnung, der Lern- 
vikar (§ 75) erhält 150 Fr. vierteljährlich, der Pfarrer, welcher 
ihm Wohnung und Kost gegeben, 300 Fr. Ein Pfarrhelfer (§ 72) 
hat ein Jahresgehalt von 2400 Fr. Für Gehaltszulagen an Geist- 
liche namentlich in Berggemeinden wird (§ 73) dem Regierungsrat 
ein Kredit von 3000 Fr. eröffnet. Die drei Hülfsprediger (§ 74) 
bekommen jeder 1800 Fr., und für weitere Aushülfe wird dem 
Kirchenrat ein Kredit von 6000 Fr. eröffnet. 



( 

'I 



i 



72 



£ 27. Die Staatsausgaben für Pfarrbesoldungen. 

Der Gesamtbetrag der vom Staate an die Geistlichen jähr- 
lich gemachten Zuwendungen erhellt aus den Staatsrechnungeq. 
Wir greifen einige Jahre heraus und finden 

1832: 133,633 Fr. 16 Rp. Damals wurden noch 3598 Mütt 
Kernen, 539 Mltr. Haber, 97 Mütt Roggen, 50 Mütt Schmalsaat, 
2168 Eimer Wein in Natura und nur 81,256 Fr. 66 Rp. in Geld 
bezahlt. 

1833: 186,535 Fr. 85 ßp. Die Naturalausgaben sanken auf 
214 Mütt Kernen, 27 Mltr. Haber, 210 Eimer Wein, die Geld- 
ausgaben dagegen machten 182,873 Fr. 85 Rp. aus (s. Gesetz v. 1832). 

1840: 197,111 Fr. 02 Rp. Eingerechnet ist hier die Kanzlei 
des Kirchenrates mit 2014 Fr. 33 Rp. 

1850: 207,675 Fr. 88 Rp. Davon Kanzleikosten 2998 Fr. 70 Rp. 

1860: 321,677 Fr. 14 Rp. Dabei sind eingerechnet Kosten 
für die Kirchenratskanzlei mit 5105 Fr. 66 Rp. und Beiträge an 
andere Kantone zu kirchlichen Zwecken mit 880 Fr. 

1870: 405,616 Fr. 42 Rp. Die Kosten für Kirchenrat, 
Synode und Bezirkskirchenpflegen 5543 Fr. 52 Rp. sowie freiwillige 
Beiträge an die Witwen- und Waisenstiftung, und kirchliche Zwecke 
im Kanton, 6048 Fr., sind hier mit den Besoldungen unter dem 
Titel Kirchenwesen vereinigt. 

1880: 467,290 Fr. 76 Rp. Davon für Kirchenrat, Synode 
und Bezirkskirchenpflegen 5535 Fr. 71 Rp., für die Witwen- und 
Waisenstiftung und kirchliche Zwecke 4228 Fr. 

189 0: 484,871 Fr. 05 Rp. Davon für Kirchenrat, Synode 
und Bezirkskirchenpflegen 6352 Fr. 20 Rp., für die Witwen- und 
Waisenstiftung und kirchliche Zwecke 16,283 Fr. 

1902: 542,233 Fr. 19 Rp. Davon für Kirchenrat, Synode 
und Bezirkskirchenpflegen 12,850 Fr. 99 Rp., für die Witwen- und 
Waisenstiftung und kirchliche Zwecke 35,556 Fr. 

Infolge des Kirchengesetzes von 1902 beträgt der Voranschlag 
für das Jahr 1903: 636,800 Fr. 
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VI. Die Baupflicfit. 



A. Die Baupflicht am Pfarrhause. 

£ 28. Die Baupflicht in den vom Staate übernommenen 

Patronaten. 

Es gehört zur Dotation, welche das Patronat entstehen lässt, 
dass der Stifter für gehörige Wohnung des Pfarrers sorgt 1 ). Das 
Pfarrhaus mit den Nebengebäuden gehört zur Pfründe und steht 
daher im Eigentum des Patrons, aber letzterer hat nicht nur kraft 
seines Eigentums, das ihm vielmehr freie Hand Hesse, die nötigen 
Reparaturen und allfällige Neubauten zu bestreiten, sondern diese 
Lasten trägt er infolge seiner Kompetenzpflicht. Trotzdem wird 
schon im kanonischen Recht die Baupflicht als selbständige, von 
der Zuwendung der Kompetenz getrennte Verpflichtung aufge- 
fasst und vielfach anders als jene behandelt. Der Satz, dass der 
Patron die Baupflicht, d. h. die Pflicht die Pfarrgebäude zu bauen 

a 

und zu unterhalten, tragen müsse, war bei uns gewohnheits- 
rechtlich allgemein anerkannt. Er war in den älteren, d. h. 
vor der Reformation gegründeten Patronaten, regelmässig durch- 
geführt 2 ). 

Dies geht einmal aus den Erkenntnissen des Rates hervor, 
der auch hier mit beständiger Nachlässigkeit der fremden Patrone 
zu kämpfen hatte. So wird am 4. Juni 1587 ein Herr von Landen- 
berg zum Bau des Pfarrhauses in Turbenthal ermahnt ; am 26. Okt. 
1636 fordert der Rat die Stadt Baden auf, die abgebrannte Pfarr- 
scheune zu Steinmaur neu zu bauen; als 1712 das Domstift Kon- 
stanz an das Pfarrhaus in Schöfflisdorf nur 1800 fl. neben 6 Mütt 
Kernen und 6 Eimer Wein für den Abendtrunk der Werkleute 



1 ) Nach § 250,2 des Kirchengesetzes von 1861 und § 61 des Gesetzes von 
1902 soll auch heute noch die Amtswohnung unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
werden und nur ausnahmsweise Entschädigung für Mietzins an ihre Stelle treten. 

2 ) Nach Vogel, die Chroniken Zürichs 1845, waren Ausnahmen Kyburg 
(S. 395) und Zell (S. 841). In beiden hatten die Gemeinden Baupflicht, in Ky- 
burg, weil 1424 die Gräfin Kunigunde von Montfort das Pfarrhaus der Ge- 
meinde geschenkt hatte. 



J ) St. A. Z. Finanzwesen, Allgemeines, Bausachen betreffend die Pfrund- 
gebäude. 
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geben will, beschliesst der Rat am 9. Januar, sich damit zu be- 
gnügen und allfällige Mehrauslagen selber zu bezahlen; am 19. Juni 
1782 weigert sich der Abt von St. Gallen, den Pfarrhausgarten in 
Stammheim in Stand zu stellen, weil er sich durch den Kirchen- 
bau geschädigt glaubt u. s. f. 

Zahlreiche Belege liefern die Kloster- und Amtsrechnungen. 
Die Rechnung des Amtes St. Blasien in Zürich vom Jahre 1794 
verzeichnet: Neue Fenster auf Pfarrhaus Birmensdorf 7 fl. 30 seh., 
1 gegossene neue Kunstplatte auf Birmensdorf 8 fl. 8 seh., Farbe 
auf Birmensdorf 2 fl. 33 seh. 6 hlr. 

Der Staat Zürich war als Universalsuccessor der Patrone genau 
gleichgestellt auch in Beziehung auf die Baupflicht, welche er so- * 

mit in allen oben (§§ 7 und 8) genannten Pfründen übernommen hat. 
So lange die Naturalwirtschaft vorherrschte, entrichtete man die 
Baukosten aus denselben Amtern wie die Pfarrkompetenzen. Das 
Amt Kappel z. B. hat nach seinen Rechnungen das Pfarrhaus Otten- 
bach zu unterhalten und zahlt 1565 49 Pfd. 2 seh. 2 hlr. Aus 
dem Amt Embrach werden die Baukosten für das Pfarrhaus Flaach 
bezahlt, 1694 betragen sie 128 Pfd. 9 hlr. und verteilen sich auf 
eine neu zu grabende Brunnenstube, einen Tüchel dazu, einen 
Gartenhag, einen neu zu legenden Bachofen, Reparatur des Haus- 
daches, eine neue Krippe im Stall, einen Kännel zum Schüttstein, 
Kalk und Ziegel zum Scheunendach und Waschhaus, 6 neue Fenster- 
laden, Verbesserung an den Fenstern und Eisen zu 8 Gittern. Die 
Verwaltung der Herrschaft Andelfingen verbaut 1790 am Pfarrhaus 
Hausen 100 Pfd., am Pfarrhaus Henggart 60 Pfd. 15 seh. und 
3 hlr. dem Maler und 40 Pfd. dem Maurer. Aus neuer und neuester 
Zeit Hessen sich die Beispiele beliebig vermehren 1 ). Die Pfarr- 
gebäude Männedorf kosteten z. B. 1840: 13 Fr. 56 Rp., 1841 
204 Fr. 62 Rp., 1842: 13 Fr. 68 Rp., 1843: 238 Fr., 1845 
112 Fr. 14 Rp., 1846: 92 Fr. 40 Rp., 1847: 20 Fr. 44 Rp., 1848 
634 Fr. 26 Rp., 1849: 34 Fr. 08 Rp., 1850: 184 Fr. 42 Rp. u. s. f. 
Während der Liquidation wurden die Baukosten aus dem Pfrund- 
fonds bestritten, mit der Einverleibung gingen sie auf die Staats- 
kasse über. 
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£ 29. Die Baupflicht in den vom Staate gestifteten Patronaten. 

Wie wir gesehen haben (in § 7), übernahm der Staat als Or- 
dinarius collator das Patronatrecht über alle auf zürcherischem Ge- 
biete seit der Reformation gegründeten Kirchen bis 1832 voll- 
ständig, nachher noch wenigstens den Pflichten nach. Waren nun 
diese Patronate gleich den alten, von fremden Kollatoren über- 
nommenen ? Die Frage ist im Wesentlichen zu bejahen für das Stell- 
besetzungsrecht und die Kompetenzpflicht. Hatte der Rat beschlossen, 
dass eine Gemeinde entstehen solle, so musste allerdings der Land- 
vogt die Gemeindeglieder so viel als möglich um Beiträge an die 
Pfründe angehen; allein der in erster Linie Verpflichtete und schliess- 
lich auch am meisten Belastete war der Staat. Das Recht der 
Stellbesetzung und die Kompetenzpflicht schienen so eng verbunden, 
dass niemand das erstere ohne die letztere übernehmen konnte. 

Die Frage ist zu verneinen, was das Zehntrecht und die Bau- 
pflicht am Pfarrhause 1 ) anlangt. Beides hängt zusammen, denn 
der Patron war zu weiteren Leistungen nur verpflichtet, sofern er 
Dezimator war, wie z. B. die Herren von Landenberg in Wyla nach 
ausdrücklicher Feststellung am 3. Februar 1768 keine Baupflicht 
haben, weil sie von Wyla keine Zehnten beziehen. Nun waren 
aber zur Zeit, da die neuen Patronate entstanden, die Zehntver- 
hältnisse schon fest geworden. Der Rat kam gleichsam bei der 
Zehntenverteilung zu spät. Die Gründung einer Pfründe war für 
ihn daher eine Last ohne vermögensrechtliches Gegengewicht, und 
wenn er trotzdem die Besoldung des Geistlichen übernahm, war er 
damit schon über die Forderungen des Patronates hinausgegangen. 
Die Baupflicht auch noch zu übernehmen, wäre ihm vollends nicht 
zuzumuten gewesen. 

So sehen wir denn, dass in den vom Staate gegründeten Kirch- 
gemeinden der nächste Interessent, eben die G e m e i n d e , die Bau- 
pflicht am Pfarrhause übernehmen muss. Schon vor der Refor- 
mation war dies der Fall in Trüllikon, Schlieren und Bonstetten. 
Später wurde die Errichtung einer selbständigen Pfarrei vom Rate 
regelmässig nur unter der Bedingung gestattet, dass sich die Ge- 
meinde über Vorhandensein der Mittel zum Pfarrhausbau auszu- 



l ) Über die Baupflicht an Kirchen 8. unten § 33 ff. Dort auch Näheres 
über die Baupflicht überhaupt. 
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J ) Aus den Chroniken von Vogel, Erni, Werdmüller und aus Nüscheler, 
Gotteshäuser. 
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weisen vermochte. So geschah es 1 ) in Altstetten 1529, Benken 
1555, Stadel 1570, Urdorf 1628, Herrliberg 1631, Volketsweil 1638, 
Altikon 1641, Ellikon 1650, Dielsdorf 1657, Bauma 1658, Feuer- 
thalen 1675, Dietlikon 1683, Erlenbach 1707, Mönchaltdorf 1709, 
Langnau 1710, Bachs 1730, Ötweil 1732 und Oberrieden 1760. 
Im 19. Jahrhundert wich man von diesem Grundsatz nicht mehr 
ab, so dass seither in allen neu gegründeten Pfarreien die Gemeinde 
das Pfarrhaus zu bauen hat. Der gewohnheitsrechtlich gewordene 
Zustand wird sanktioniert durch § 250, Absatz 3 des Gesetzes von 
1861 und § 15 des Gesetzes von 1902. 

Ausnahmen waren früher vorgekommen. Der Staat baute 
unter Mithülfe der Gemeinde 1591 das Pfarrhaus in Weiach, welches * 

für Kriegszwecke stark befestigt wurde, 1701 das Pfarrhaus in 
Schönenberg und wie es scheint, auch die Pfarrhäuser in Hausen 
a. A. 1530 und Äugst 1668, wo der Platz von einem Jörg Vollen- 
weider geschenkt wurde. 

Auch wenn die Gemeinde den Bau bezahlte, griffen ihre und 
des Staates Tätigkeit mangels ihrer Autonomie in einander. Der 
Staat gab nicht nur erhebliche Beiträge, sondern leitete den Bau 
durch seine Beamten. Es kam auch eine Verteilung der Lasten 
in der Weise vor, dass die Gemeinde zwar allein den Bau aus- 
führte oder ein Haus kaufte, der Staat aber nach kürzerer oder 
längerer Zeit sich zu allen künftigen Reparaturen verpflichtete mit 
Übernahme des Eigentums. Das war der Fall in Herrliberg, Volkets- 
weil, Erlenbach, Bachs, Mönchaltdorf und Otweil. 

§ 30. Der heutige Zustand. 

In den neuen Patronaten hat der Regel nach die Gemeinde, 
in den alten der Patron, als Rechtsnachfolger früherer Patrone der 
Staat das Pfarrhaus zu bauen und zu unterhalten. Zur Zeit der 
Liquidation wünschten verschiedene Gemeinden, denen die Baulast 
oblag, der Staat möchte letztere auch bei ihnen übernehmen; sie 
wurden aber abgewiesen mit der Begründung, dass ein solches Vor- 
gehen den Grundsätzen des Gesetzes von 1832 widerspräche und 
die Entwicklung umgekehrt dahin gehe, die Gemeinden in Rechten 
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und Pflichten selbständiger zu machen. Anderseits haben, abge- 
sehen von den Pfarrhäusern Grossmünster und Helferei 1856, so- 
wie Fraumünster 1890, auch keine Ablösungen der Baupflicht zu 
gunsten des Staates stattgefunden. So haben wir heute noch den 
ursprünglichen Zustand im Wesentlichen rein erhalten. 

Das Staatsinventar vom 1. Januar 1903 führt unter den unent- 
behrlichen Liegenschaften 116 Pfarrhäuser auf, die im Eigen- 
tum des Staates stehen. Der (in Klammer beigefügte) Wert 
ist der Versicherungswert und umfasst nicht nur das Pfarrhaus, 
sondern sämtliche Pfrundgebäude wie Waschhaus, Scheune, Schopf, 
Hühnerstall u. s. f. Es gehören dem Staat die Pfarrhäuser in Alt- 
stetten (21,900 Fr.), Birmensdorf (24,600), Dietikon (51,300), Höngg 
(28,500), Oberurdorf (27,800), Weiningen (28,400), Zollikon (30,400), 
Predigern (56,000), Äugst (14,000), Affoltern (17,200), Hausen 
(23,400), Hedingen (22,000), Kappel (23,700), Knonau (26,600), 
Maschwanden (15,600), Mettmenstetten (24,200), Ottenbach (25,000), 
Riffersweil (15,300), Stallikon (18,400), Hirzel (12,500), Horgen 
(32,400), Kilchberg (22,300), Richtersweil (33,700), Schönenberg 
(20,600), Thalweil (22,000), Wädensweil (28,000), Erlenbach (15,500), 
Herrliberg (19,500), Hombrechtikon (21,200), Küsnacht (31,000), 
Männedorf (21,000), Meilen (30,000), Ötweil (16,000), Stäfa (25,000), 
Ütikon (19,600), Bäretsweil (16,800), Bubikon (17,100), Dürnten 
(25,400), Fischenthal (18,000), Gossau (13,800), Grüningen (29,400), 
Hinweil (33,800), Rüti (23,700), Wald (18,600), Wetzikon (29,700), 
Dübendorf (19,600), Egg (27,600), Fällanden (19,800), Greifensee 
(22,300), Maur (17,200), Mönchaltdorf (19,200), Schwerzenbach 
(24,800), Uster (30,000), Volketsweil (12,800), Wangen (25,000), 
Fehraltorf (30,000), Hittnau (17,000), Illnau (25,000), Lindau (21,800), 
Pfäffikon (40,200), Russikon (25,500), Sternenberg (17,000), Weiss- 
lingen (22,000), Wildberg (17,000), Brütten (28,600), Dägerlen 
(38,800), Dättlikon (20,600), Dynhard (23,500), Elgg (26,400), Elsau 
(22,600), Hettlingen (32,800), Neftenbach (27,800), Oberwinterthur 
(26,500), Pfungen (26,000), Rickenbach (19,800), Schlatt (28,500), 
Seen (26,000), Seuzach (19,600), Töss (38,000), Turbenthal (22,250), 
Veitheim (27,000), Wiesendangen (25,400), Wülflingen (25,700), 
Berg (27,000), Buch (18,900), Dorf (17,800), Flaach (17,600), An- 
delfingen (34,000), Henggart (30,800), Laufen (30,500), Ossingen 
(25,100), Rheinau (29,300), Unter-Stammheim (31,500), Bassers- 
dorf (26,200), Bülach (20,500), Eglisau (30,250), Glattfelden (27,800), 
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Kloten (21,700), Lufingen (32,500), Rafz (19,400), Rorbas (24,500), 
Unter-Embrach (28,000), Wyl (24,200), Affoltern b. H. (16,000), 
Bachs (22,200), Buchs (26,200), Dällikon (17,500), Niederhole 
(28,000), Niederweningen (22,500), Oberglatt (17,000), Otelfingen 
(22,500), Regensdorf (19,000), Rümlang (18,700), Schöfflisdorf 
(22,500), Steinmaur (22,200) und Weiach (24,900). Total- 
Assekuran'z- oder Inventarwert 2,827,300 Fr. 

§ 31. Die Staatsausgaben für Pfarrhäuser. 

Die Summe der jährlichen Ausgaben des Staates für Repara- 
turen oder Neubauten von Pfarrhäusern variiert naturgemäss stark, 
je nach dem vorhandenen Bedürfnis. Doch mögen einige Zahlen 
einen Begriff geben. Die Ausgaben betrugen 1 ): 

1830: 42,876 Fr. 83 Rp., 1840: 19,628 Fr. 79 Rp., 1850: 
13,897 Fr. 82 Rp., 1860: 37,822 Fr. 87 Rp., und zudem Neu- 
bauten in Buchs für 14,855 Fr. 80 Rp. und in Egg für 11,067 Fr. 
50 Rp., 1870: 30,574 Fr. 29 Rp., 1880: 44,219 Fr. 94 Rp., 1890: 
38,846 Fr. 24 Rp. und zudem ein Neubau in Fehraltorf für 
12,459 Fr. 28 Rp., 1902: 56,033 Fr. 98 Rp. 

§ 32. Die Baupflicht des Pfarrers. 

Der Benefiziar hat wie an der ganzen Pfründe so auch am 
Pfarrhaus Diligenzpflicht. Soweit bietet die rechtliche Behandlung 
des Pfarrhauses nichts Eigentümliches. Aber schon das allgemeine 
Kirchenrecht verlangt, dass er ähnlich dem Lehenmann oder Pächter 
ohne Rücksicht auf Verschulden eine gewisse Baupflicht übernehme, 
die sich zwar nur auf kleinere Reparaturen erstreckt, während 
grössere und Neubauten vom Patron vorzunehmen sind. So auch 
unser, dem Benefiziar wenig günstiges Partikularrecht. 

Es ist begreiflich, dass die Geistlichen für diese Reparaturen 
bei dem schlechten Stand ihrer Pfründen geringen Eifer zeigten. 
Der Rat kam daher in zahlreichen Erlassen immer wieder auf « die 
in Ehren-Haltung der Pfarrhäuser» zurück, und wo sich ein Pfarrer 
seiner Pflicht zu entziehen suchte und eine Gnadenfrist unbenutzt 



*) Bis in die Zwanzigerjahre des 19. Jahrhunderts werden diese Ausgaben 
mit denjenigen für Kirchen in den Staatsrechnungen zu einem Posten zusammen- 
gefasst. 
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verstreichen Hess, wurde das Nötige durch Beamte in seinen Kosten 
hergestellt, z. B. 1649 in Winterthur und Dübendorf und 1764 
in Bubikon. Eine Erkenntnis vom 29. Juni 1568 ermahnt den 
Baumeister, fleissig nachzusehen, wenn er auf die Landschaft 
reite. Die späteren Beschlüsse sehen 'periodische Untersuchungen 
vor bis zur Verordnung betreffend die Benutzung und den Unter- 
halt der dem Staate in hiesigem Kanton zustehenden Pfrund- 
lokalitäten vom 6. Hornung 1836 (0. G. IV. S. 403), welche in 
§ 8 das Baudepartement (seit 1850 die Direktion der öffentlichen 
Arbeiten) beauftragt, solche Prüfungen von Zeit zu Zeit vorzu- 
nehmen. 

JDer Inhalt der Baupflicht ist seit der Reformation wesentlich 
derselbe geblieben, nur wurde er immer mehr im Einzelnen um- 
schrieben. Eine < Ordnung > vom 27. Juli 1579 bezieht sich haupt- 
sächlich auf die Reparatur des Daches. Ausführlicher ist eine andere 
vom 25. August 1649, wiederholt 1697 und 1698, indem sie er- 
wähnt: «Tachung, Öfen, Fenster, Tilly, Böden, Kunst, Kämj und 
Dergleichen». Am 21. Juni 1702 wollte man zwischen schlechten 
und besseren Pfründen unterscheiden, den ersteren nur die Dächer 
und den andern auch die früher genannten Teile überbinden, da- 
neben «Ross-, Küeh-, Hüner- v und Gänsestählen-Reparierung, item 
den Kaminfäger zu bezahlen, die Öfen zu bestreichen, wie nicht 
weniger die Gärten, Häg und Gräben in ihren Kosten zu ver- 
bessern». Die Unterscheidung scheint nicht durchgeführt worden 
zu sein, denn am 23. November 1741 wurde wieder für alle das- 
selbe bestimmt, unter schärferer Androhung obrigkeitlichen Ein- 
schreitens. Keine Neuerung brachten Verordnungen vom 19. März 
1748 und vom 18. Dezember 1760 und am 31. August 1811 der 
Beschluss des Kleinen Rates betreffend den Unterhalt der Pfarr- 
gebäude durch die auf hiesigen Kollaturpfründen stationierten Herren 
Geistlichen. Eine Nachbildung dieses Beschlusses ist die oben ge- 
nannte, heute noch geltende Verordnung von 1836. Nach dieser 
liegt dem Pfarrer ob (§ 6 1. c): 

1. Der Unterhalt der Fenster, namentlich das Verkitten der 
Scheiben und das Einsetzen zerbrochener Scheiben. 

2. Die Reinigung der Itamine. 

3. Die öftere Reinigung der Kochherde. 

4. Das Ausstreichen der Fugen an Öfen und Kochherd. 

5. Das Ausweissen im Innern der Gebäude. 



i 
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6. Die Herstellung kleiner Beschädigungen an Dachungen durch 
Einschieben einzelner Ziegel, Unterschlagen von Schindeln, Reini- 
gung der Dachrinnen u. s. f. und 

7. Alle übrigen kleineren Reparaturen an Schlössern, Türen, 
Fenstern, Fensterladen, Böden, Wänden. 

Das neue Kirchengesetz vom 26. Okt. 1902 sagt in § 62, Satz 2, 
allgemein: Der Geistliche hat die kleinen, für den gewöhnlichen 
Gebrauch erforderlichen Reinigungen und Ausbesserungen in eigenen 
Kosten zu besorgen. Absatz 2 des § 62 sieht für diese Materie 
eine Verordnung vor, welche der Regierungsrat auf Antrag des 
Kirchenrates erlassen wird. 

B. Die Baupflicht an der Kirche. 

§ 33. Allgemeines. 

Nach gemeinem Kirchenrecht ist die Baulast an der Kirche 
derjenigen am Pfarrhaus gleich geordnet ; nach partikularem Recht 
sind Abweichungen möglich *). Zu denjenigen Rechten, welche die 
Baulast an Pfarrhaus und Kirche verschieden normieren, gehört 
das zürcherische; denn während, wie gesagt, an ersterem diese 
Pflicht dem Patron regelmässig obliegt, bestehen für die Kirchen- 
baulast andere Grundsätze. Dies erklärt sich aus folgendem. 

In ältester Zeit bildeten Pfarrhaus und Kirche eine Einheit, 
wie Stutz nachgewiesen hat, indem sich um den Altargrund als 
die Hauptsache alles andere als Zubehörde gruppierte. Die Kirche 
gehörte somit zur Pfründe und teilte deren Schicksal. Diese Auf- 
fassung ging aber im Laufe der Zeit verloren; denn die Kirche, 
ausgezeichnet durch ihren eigentümlichen Zweck, sonderte sich ab, 
und man nahm an, sie gehöre dem Heiligen, dem sie geweiht war. 
Der Patron trat vor diesem in den Hintergrund. Auch als mit 
der Reformation der Heilige verschwand, blieben die Befugnisse 
des Patrons so eingeschränkt durch den Zweck des Gebäudes, dass 
Heusler dessen Recht nur als Munt bezeichnen will. Jedenfalls 
war die Anschauung, welche für das Pfarrhaus durchdrang, näm- 
lich, dass der Patron als Eigentümer ^u bauen habe, hier weniger 
wirksam. 
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!) Friedberg § 181. III. 
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Zwar konnte ein Zusammenhang zwischen Baupflicht und Zehnt- 
recht auch hier nicht geleugnet werden, setzte doch die Pfründe 
und damit der Zehnt notwendig einen Kirchenbau voraus (s. oben § 2). 
Allein der Umfang dieser Baulast war so gross, dass sie der Patron 
allein oft kaum zu tragen vermocht hätte. Er suchte sie daher 
möglichst auf andere Schultern abzuwälzen, was ihm auch zum 
Teil gelingen sollte. 

Die zunächst Interessierten waren die Kirchgenossen. In 
ihrer Mitte erhebt sich das Gotteshaus, zu dem sie « tot und lebendig > 
gehören, dessen Glocken die Gewitter vertreibt, dem Feuer wehrt 
und dessen Turm dem Dorf seinen landschaftlichen Charakter giebt. 
Von ihnen ging oft die Initiative zu Bauten und Verbesserungen 
aus, weshalb es nahe lag, auch sie zur Baulast heranzuziehen. 
Seit der Reformation Hess die Obrigkeit die Gemeinde, deren Rechte 
sie unterdrückte 2 ), in Beziehung auf die Pflichten um so lieber zur 
Geltung kommen. 

Im Resultat haben wir daher eine Teilung der Baupflicht 
zwischen Gemeinde und Patron zu konstatieren, ohne dass in allen 
Gemeinden die Verhältnisse gleich geordnet worden wären. 

§ 34. Die Baupflicht der Gemeinde. 

In welchem Umfang die Baupflicht in den alten, vom Staate 
übernommenen Patronaten der Gemeinde oblag, wird sich aus der 
Baupflicht des Patrons ergeben (s. § 35). In den neuen, vom Staate 
gestifteten Patronaten galt das für die Pfarrhäuser Gesagte (§ 29) 
bei den Kirchen noch in höherem Grade, da hier der Zusammen- 

KP' ' 

hang zwischen Kirche und Pfründe gelöst schien. Eine Teilung 
fand daher nicht statt, vielmehr übernahm regelmässig die Ge- 
meinde die Baupflicht an der ganzen Kirche. Ausnahmen, also 
Orte, an denen dem Staat die Baulast oblag, waren Schönenberg, die 
alte Kirche beim Kreuz und Affoltern, wo die Verhältnisse übrigens 
unsicher waren. Seither ist die Baupflicht der Gemeinde in diesem 
Sinne gesetzlich festgestellt 2 ). 



1 ) Vgl. Bluntschli, Zur Geschichte der reformierten Kirchenverfassung, in 
Reyscher und Wildas Zeitschrift für deutsches Recht. Bd. VI. S. 166. 

2 ) Gesetz betr. das Gemeindewesen vom 20. Juni 1855 (0. G. X. 181) in 
173. 

6 
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Die Erfüllung der Baupflicht geschah vor der Revolution 
unter strenger Beaufsichtigung durch die Obrigkeit, war doch 
letztere zur Verfügung über irgend welche Kirchengüter allein 
kompetent *). Sie bestimmte, wie viel aus dem Kirchengut genommen 
werden dürfe, wie dieses durch Einzugsgelder zu erhöhen sei, wie 
viel auf die Güter der einzelnen Bürger «verlegt werden» solle 
und welche Frondienste, Hand- und Spanndienste geleistet werden 
müssen. Freilich liess sie, wo es nötig war, den Gemeinden reiche 
Unterstützungen zukommen und mit Rücksicht hierauf interessiert 
uns deren Baupflicht hauptsächlich. 

Die staatlichen Unterstützungen wurden zwar vor- . 

zugsweise, keineswegs aber ausschliesslich Gemeinden eigener { 

Kollatur gewährt. Oft wurden Darlehen zu besonders günstigen 
Bedingungen gegeben, die Regel aber war Schenkung. Es geben 
(nach M. R.) unsere gnädigen Herren z. B. am 27. Nov. 1555 an 
den Kirchenbau in Elsau 50 seh. aus dem Amt Winterthur, 13. Aug. 
1578 an den Kirchenbau in Thalweil eine Helmstange mit Knopf 
und Fahne, 13. Sept. 1619 an die Baukosten in Oberhasle 25 seh. 
aus dem Obmannamt, zu gleichen Zwecken am 6. März 1667 an 
Otelfingen 100 seh., 4. Aug. 1669 an Buch 50 Pfd. Geld, 28. De- 
zember 1701 an Wädensweil 300 Thlr. aus dem Seckel- und 2000 
Pfd. aus dem Obmannamt, 11. März 1702 an den Kirchenbau zu 
Wollishofen 1200 Pfd. Geld und die auf dem Rathaus befindliche Uhr. 
Am 17. Sept. 1704 erhält Regensdorf zum Bau 300 seh. und die 
Erlaubnis, aus der alten Burg Steine wegzunehmen, am 14. Nov. 
1725 ebenso Otweil, als der Kirchturm beim Bau einstürzte, 1000 
Pfd. Geld aus dem Seckelamt, 25 Eimer Wein aus dem Amt Küs- 
nacht und 15 Mütt Kernen aus dem Amt Rüti u. s. f. Besonders 
sind zu erwähnen als regelmässige Hülfeleistung 

Die Ausstellung von Steuerbriefen, auch Bettelbriefe oder 
Steuerbüchlein genannt. Der Rat gab darin der betreffenden Gemeinde 
die Erlaubnis, die Wohltätigkeit einer bestimmten Gegend in Anspruch 
nehmen zu dürfen. Diese Übung bestand schon vor der Reformation 2 ) 



J ) Als 1685 (M. R. 23. Febr.) über die Einrichtung neuer Kirchenstühle 
zwischen Gemeindegliedern in Richtersweil Streit ausgebrochen war, war man 
im Rate zu Zürich sehr ungehalten, dass die Gemeinde über solche Sachen dispo- 
nieren zu können glaube, da doch die Aufsicht der Kirchengüter den Land- 
vögten zuständig. 

2 ) Vgl. Nüscheler, Gotteshäuser. Bd. II. S. 404. 



— 83 — 

und hatte oft auch den Zweck, für Brand-, Hagel- oder Wasser- 
beschädigte oder Notleidende anderer Art Gaben zu sammeln. 
Bei Neubauten oder grösseren Reparaturen von Kirchen war sie 
die Regel. Wir erwähnen nur die Steuerbriefe für die Kirche « im 
Turbenthalergebirg » vom 21. Jan. 1705 und die Kirche in Dorlikon 
vom 12. August 1711, letzterer ausgestellt für die Herrschaften 
Eglisau und Regensberg. 

Die Verabreichung von Ziegeln. Da keine Gewerbe- 
freiheit bestand, mussten die Ziegel aus staatlichen Ziegeleien be- 
zogen werden. Der Rat verabreichte die zum Kirchenbau nötigen 
gratis, statt sich dafür bezahlen zu lassen und doch wieder einen 
Beitrag an Geld zu geben. Es erhält z. B. Männedorf am 9. Mai 
1657 25,000 Ziegel, Birmensdorf am 23. Febr. 1659 15,000, Hütten 
am 20. Nov. 1667 zum Wiederaufbau der im Kriege am 11. Febr. 
1656 verbrannten Kirche 9000, Niederhasle am 28. Juli 1702 
1300 Flach- und 195 Firstziegel, Stäfa am 8. Febr. 1764 so viel, 
als zur Deckung des Windschadens erforderlich u. s. f. 

Die Beiträge an Glocken. Die Ausgaben für Glocken, 
Glockenstuhl und Uhr mussten regelmässig auch da von der Ge- 
meinde bestritten werden, wo der Unterhalt des Turmes dem Patron 
zustand. Der Rat liebte es jedoch, gerade für Glocken Beiträge 
zu geben. Er gibt z. B. am 18. April 1565 an die Glocke zu 
Greifensee um das, was sie schwerer wird, den halben Teil, am 
12. Juni 1594 an Dürnten an eine 25 Zentner schwere Glocke 
100 seh. aus dem Amt Rüti, am 26. Nov. 1699 an Greifensee für 
zwei neue Glöggli 30 Pfd., am 19. Sept. 1761 an Oberrieden für 
3 Glocken Metall aus dem Zeughaus und 2000 Pfd. aus dem Seckel- 
amt, am 3. Dez. 1766 an Ütikon 12 Dublonen, am 30. Sept. 1775 
an Rümlang 400 Pfd. u. s. f. l ). 

Die Schenkung von «Fenstern und Wappen». Hier 
tritt der Charakter der Unterstützung hinter dem des Ehrenrechtes 
zurück. Es war nämlich ein verbreitetes Recht geistlicher und 
weltlicher Herren, an neuen oder renovierten Gebäuden wie Klöstern, 
Wirtshäusern, grossen Privathäusern, Pfarrhäusern und namentlich 
Kirchen, auf ihre Kosten ein Fenster anbringen und auf das Glas 



*) In neuerer Zeit werden nach einer grundsätzlichen Bestimmung des 
Regier ungsrates an Kirchenuhren, Geläute und Orgeln keine Beiträge mehr 
erteilt. (Das reformierte Kirchenwesen des Kantons Zürich. 1888. S. 175.) 
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ihr Wappen malen zu lassen. Dadurch sollte das Herrschaftsver- 
hältnis zum Ausdruck gebracht werden. Der Rat sah daher strenge 
darauf, dass in zürcherischen Kirchen fremder Kollatur das Wappen 
des Patrons « in bescheidentlicher Form und dem Range nach hinter 
dem zürcherischen > angebracht werde, so ergingen Beschlüsse am 
17. Juli 1680 betreffend das Schaffhauserwappen in Andelfingen 
und am 25. August 1698 betreffend das Wettingerwappen in Kloten. 
Seit 1633 wurden die Schenkungen an «päpstliche» Kirchen ein- 
geschränkt und später ganz aufgehoben. Wir erwähnen die Ver- 
ehrung von Fenster und Wappen an Rheinau 23. Dez. 1583, Mar- 
thalen 14. Juli 1600. Männedorf 9. Mai 1657, Stäfa 23. Aug. 1658, 
Horgen 2. Oktober 1676., Meilen 21. Nov. 1683, Schöfflisdorf 
3. Okt. 1705, Bachs 6. Nov. 1713 u. a. 

Im 19. Jahrhundert dauerten die Unterstützungen fort mit 
dem Unterschied, dass sie in Geld und aus der Staatskasse ent- 
richtet werden. Es erhielten z. B. ! ) Stadel am 28. Nov. 1809 
400 Fr., Elgg am 16. März 1826 640. Fr., Sitzberg am 6. Mai 1837 
2400 Fr., Neftenbach am 23. Jan. 1844 960 Fr. Die gesamten frei- 
willigen Staatsausgaben für Kirchenbauten betrugen 1870 : 2790 Fr., 
1880 : 970 Fr., 1890: 2875 Fr. und 1902: 21,120 Fr., davon 20,000 Fr. 
an die Kirchenbauten in Aussersihl, 450 Fr. an Aflfoltern a. A., 
450 Fr. an Dägerlen und 220 Fr. an Sternenberg. 

Die Verabreichung von Staatsbeiträgen, welche § 250,3 des 
Gesetzes vom 20. Aug. 1861 und wiederum § 15 des Gesetzes vom (. 
26. Oktober 1902 im allgemeinen vorsehen, wird genauer normiert 
durch das Regulativ betr. Verabreichung von Staats- 
beiträgen an die Herstellung von Kirchen und P fr und- 
lokalitäten vom 10. November 1862. Dieses bestimmt in Art. 1, 
dass Beiträge nur verabreicht Verden, sofern die Bauten als not- 
wendig und die Gemeinden als beitragsbedürftig erscheinen und nur 
wenn die Bausumme ganz oder teilweise auf dem Steuerwege zu- 
sammengebracht werden muss und, auf die Steuerpflichtigen ver- 
legt, eine Steuer von mehr als 1 Fr. von je 1000 Fr. Vermögen 
von der Haushaltung und dem Aktivbürger erfordert. Art. 2 ent- 
hält eine Skala, gehend von V*« der nach Abzug einer zu 1 °/oo er- 
hobenen Steuer noch restierenden Bauschuld, wenn die Gesamt- 
steuer mehr als l°/oo, bis 7 6 > wenn dieselbe mehr als 10°/oo 



*) St. A. Z. Finanzwesen. Pfrundsachen, Allgemeines. 
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beträgt. Nach Art. 3 fallen bei der Berechnung in Abzug die 
Aufsichts- und Verwaltungskosten, die Zinsen von entlehnten Kapi- 
talien und die Kosten für den Ankauf des Landes. 

§ 35. Die Baupflicht des Patrons nach Gewohnheitsrecht. 

Wie schon angedeutet, wurde gewohnheitsrechtlich die Baulast 
zwischen Patron und Gemeinde geteilt. Um aber nicht in jedem 
Einzelfalle, wenn Kosten entstanden, sich aufs neue einigen zu 
müssen, zog man vor, die Teilung ein- für allemal und zwar am 
Gebäude selber vorzunehmen. Heute oder unter der Herrschaft 
des römischen Rechtes würde man nach ideellen Quoten geteilt 
haben, wobei z. B. das ganze Kirchengebäude zu 2 / 3 der Gemeinde 
und zu V 3 dem Patron zugesprochen worden wäre 1 ) und demge- 
mäss die Gemeinde 2 / 3 > der Patron x /s der Auslagen für die Repara- 
turen und Neubauten tragen würde. Eine solche Teilung war aber 
dem deutschen Recht, welches in allen Fällen die Anschaulichkeit 
liebt, zu abstrakt und es nahm daher am Kirchengebäude eine Tei- 
lung in dem Sinne vor, dass ein Stück der Kirche der einen, das 
andere der andern Partei zu Alleineigentum gehören und jede ihren 
Anteil in baulichen Ehren halten sollte, ßie Teile, welche sich 
gleichsam von selbst ergaben, waren das Langhaus oder « die Kirche > 
schlechthin, der Chor und der Turm, die beiden letzteren oft ein 
Ganzes bildend. Das Gewohnheitsrecht wies nun das Langhaus 
der Gemeinde, den Chor und den Turm oder den Turm allein 
dem Patron zu; denn im Schiff sass die Gemeinde, während im 
Chor der Patron oder, wie bei Klöstern und andern Korporationen, 
seine Vertreter Platz nehmen durften. (Das Recht der sedes in 
choro, vgl. oben § 2). Diese Ordnung bestätigt der Rat in Er- 
kenntnissen, z. B. vom 29. August 1677 und 15. Febr. 1680, wo 
er die Baupflicht des Domstiftes Konstanz an der Kirche Glatt- 
felden damit begründet, es sei allerorten in Mgn. Hhrn. Landschaft 
Recht und Herkommen, dass die Kollatoren und Zehntenherren 
pflichtig «die Chor und Thürn der Küchen in Ehren zu halten». 



*) Dieses Verhältnis bestimmt das preussische Landrecht für Stadtkirchen, 
das umgekehrte für Landkirchen (A. L. R. II. 11 § 720 ff § 584). — Ähnliche 
Teilung besteht z. B. im Kanton St. Gallen an paritätischen Kirchen zwischen 
den beiden Konfessionen. 
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i, bevor eine feste Übung ent- 

i BluntBchli, Werdmttller «od 
nd ergänzt durch reiches Äla- 

, £gl>^i**ä'h da* Gewohnheitsrecht bezeichnet, da« 
EJKEgC'fhJitft, Gewohnheitsrecht II. S. 111. 
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standen war, die folgenden Generationen vergassen, wie es die 
Vorfahren gehalten hatten. Die Patrone behaupteten zudem häufig, 
es habe am animus sese obligandi gefehlt, die Leistung sei ganz aus 
freien Stücken erfolgt. 

2. Verträge. Sie entsprangen dem allgemeinen Bedürfnis 
nach Klarstellung der Rechtsverhältnisse an der Kirche. Es waren 
einerseits gütliche Vergleiche, welche namentlich den bisherigen 
Zustand sanktionierten, so am 28. Februar 1409 zwischen dem 
Komthur des Johanniterhauses und den Kirchgenossen von Richters- 
weil 1 ), am 8. Mai 1341 zwischen Walter von Loubegg, dem Schaffner 
des Hauses Bubikon und den Bauern zu Buchs 2 ). Andererseits 
einigten sich die Streitenden oft auf Bestellung eines Schiedsge- 
richtes; in früherer Zeit wählten sie dazu bischöfliche Beamte, 
später immer mehr zürcherische Ratsherren. So fällen am 8. Juli 
1495 zwei Mitglieder des Rates als erbetene Schiedsrichter einen 
Spruch zwischen dem Abt von Einsiedeln und der Gemeinde Meilen 8 ) 
und am 18. Juni 1498 einen solchen zwischen dem Chorherrenstift 
Grossmünster und der Gemeinde Zollikon 4 ). Gerade in Zollikon zeigte 
sich, wie an andern Orten, bald wieder Unsicherheit, da die Ver- 
tragsurkunde in Vergessenheit geriet. Mehr Garantie boten endlich 

3. Die Ratserkenntnisse. Seit Waldmanns Zeit werden 
sie häufig, da der Rat sich als oberster Gerichtshof und oberste 
Verwaltungsbehörde mit der Baupflicht der Patrone zu befassen 
hatte. Er fixierte z. B. die Baupflicht der Johanniter am Chor in 
Wald im Jahre 1509 und setzte die zur Reparatur erforderliche 
Summe auf 275 Pfd. fest 6 ). Weitere Erkenntnisse 6 ) ergingen am 
27. April 1495 zwischen den Johannitern und Wädensweil, am 
18. November 1500 zwischen den Edlen von Hinweil und Weiss- 
lingen, am 22. Oktober 1516 zwischen dem Kloster Wettingen und 
Kloten, am 6. März 1515 zwischen dem Stift Schännis und Knonau, 
am 3. April 1615 zwischen dem Abt von Rheinau und Marthalen, 
am 23. Febr. 1659 zwischen dem Abt von St. Blasien und Birmens- 
dorf u. s. f. 



J ) Nüscheler II. S. 396. 

2 ) a. a. 0. IL S. 574. 

3 ) a. a. 0. II. S. 382. 

4 ) Alex. Nüesch und H. Bruppacher, das alte Zollikon. S. 4 ff. 

5 ) Aus Nüscheler, Gotteshäuser und M. R. 



*) Stobbe, deutsches Privatrecht. Bd. I. §22: Man darf Dicht fordern, dass 
alle einzelnen Handlungen für sich genommen, übereinstimmen. Es genügt zur 
Entstehung des Gewohnheitsrechtes, dass die Rechtsüberzeugung sich im Ganzen 
d. h. in der organischen Einheit überwiegende Geltung verschafft hat. 

2 ) Nüscheler. II. S. 391. 

s ) Vogel, Chronik S. 390. 
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§ H6. Abweichungen vom Geioohnheitsrecht. 

Die Geltung des Gewohnheitsrechts wird präsumiert, aber 
es schliesst die stillschweigende oder ausdrückliche Parteiberedung 
keineswegs aus; denn es ist nicht zwingend, sondern dispositiv 1 ). 
Z. B. die Kirche in Männedorf ist im Jahre 1564 reparaturbe- 
dürftig. Der Rat schreibt daher am 15. November, Herr und 
Gotteshaus zu Einsiedeln sollen den Chor in Männedorf in Ehren 
halten, « sie beweisind und zeigind dann, dass sie sich von dennen 
in Männedorff aberkaufft>. Oder am 13. Mai 1720 wird das Stift 
Grossmünster aufgefordert, als Patron von Zumikon die dortige 
Kirche zu bauen, aber es befreit sich, indem es den Beweis er- £ 

bringt, dass ihm in Zumikon keine Baupflicht obliege. 

Die Abweichungen vom Gewohnheitsrechte, im 
Einzelfall auch auf Unvordenklichkeit, Rechtsgeschäft oder Richter- 
spruch beruhend, mochten an einigen Orten von Anfang an be- 
standen haben, häufiger aber an Stelle einer früher anderen Ord- 
nung getreten sein (s. unten § 38 die Ablösung). Sie bestehen in 

1. Anderer Teilung des Kirchengebäudes. Hieher 
können die schon genannten Fälle gezählt werden, wo der Patron 
das halbe Kirchendach und Weisslingen, wo er V 3 des Turms zu 
unterhalten hatte. Laut Vertrag vom 13. August 1458 musste in 
Horgen die Äbtissin vom Fraumünster den Teil des Schiffes, wo 
die Frauen stehen, der Komthur zu Leuggern, denjenigen, wo die 
Männer stehen, die Kirchgenossen aber Chor und Glockenhaus in 
Ehren halten 2 ). In Maur hatte die Fraumünsterabtei das Lang- 
haus, die Gemeinde den Turm und der jeweilige Pfarrer den Chor 
zu erhalten. In Küsnacht wurde 1381 zwischen Komthur und 
Kirchgenossen vereinbart, dass jedem Teil die Hälfte des Kirchen- 
gebäudes obliegen solle 3 ); dies wurde 1532 durch Vertrag des Rates 
von Zürich mit der Gemeinde dahin geändert, dass ersterer den 
Chor, die halbe Kirche und den Turm übernahm, so dass der Ge- 
meinde nur noch die andere Hälfte der Kirche blieb. 
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2. Tragung der ganzen Baupflicht durch die Ge- 
meinde. Diese in den neuen Patronaten regelmässig durchge- 
führte Ordnung begegnet schon in einigen alten, nämlich in Hom- 
brechtikon, Ottenbach, Schlatt, Zell, Elsau, Veitheim, Rickenbach, 
Benken, Elgg, Henggart. Am 1. Dezember 1484 übernahmen die 
Einwohner von Bonstetten durch Vertrag mit dem Abt von St. Blasien 
die Verpflichtung, selbständig eine Kirche zu bauen 1 ). Eine Er- 
kenntnis des Rates vom 6. Mai 1482 sprach den Abt von Rüti von 
jeglicher Baupflicht in Dürnten frei 2 ). 

3. Tragung der ganzen Baupflicht durch den Pa- 
tron. Nach einem Spruch der Räte des Bischofs, der vom zürche- 
rischen Rate im Oktober 1517 bestätigt wurde, hatte das Chor- 
herrenstift Heiligenberg die ganze Kirche in Buch nach Notdurft 
zu bauen 3 ). Der Unterhalt der ganzen Kirche lag ferner ob dem 
Chorherrenstift Grossmünster in Wytikon, der Fraumünsterabtei 
in Hirzel, dem Kloster St. Blasien in Lufingen, dem Kloster Töss 
in Dättlikon und dem Rate in Grüningen, wahrscheinlich weil die 
dortige Kirche früher Schlosskapelle gewesen war. 

§ 37. Die staatliche Baupflicht an Stifts- und Klosterkirchen. 

Die Baupflicht des Staates an Patronatkirchen folgt den Regeln 
über die Succession in frühere Patronate, d. h. der Staat hat genau 
diejenige Baupflicht, welche seinem Rechtsvorfahr vor dem Mo- 
mente des Übergangs obgelegen hat. Daran erinnerte bis zur Zen- 
tralisation die Entrichtung der Kosten aus den den aufgehobenen 
Klöstern entsprechenden Amtern. 

Der Vollständigkeit halber sind hier auch diejenigen Kirchen 
zu nennen, deren Baupflicht dem Staate nicht kraft Patronates zu- 
kommt. Es sind dies die durch Säkularisation in sein Eigentum 
übergegangenen Stifts- und Klosterkirchen, welche früher 
als Teil des Klosters, nicht als Patronatkirchen aufgefasst, nur 
z. T. weiterhin als Kirchen, oft zu andern Zwecken verwendet 
wurden. Der Staat übernahm an ihnen die Baulast lediglich als 
Eigentümer, und zwar besteht der Unterschied gegenüber den Kirchen, 



!) Ntiacheler IV. S. 126. 

2 ) Ntischeler II. S. 280. 

3 ) Nüscheler II. 8. 235. 
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die ihm als Patron ganz zu unterhalten obliegen, darin, dass hier 
auch alle Zubehörden wie Glocken, Uhren, Treppen dem Schicksal 
der Hauptsache folgen x ), während sie dort regelmässig der Gemeinde 
gehören. Es kamen folgende Säkularisationen vor: 

1. Die Aufhebung der Klöster zur Reformations- 
zeit (s. oben § 5). Mit den klösterlichen Gebäuden verfuhr der 
Rat nach Belieben in verschiedener Weise 2 ) : ins Augustinerkloster 
wurden der Obmann und ein Schaffner verlegt, das Barfüsserkloster 
wurde zuerst dem Christoph Froschauer als Buchdruckerei ein- 
geräumt, das Selnau bis auf den Grund zerstört, die Kirche und die 
übrigen Gebäude im Gfenn verkauft, ebenso Heiligenberg, dessen 
Kirche Winterthur niederreissen Hess, dasselbe Schicksal erlitten 
Beerenberg und St. Martin auf dem Zürichberg. Zum Gottesdienste 
wurden weiter verwendet die Kirchen Kappel, Embrach, 
Rüti, Töss, Fraumünster und Predigern, wo freilich der 
Chor anfangs in eine Kornschütte verwandelt wurde. 

2. Die Aufhebung des Stifts Grossmünster durch 
das Gesetz vom 10. April 1832 (0. G. IL S. 5). Nachdem schon seit 
Waldmann der Staat die beiden Türme unterhalten hatte, von denen 
jedoch 1803 der Glockenturm mit sechs anderen Stadt- und Kirch- 
türmen an die Stadt übergegangen war, kamen laut Urkunde vom 
9. Jan. 1849 auch die übrigen Teile des Grossmünsters an den Staat 3 ). 

3. Die Aufhebung des Stifts Rheinau durch das Ge- 
setz vom 22. April 1862 (0. G. XII. S. 683). Sowohl die eigent- 
liche Klosterkirche als auch die sogenannte Bergkirche fielen da- 
mit dem Staat anheim. 



1 ) Eine Ausnahme bestand in Rüti. Dort hatte die Gemeinde das vierte 
Zifferblatt an der Uhr zu unterhalten, eine Pflicht, von welcher sie durch Ver- 
fügung der Direktion der öffentlichen Arbeiten vom 31. Jan. 1888 entbunden 
wurde. (St. A. Z. Prot, der Finanzdir.) 

-) Bluntschli, Geschichte der Republik Zürich. Bd. IL S. 351 ff. 

3 ) Xaeh gütiger Mitteilung des Herrn Prof. Dr. Paul Schweizer ordneten 
sich seither die Rechtsverhältnisse am Grossmünster folgen dermassen. Durch 
Verträge von 1868 und 1887 übernahm der Staat wieder die Baupflicht des 
Glockenturms. Laut Vertrag von 1889 sind die 4 Glocken darin von der Kirch- 
gemeinde zu unterhalten, während das Chorglöcklein dem Staate verblieben ist. 
Die Wächterstube ist laut Vertrag von 1887 von der Stadt zu unterhalten, so- 
lange sie dem elektrischen Schlagwerk dient. Die Kirchenstühle gehören seit 
1854 der Kirchgemeinde. Der Platz um die Kirche und die Zugangstreppen vom 
Salzhaus und der Römergasse sind laut Verträgen von 1868 und 1887 von der 
Stadt zu unterhalten. 
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§ 38. Die Ablösung der «Bauservttuten». 

Im Unterschied zur Baupflicht am Pfarrhause hat die Bau- 
pflicht an der Kirche im Laufe der Zeit starke Veränderungen 
erlitten, sowohl vor als nach dem Übergang der Patronate an den 
Staat. Dies bewirkte die Ablösung der «Bauservituten>. Wir 
verstehen darunter die meist vertragliche Übernahme des dem Pa- 
tron obliegenden Teils der Baulast durch die Gemeinde gegen eine 
entsprechende einmalige Entschädigung von Seiten des Patrons. 
Der Patron mochte es oft vorziehen, durch eine einmalige Leistung 
sich einer immer wiederkehrenden Pflicht zu entledigen und damit 
aller weiteren Belästigungen enthoben zu sein und die Gemeinde 
ging darauf ein, weil sie sich bei der Nachlässigkeit und dem 
Übelwollen des oft entfernten Patrons ebenfalls besser oder zum 
mindesten nicht schlechter zu stellen glaubte. 

Wir erwähnen zuerst einige frühere Auskaufsverträge. 
Am 4. August 1486 geben Dekan und Kapitel der Domkirche 
St. Maria zu Konstanz der Gemeinde Ossingen 150 fl. für den Bau 
des Chors und Glockenhauses, wofür sie aller weitern Baupflicht 
ganz und gar quitt und ledig erklärt werden 1 ). Der Vertrag muss 
freilich später umgestossen oder vergessen worden sein (s. unten 
§ 39). Am 30. Mai 1491 beschliesst der Rat bei Anlass eines 
Turmbaues in Stäfa, dass Einsiedeln auf Weihnachten 20 Pfd. 
geben und dafür nicht mehr schuldig sein solle, den Chor mit Dach 
in Bau und Ehren zu halten 2 ). Nach einem Kompromiss-Spruch 
des Rates vom 11. Februar 1509 soll das Gotteshaus St. Blasien 
15 fl. zahlen und dafür die Gemeinde auch die andere Hälfte des 
Kirchendachs in Ehren halten 3 ). Am 14. Januar 1510 geben die 
Geschlechter von Hohen- und Breitenlandenberg eine Gabe von 
600 Pfd., wogegen die Gemeinde Turbenthal sich verpflichtet, die 
ganze Kirche zu bauen und zu unterhalten 4 ). Am 16. Mai 1511 
wird von zwei Ratsmitgliedern ein gütlicher Vertrag zu stände ge- 
bracht, wonach Probst und Kapitel zu Embrach den dortigen Kirch- 
genossen 210 Pfund als Auskaufssumme an den Bau bezahlen und 
ein Fenster geben, letztere dagegen Turm und Chor ausführen 



!) Nüscheler IL S. 36. 
*) a. a. O. II. S. 384. 
:{ ) Aus M. R. 
*) Nüscheler II. S. 222. 
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lassen 1 ) u. s. f. In ähnlicher Weise, ebenfalls von Fall zu Fall 
verschieden nach Art und Zweck, erfolgten Ablösungen von Seiten 
des Staates. Wir erwähnen z. B. die Übernahme der Baupflicht 
am Chor durch die Gemeinde Wädensweil im Jahre 1767 2 ), wobei 
der Rat als Ersatz der Pfründe daselbst 16 fl. jährlichen Zins von 
einem Baumgarten zuwies, freilich für die Gemeinde nur eine schein- 
bare Entschädigung. 

Einen andern Charakter gewann die Ablösung nach der 
Revolution. Den Entstehungsgrund der in weite Vergangenheit 
zurückreichenden Teilung hatte man vergessen, und jetzt erschien, 
was einst Vernunft gewesen war, als ein Spiel des Zufalls, als Un- 
sinn, der mit vielen andern Überbleibseln dem Untergang geweiht 
war. Die «unnatürlichen Verhältnisse» 15 ) reizten förmlich zu ein- 
heitlicher Gestaltung. So geschah die Ablösung der « Bauservituten » 
von nun an aus Prinzip, und wenn sie langsam durchgeführt worden 
und heute noch nicht beendet ist, so erklärt sich das aus den be- 
trächtlichen praktischen Schwierigkeiten, die sich ihr entgegen 
stellten. 

Über die Art der Ablösung von Baulasten waren die Grund- 
sätze der Reallasten massgebend. Es wurden also aus einer mög- 
lichst langen Reihe von Jahren die vom Patron gemachten Aus- 
gaben festgestellt, dann wurde die mittlere Jahresausgabe berechnet, 
und das 25-fache dieser Summe als Auskaufskapital angenommen. 
Beispiel 4 ) : In Flaach hatte der Staat den Kirchturm zu unter- 
halten und bis 1870 dafür durchschnittlich eine jährliche Ausgabe 
von 50 Fr. 56 Rp. gehabt. Die folgenden 16 Jahre verursachten 
im Ganzen eine Ausgabe von 516 Fr. 55 Rp., also nicht viel mehr 
als 30 Fr. im Jahr. Der Staat wollte daher 1886 nicht höher 
gehen als 1500 Fr., während die Kirchenpflege Flaach 3000 Fr. 
verlangte 5 ). Hier zeigt sich gleich die Hauptschwierigkeit, nämlich 



J ) a. a. O. II. S. 240. 

2 ) M. R. 6. Jan. 

3 ) So genannt in verschiedenen Schreiben der Pfrundkommission und später 
der Finanzdirektion. 

4 ) St. A. Z. Finanzwesen, Protokolle der Finanzdirektion. 22. Juli 1886. 

5 ) Bei Aufstellung eines neuen Staatsinventars im Jahre 1852 wurden die 
Bauservituten unter die Passiven aufgenommen. Die jährlichen Ausgaben wurden 
aus den Rechnungen von 1803 bis 1852 von Vogel, Sekretär der Direktion der 
öffentlichen Arbeiten, zusammengestellt. Der 25-fache Wert der jährlichen 
Durchschnittsausgabe ergab das Passivum des betreffenden Kirchenteils. Diese 
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bei den widerstreitenden Interessen sich auf eine Ablösungssumme 
einigen zu können. Die Verhandlungen dauerten gewöhnlich sehr 
lang, gerieten ins Stocken, um entweder ganz aufgegeben oder erst 
nach geraumer Zeit wieder in Gang gebracht zu werden. In Küs- 
nacht z. B. begannen sie im Jahre 1837 und führten erst 1886 
zum Ziele. Aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts sind fol- 
gende Ablösungsverträge des Staates zu nennen 1 ): 

1821 mit Egg über Chor und Turm und mit Fischenthal über 
den Chor, 1833 mit Fischenthal über den Helm des Kirchturms 
und mit Dübendorf über den Turm, 1834 mit Neumünster über die 
Kreuzkirche und mit Lufingen über die dortige Kirche, 1835 mit 
Fischenthal wiederum über den Chor, 1840 mit Russikon über den 
Chor, 1842 mit Dättlikon über die Kirche, 1844 mit Stallikon über 
den Chor, 1847 mit Weiningen über den Chor, 1848 mit Hettlingen 
über den Chor, 1850 mit Birmensdorf über den Chor. 

Die Loskaufssumme betrug dabei z. B. für Dübendorf 6720 Fr., 
für Neumünster 21,410 Fr., Lufingen 8560 Fr., Fischenthal 6400 Fr., 
Russikon 4000 Fr., Dättlikon 2400 Fr., Stallikon 2400 Fr., 
Weiningen 1000 Fr., Hettlingen 700 Fr., Birmensdorf 2300 Fr. 

Von der Mitte des Jahrhunderts bis zum Jahre 1886 fanden 
ausser an der Predigerkirche und dem Chor und Turm in Bubikon 
keine Ablösungen statt. Dann aber geriet die Bewegung in neuen 
Fluss. Nachdem nämlich neue Unterhandlungen mitKüsnacht ein- 
geleitet waren, die dann auch am 3. Juni zu einem Vertrage 
führten, erliess am 24. März 1886 die Finanzdirektion 2 ), vom Re- 
gierungsrat ermächtigt, auch mit den übrigen Gemeinden zu diesem 
Zwecke in Verbindung zu treten, ein Kreisschreiben an folgende 
13 Kirchenpflegen: Dietikon, Flaach, Glattfelden, Ulnau, Kilchberg, 
Knonau, Ossingen, Rüschlikon, Schönenberg, Uster, Weisslingen, 
Wildberg und Zollikon. Darin stellte sie die Anfrage, ob die Ge- 
meinde nicht geneigt wäre, «zu Unterhandlungen Hand zu bieten, 



Zahlen sind bis heute im Staatsinventar beibehalten worden, trotzdem sie ihre 
Bedeutung verloren haben, denn einmal sind die Ausgaben seit 1852 darin nicht be- 
rücksichtigt, ferner hat sich der Geldwert geändert und endlich kann der 
Staat die Auskaufssumme nicht einseitig, sondern nur durch Vertrag mit der 
Gemeinde festsetzen. 

A) St. A. Z. Protokolle der Pfrundkommission, der Finanzdirektion, des 
Baudepartements, des Domänendepartements. 

2 ) St. A. Z. Protokolle der Finanzdirektion. 
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Bestuhlung, Kanzel, Taufstein (69,100 Fr.), in Flaach der Turm 
(6500 Fr.), in Ossingen der Turm der Kapelle in Hausen 
(1000 Fr.), in Rh ein au die Bergkirche mit Bestuhlung, Kanzel, 
Taufstein, Turm, 4 Glocken, und die Klosterkirche mit Sakristei, 
Gewölbe, Bestuhlung, Kanzel, Taufstein, 2 Türmen, 1 Glockenstuhl, 
7 Glocken und 1 Turmuhr (551,350 Fr.), in Glattfelden der 
Turm (19,000 Fr.), in Embrach die Kirche mit Turm, Treppen- 
haus, Bestuhlung, Taufstein, Kanzel, 1 Glockenstuhl, 3 Glocken, 1 
Turmuhr (108,300 Fr.), in Niederweningen der Kirchturm 
(25,000 Fr.) und in St ein mau r der Kirchturm (15,000 Fr.). 

§ 40. Die Staatsausgaben für Kirchen. 

Die Staatsausgaben für Kirchen wurden früher aus den Ämtern, 
seit der Zentralisation werden sie aus der Staatskasse entrichtet 
und unterscheiden sich in dieser Hinsicht weder von den Ausgaben 
für Pfarrhäuser noch von den Pfarrbesoldungen. Auch die Höhe 
des für irgend einen Kirchenbau ausgelegten Betrages interessiert 
uns hier weniger. Wichtiger mögen einige Angaben über die jähr- 
lichen Gesamtausgaben für Kirchen und Kirchenteile sein. 
Nach den Staatsrechnungen betrugen diese (abgesehen von oben 
genannten freiwilligen Beiträgen): 

1830: 3378 Fr. 83 Rp., 1840: 2781 Fr. 86 Rp., 1850: 
1009 Fr. 28 Rp., 1860: 5843 Fr. 99 Rp., 1870: 6275 Fr. 46 Rp., 
1880: 6150 Fr. 50 Rp., 1890: 21,415 Fr. 50 Rp., und 1902: 
20,263 Fr. 20 Rp. 

C. Die rechtliche Natur der Baupflicht. 

§ 4L 

Nachdem Vrir im Laufe der Darstellung, den Quellen ent- 
sprechend, die Ausdrücke «Eigentum», «Baulast», « Bauservitut » 
und «Baupflicht» unterschiedslos angewandt haben, mag sich eine 
schärfere Abgrenzung der Begriffe schon mit Rücksicht auf die 
den Kirchen und Kirchenteilen angewiesene eigentümliche Stellung 
im Staatsinventar rechtfertigen. Zunächst leuchtet ein, dass weder 
von Reallast, noch von Servitut, sondern höchstens von einer ent- 
fernten Ähnlichkeit mit diesen Instituten die Rede sein kann. 

Der Staat hat an den (in § 39) genannten Kirchen und 
Kirchenteilen, sowie an den (in § 30) aufgezählten Pfarrhäusern 
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Eigentum. Aber dieses Eigentum ist besonderer Art, indem 
seine Ausübung durch den Zweck beschränkt, nur in gewissen 
Richtungen möglich wird. Es gehört nicht zum Finanzvermögen x ) 
des Staates d. h. zu denjenigen Gütern, welche zur Bestreitung 
seiner Geldbedürfnisse dienen wie Kapitalien und Domänen i. e. S., 
sondern zum Verwaltungsvermögen 2 ) als res publica. Kirchen und 
Pfarrhäuser haben, solange sie ihrer Bestimmung erhalten bleiben, 
weder einen Verkehrs-, noch einen Ertragswert. 

Die beschränkten Wirkungen des Eigentums, welches heute 
vielfach ins Grundprotokoll eingetragen ist, erklären die Tatsache, 
dass Patron und Gemeinde an Kirchenteilen dieses Recht haben 
konnten, ohne wie beim Stockwerkseigentum in Kollision zu ge- 
raten. Das Eigentum äussert sich z. B. darin, dass dem Patron, 
dem der Chor gehört, auch die im Chor stehenden Kirchenstühle 
zukommen 3 ). Ferner kann jede Partei Klagen anstellen etwa 
wegen Beschädigung ihres Teils u. s. f. Endlich ist heute wichtig, 
dass der Eigentümer die Versicherungsprämie zu zahlen hat. Nach 
weit verbreiteter Ansicht verpflichtet das Eigentum auch zur Über- 
nahme der Reparaturkosten 4 ). 

Dies ist unrichtig, denn der Eigentümer trägt wohl die Kosten, 
wenn er Reparaturen vornimmt, ob er solche aber vornehmen will, 
hängt von seiner Willkür ab. So kann die Gemeinde, die durch 
die Ausbildung des Gemeindeprinzipes an erste Stelle gerückt ist, 
von niemand zu Verbesserungen des Kirchengebäudes rechtlich ge- 
zwungen werden. Anders der Staat, auch da, wo er Eigentümer 
ist. Er ist durch besondere, heute meist vertragliche Verpflichtung 
der Gemeinde gegenüber schuldig, die kirchlichen Gebäude 
in Ehren zu halten, wenn nötig, neu aufzubauen [z. B. in Rüti 1706). 
Diese privatrechtliche Verpflichtung besteht auch da, wo ehemalige 
Kloster- oder Stiftskirchen 5 ) der Gemeinde zum Gebrauche über- 



J ) Dernburg, Pandekten I. § 71a. 

2 ) Schollenberger, Grundiiss des Staats- und Verwaltungrechts der schweize- 
rischen Kantone. Zürich 1899, S. 32. 

3 ) M. R. 13. Aug. 1763. Daher verlangt der Rat bei einem Neubau in 
Wädensweil, dass der ihm gehörende Chor nicht enger gemacht werde. 

4 ) Z. B. Filliucius, de statu Clericorum (1826) 44 c. 5. § 1: Is in cujus usum 
vel cultum aliquid absolute attribuitur et destinatur eo ipso dominus illius est. 

5 ) Hierüber hegte das Obergericht Zweifel, ohne die Frage zu entscheiden 
Blätter für handelsgerichtliche Entscheidungen. Bd. IX, S. 357. 



— 97 — 

lassen wurden, denn diese Fälle pflegten, wie es sich in dem eben 
genannten Rüti, bei Ablösung der Baupflicht an der Predigerkirche 
und anderwärts zeigte, nach Absicht der Parteien wie Patronate 
behandelt, zu werden. 

Dass die Baupflicht etwas vom Eigentum Verschiedenes ist, 
zeigte sich z. B. in Affoltern b. H., wo durch Vertrag vom 28. Dez. 
1821 x ) bestimmt wurde, der Staat solle den Unterhalt der Kirche 
übernehmen, doch solle das Eigentum der Gemeinde verbleiben und 
derselben im Brandkataster zugeschrieben werden. Freilich treffen 
Eigentum und staatliche Baupflicht regelmässig zusammen. Aber 
umgekehrt kann auch freiwillig die Baulast von der Gemeinde da 
übernommen werden, wo der Staat Eigentum und Baupflicht hat; 
dann werden die Verhältnisse am besten durch besondere Verträge 
geordnet. Dies geschah z. B. in Glattfelden, wo die Gemeinde 
einen neuen Turm baute und laut Vertrag vom 28. März 1863 der 
Staat die ihm schon vorher obliegende Unterhaltspflicht drei Jahre 
nach der Vollendung wieder übernahm x ). 

Wie weit die Pflicht des Staates zu Bau und Unterhalt gehe, 
ist nirgends ausdrücklich gesagt. Doch ist nach der Parteiabsicht 
wohl anzunehmen, es sei mindestens ein dem früheren gleichwertiger 
Bau zu unterhalten oder neu zu erstellen. Dass auch notwendige 
Erweiterungen in dieser Pflicht begriffen seien, sprach das Ober- 
gericht aus durch Urteil vom 23. Dezember 1858 2 ), in dem es 
entschied, es sei die Finanzdirektion des Kantons Zürich gegenüber 
der Kirchgemeinde Embrach verpflichtet, den Kirchhof in Embrach 
gemäss der von der Direktion der Medizinalangelegenheiten erteilten 
Vorschrift um 5256 Q' zu erweitern, resp. die Kosten dieser Er- 
weiterung zu bezahlen. In einer ähnlichen Angelegenheit wurde 
am 28. Oktober 1890 3 ) die Klage der politischen Gemeinde Rüti 
als Rechtsnachfolgerin der Kirchgemeinde gut geheissen und der 
Staat verpflichtet, den erforderlichen Beerdigungsplatz unentgeltlich 
zu verschaffen. 



1 ) St. A. Z. Protokolle der Finauzdirektion. 

2 ) St. A. Z. Zivilprotokolle des Obergerichts. 

3 ) Blätter für handelsgerichtliche Entscheidungen. Bd. IX, S. 357. 
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VII. Anhang. 



§ 42. Der Übergang des Patronates im Einzelnen. 

Nachdem wir Rechte und Pflichten des Patrons erschöpfend 
behandelt haben, mag hier noch in Kürze vom Übergang des 
Patronates vom früheren Inhaber auf den Staat im Einzelnen die 
Rede sein, wobei uns dieses eigentümliche Rechtsinstitut zum 
letzten Mal als Einheit entgegentritt. Es wird dadurch zugleich 
der Weg gewiesen, wie heute der Patronat vom Staat auf die 
Gemeinde übertragen werden könnte 1 ). 

Das Recht zur Stellbesetzung kommt alten Grundsätzen gemäss 
nicht in Anrechnung. Deshalb stellt sich jeder in neuerer Zeit 
erfolgte Übergang eines Patronates (vgl. oben § 8) als Schuld- 
übernahme dar. 

1. Die vom Patron auf den Staat übergehende Schuld bestand in 

a) der Kompetenzpflicht d. h. der Pflicht zur Pfarr- 
besoldung. Seit 1832 wurde nach § 2 des Besoldungsgesetzes vom 
29. September der aus § 8 berechnete Durchschnittswert von 
1325 Fr. auch für die fremden Patrone als Höhe der Besoldung 
zu Grunde gelegt und das 25fache, also 33,125 Fr. als Ablösungs- 
kapital angenommen, welches der Patron als Entgelt zu entrichten 
hatte, überall kamen die Patrone aus faktischer Unterordnung 
dieser Gesetzesbestimmung nach, obschon ihre Verpflichtung, wie 
die Pfrundkommission selber zugiebt, schwer d. h. unmöglich aus 
ihrer rechtlichen Stellung abzuleiten gewesen wäre. Als aber der 
Kanton Zürich im Kanton Schaffhausen einen ebenbürtigen Gegner 
fand, erhob sich bei Ablösung der ehemals dem Kloster Allerheiligen 
zuständigen Patronate Andelfingen und Dägerlen über die Höhe des 
Auskaufskapitals Streit. Am 22. Mai 1845 entschied hierüber ein 
eidgenössisches Schiedsgericht, es sei die zürcherische Forderung, 
dass die Besoldung der fraglichen zwei Pfründen nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes vom 29. September 1832 reguliert und 
von Schaffhausen ausbezahlt werde, als in Rechten nicht begründet 
abzuweisen 2 ). 



1 ) Nach § 4 des Gesetzes von 1832 hätte damals der Übergang vom Patron 
direkt an die Gemeinde stattfinden können. 

2 ) St. A. Z. Finanzwesen, Pfrundsachen, Allgemeines. 
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b) der Baupflicht an Pfarrhäusern und Kirchen oder 
Kirchenteilen. Wurde vom Staatsbauinspektor eine sofortige Repa- 
ratur für notwendig erachtet, so kam erstens diese und zweitens 
der 25fache Wert der ungefähren jährlichen Kosten, die der Bau 
verursachte, in Berechnung. 

2. Die Zahlung von Seiten des Patrons konnte in Geld er- 
folgen. Regelmässig aber wurden die ihm gehörenden Bestandteile 
der Pfründe, das Ausgelände, Zehnten, Grundzinse oder solche 
Reallasten, auch wenn sie nicht dem Geistlichen angewiesen ge- 
wesen waren, vom Staat an Zahlung genommen. Rechte und 
Liegenschaften wurden zu diesem Zwecke sorgfältig geschätzt. 
Viel Streit erhob sich über die Haftbarkeit des Patrons bezüglich 
der Bonität der übertragenen Reallasten, indem man sich nicht 
klar gemacht hatte, ob die genannten Vermögensstücke an Zahlungs- 
statt oder Zahlungs halber übergehen sollten. Alle entsprechenden 
Schuldtitel, Urbarien, Dokumente und Aktenstücke übergab der 
Patron seinem Rechtsnachfolger *). 

Als Beispiel diene die Übernahme des Patronates Berg 
vom Kloster Rheinau am 1. August 1836 2 ). 

a) Die Schuld. Der Durchschnittsbetrag der 25fachen Be- 
soldung ist 33,125 Fr., der Betrag einer am Pfarrhaus unver- 
züglich vorzunehmenden Reparatur 5600 Fr., das für den künftigen 
Unterhalt des Pfarrhauses erforderliche Kapital 2400 Fr., zusammen 
41,125 Fr. Diese Summe wird auf 40,000 Fr. reduziert. 

b) Die Zahlung. Der Abt weist folgende Zehnten an: in 
Berg für 14,466 Fr. 88 Rp., in Flaach für 7920 Fr., in Örlingen 
für 4867 Fr. 20 Rp., in Ellikon für 3018 Fr. 67 Rp. und in 
Rheinau für 9727 Fr. 25 Rp., zusammen im Werte von 40,000 Fr. 

In den Verhandlungen betreffend die Übernahme der Pa- 
tronate Brütten und Weiningen vom Kloster Einsiedeln 
macht die Pfrundkommission am 20. und 21. Februar 1834 folgende 
Vorschläge 2 ) : 

Brütten: Die Schuld beträgt Pfarrbesoldung 33,125 Fr., 
gegenwärtig erforderliche Bauten 2175 Fr., Unterhaltungskapital 
der Pfarrgebäude 2000 Fr., das ganze Auskaufskapital somit 



*) Die Grundsätze der Ablösung setzt die Pfrundkommission in verschiedenen 
Schreiben an die um Aufschluss bittenden Patrone auseinander. 
2 ) St. A. Z. Finanz w., Protokolle der Pfrundkommission. 
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37,300 Fr. Hieran werden an Zahlung genommen: Die Zehnt- 
scheune samt Baumgärtli, Pfrundwieslein, Gartenübermass, Dorf- 
gerechtigkeit in Holz, Heu- und Emdzehnten, zusammen im Werte 
von 2200 Fr. 

Weiningen: Die Schuld beträgt Pfarrbesoldung 33,125 Fr., 
gegenwärtig erforderliche Bauten 1275 Fr., Unterhaltungskapital 
der Pfarrgebäude 2000 Fr., Unterhaltungskapital des Kirchenchors 
1000 Fr., das ganze Auskaufskapital somit 37,400 Fr. Hieran 
werden an Zahlung genommen: Die Scheune samt neuerem Holz- 
schopf, der obere Baumgarten, 2 Vrlg. Reben, die Gerechtigkeit 
von 6 bis 7 Klafter Holz, Pfrundgefälle von 17 seh., 30 seh. u. s. f. 
(im Einzelnen aufgeführt), aus dem Kornamt jährlich 50 fL, zu- £ 

sammen im Werte von 4521 Fr. 60 Rp. ) 

Die mangelnden 33,440 Fr. für Brütten und 32,878 Fr. 40 Rp. 
für Weiningen können vom Stift mittels Abtretung von liquiden, 
gehörig bereinigten Zehnten-, Grundzins- und Kapitalgefällen im 
Kanton Zürich ausgewiesen oder auf Martini 1834 mit dem Zins 
von 4 °/o bar bezahlt werden. 

§ 43. Schlusswort. 

Die Entwicklung des zürcherischen Kirchengutes zum Staats- 
gut, bedingt durch die Entwicklung des Patronatrechtes, ruht, wie 
wir gesehen haben, auf dem Staatskirchentum (vgl. oben § 6 ff). 
Inzwischen haben sich die Ansichten über das Verhältnis der Kirche • 

zum Staat geändert. 

Unsere Auffassung d. h. die Auffassung der heutigen evan- 
gelischen Kirche und des modernen Staates über das Verhältnis 
von Kirche und Staat ist diejenige der Aufklärung J ). Sie geht 
aus von einer Untersuchung über die Natur der beiden Gewalten. 
Das Wesen des Staates ist das Recht, welches er durch die 
ihm zustehenden Zwangsmittel verwirklicht. Das religiöse Leben 
aber liegt, wie alles geistige Leben an sich, ausserhalb seines 
Machtbereichs und es ist ihm nicht erlaubt, weil es ihm unmöglich 
ist, mit äusseren Mitteln in die geistige Sphäre einzugreifen 2 ). Das 
Wesen der Kirche hingegen ist geistlich. Ihre Gewalt ist die- 



!) Sohm, Kirchenrecht. Bd. I, S. 692. 

2 ) Paul Hinschius, das landesherrliche Patronatrecht gegenüber der katho- 
lischen Kirche. Berlin 1856. S. 6. 
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jenige des Wortes, welche ohne äussere Mittel an das Innere des 
Menschen appelliert. Von der geistlichen ist die zwangsweise 
Kirchengewalt zu unterscheiden, welche von weltlicher Natur und 
um der blossen Ordnung willen vorhanden, die äussere Form der 
Kirche regelt. Diese ist heute nicht mehr Ausfluss (annexum) der 
Staatsgewalt, sondern reine Vereinsgewalt. 

Die Kirche im Rechtssinne ist also dem Staate gegenüber ein 
Verein, eine Korporation zum Zwecke christlichen Gottesdienstes *). 
Darin liegt ein Doppeltes, einmal, dass sie in Beziehung auf ihr 
inneres Vereinsleben selbständig, sodann dass sie in Beziehung auf 
das nationale Leben nach aussen dem Staate Untertan ist, denn der 
Staat bestimmt die Grenzen jedes Vereins 2 ). So regiert der Staat 
nicht mehr in der Kirche, sondern zieht sich auf seine Kirchen- 
hoheit zurück. 

Die genannten Grundsätze müssen zu einer Ausscheidung 
von Staat und Kirche führen 3 ), wie dies in verschiedenen 
Ländern geschehen ist. Auch auf das zürcherische Kirchenrecht 
sind sie nicht ohne Einfluss gewesen. Sie vermochten die Staats- 
kirche in die Landeskirche umzuwandeln, indem die Kirche deut- 
licher vom Staate unterschieden, in geistlichen Dingen selbständig 
und auch in Sachen des Kirchenregimentes unabhängiger organisiert 
wurde 4 ), so dass sie heute zwar als Korporation, aber als öffent- 
lich-rechtlich privilegierte d. h. mit dem Staate noch verbundene 
Korporation erscheint. Einen bescheidenen Schritt nach vorwärts 
macht das neue Kirchengesetz von 1902, doch ohne das Landes- 
kirchentum anzutasten. Aber auch dieses letztere ist mit dem in 
unsern Verfassungen ausgesprochenen Prinzip des konfessionslosen 
Staates schwer zu vereinbaren und stellt sich als blosse Nachwir- 
kung eines mittelalterlichen Gedankens, nämlich der Anschauung von 
der Gliedschaft der Obrigkeit als solcher in der Kirche dar 6 ). Ohne 



!) A. L. R. IL 11. § 11. 

2 ) Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. Bd. I. S. 662. 

3 ) Nicht Trennung im Sinne gegenseitiger Unabhängigkeit. Vgl. Gareis 
und Zorn, Staat und Kirche in der Schweiz. Bd. I. § 34. Joh. Kaspar Orelli, 
Freymüthige Ansichten über den Entwurf einer neuen Synodalordnung. Zürich 
1830. S. 9. 

4 ) Vgl. im Einzelnen Dr. A. v. Orelli, die evangelisch-reformierte Landes- 
kirche des Kanton 8 Zürich und ihre Stellung zum Staat. Zürich 1891. G. Finaler, 
Kirchliche Statistik der reformierten Schweiz. Zürich 1854. S. 41 ff. 

5 ) Sohm, Kirchenrecht. Bd. I. S. 680. 
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2. Für den Staat. Während dem Staate heute immer neue 
Gebiete zugewiesen werden, tritt hier für ihn der seltene Fall ein, 
sieh einer Aufgabe entledigen zu können, welche ihm vor Jahr- 
hunderten eine der wichtigsten war, für die er sich aber, wie der 
schleppende Gang der Erledigung kirchlicher Angelegenheiten *), 
die geringe Besoldung der Geistlichen, die kleine Stimmenzahl bei 
Synodalwahlen und andere Tatsachen beweisen, nicht mehr er- 
wärmen kann, weil sie, vollends seit dem Aufkommen der Glaubens- 
und Gewissensfreiheit, ausserhalb seiner Sphäre liegt. Es würde 
dann auch der Einwand wegfallen, dass das in der Staatssteuer 
enthaltene Geld aller Einwohner zum Teil einer Kirche zufliesse, 
welcher viele nicht angehören. Man fürchtet freilich, die Unab- 
hängigkeit der Kirchen könnte namentlich von katholischer Seite 
dem Staat gefährlich werden. Jedoch abgesehen davon, dass die 
Stellung beider Kirchen, wie gerade der heutige Zustand lehrt 2 ), 
rechtlich nicht notwendig dieselbe zu sein braucht, ist die Trennung 
nicht so zu verstehen, dass der Staat sich seiner Oberaufsicht be- 
geben würde und nicht im Interesse des konfessionellen Friedens 
Massnahmen treffen könnte 3 ). Auch historisch betrachtet, wäre es 
nur folgerichtig, dass der Staat, nachdem er (1831) das hauptsäch- 
lichste Recht des Patronates, die Stellbesetzung, an die Gemeinde 
abgetreten hat, auch dessen Pflichten ablegen würde. 

Diese Gedanken weiter zu verfolgen, ist nicht unsere Aufgabe 
% und ebenso ist es Sache des erfahrenen Praktikers, zu bestimmen, 

wie die Kirchentrennung, die jedenfalls eine Verfassungsrevision 
nötig macht, durchzuführen und wie die neue Kirche zu organi- 
sieren sei. Wir begnügen uns festzustellen, dass die Entwicklung 
dahin drängt und die Trennung früher oder später kommen wird, 
indem der heutige Zustand auf die Dauer nicht zu halten ist. Sie 
wäre sehr wahrscheinlich schon durchgeführt, stünden nicht finan- 
zielle Schwierigkeiten im Wege. 



1 ) Vgl. das Keferat des Herrn Kirchenratspräsidenten Dr. Scheller in der 
Kirchensynode vom 8. Januar 1902. «Zürcherische Freitagszeitung» 1902, Nr. 2. 

2 ) Dies ist auch in der Eidgenossenschaft nicht der Fall, vgl. Art. 51, 52, 
75 der schweizerischen Bundesverfassung. 

3 ) Art. 50, 2 B. V. Es ist gewagt, das Beispiel Nordamerikas anzurufen. 
Immerhin vgl. als Beweis der Möglichkeit einer Kirchentrennung ohne Nach- 
teile: J. B. Pioda, schweizerischer Gesandter in Washington. L'Etat et les Eg- 
lises aux Etats Unis bei Hilty, Politisches Jahrbuch der schweizerischen Eid- 
genossenschaft. 14. Jahrgang. 1900. 8. 127. Rüttimann, Kirche und Staat in 
Nordamerika. Zürich 1871. § 134. 
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Doch ist unbedingt festzuhalten, dass, wie immer man die neue 
Ordnung schaffen will, auf keine Weise der Grundgedanke wird um- 
gangen werden können, welchen wir darzulegen versucht haben: 

Der Staat ist durch die Übernahme fremder und 
die Gründung eigener Patronate zur Besoldung der 
Geistlichen und zum Bau und Unterhalt von Pfarr- 
häusern und Kirchen rechtlich verpflichtet worden. 

Er hat also nicht infolge von Delikt oder ungerechtfertigter 
Bereicherung der Kirche irgend etwas «herauszugeben», dessen 
Höhe sich nach einem in der Vergangenheit liegenden Vorgang 
bestimmte 1 ). Er ist überhaupt nicht Schuldner der Kirche als / 

Ganzes, sondern der einzelnen Kirchgemeinde. Der Staat kann sich ^ 

seiner Verpflichtungen nur entledigen durch Auskauf, d. h. durch 
Auszahlung eines Kapitals, dessen Zinsen seiner bisherigen jährlichen 
Leistung gleich kommen. Dies geschieht auf verschiedene Weise, näm- 
lich entweder (nach den in § 42 entwickelten Grundsätzen) sowohl 
für die Kompetenz- wie die Baupflicht der Gemeinde gegenüber, oder 
für beide Pflichten der zürcherischen Gesamtkirche gegenüber, welche 
dann Schuldnerin der Gemeinde würde, oder endlich für die Baupflicht 
der Gemeinde, für die Besoldungspflicht der Gesamtkirche gegenüber. 

Es leuchtet ein, dass die finanziellen Opfer des Staates bei 
Ablösung der Pflichten des Patronates grosse sein würden. Eine 
kantonsrätliche Kommission vom Jahre 1882, deren Bestrebungen 
wie diejenigen des Verfassungsrates von 1868 an dieser Klippe 
scheiterten, berechnete die Höhe des Ausstattungskapitals auf 10 
Millionen Tranken und wollte die Amortisation dieser Schuld auf 
40 Jahre verteilen. Die Summe wäre heute schon zu niedrig be- 
messen und wird um so höher steigen, je länger man zuwartet. 
Trotz allen Hindernissen aber muss und wird die Frage gelöst 
werden ; denn niemand wird sich der Einsicht von der Notwendig- 
keit und Zweckmässigkeit einer Ausscheidung des Kirchengutes 
verschliessen können, einer Ausscheidung, welche dem Staate nur 
das nimmt, was nicht mehr des Staates ist, um der Kirche zu 
geben, was der Kirche ist. 



x ) Diese unrichtige Ansicht vertritt Joh. Schulthess in seinen zahlreichen 
bei Aufhebung des Chorherrenstifts 1832 erschienenen Streitschriften und seinen 
1808 erschienenen Beiträgen zur Kenntnis und Beförderung des Kirchen- und 
Schulwesens in der Schweiz. 
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Ausgleichung der Pfrundeinkünfte 
von 1808 55—59, betr. die Besol- 
dung der Landgeistlichkeit von 1822 
59- 63, betr. die Pfarrpfründen von 
1831 26, betr. die Besoldung der 
Geistlichkeit von 1832 23. 69. 76, 
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betr. die Aufhebung des Grossmünster- 
stifts von 1832 90, betr. die Ver- 
äusserung von Staatsbesitzungen von 

1832 65, betr. die Antistesstelle von 

1833 69, betr. Kapitel sdiakone von 

1834 69, betr. Filialstellen von 1844 

69, betr. Einverleibung des Pfrund- 
fonds von 1848 68, betr. das Ge- 
meindewesen von 1855 81, betr. das 
Kirchenwesen von 1861 65. 70. 74. 

76. 84, betr. Aufhebung des Stifts 
Rheinau von 1862 90, betr. Abände- 
rung des Gesetzes von 1861 von 1873 

70, betr. Organisation der evange- 
lischen Landeskirche von 1902 65. 
74. 76. 80. 84. 101. 

Gesetzgebung, kanonische 4. 

Gewohnheitsrecht 34. 39. 85, Abwei- 
chungen 88. 

Gfenn 90. 

Glattfelden 18. 22. 30. 33. 34. 58. 62. 
67. 77. 85. 86. 93. 95. 97. 

Glocken, staatliche Beiträge an 83. 

Gossau 19. 31. 48. 49. 58. 61. 77. 86. 

Greifensee 52. 56. 58. 62. 77. 83. 

Grossmünster. Grossmünsterstift 3. 8. 
19. 21. 22. 25. 30. 38. 55. 64. 68. 
69. 70. 77. 86. 87. 88. 89. 90. 94. 

Grüningen 20. 22. 23. 61. 77. 89. 94. 

Grundzinse 31—32. 39. 51. 56. 66. 

Grundstücke 30. 41. 51. 64. 

Gülten 32. 

Hausen 36. 58. 61. 74. 76. 77. 86. 

Hedingen 11. 33. 36. 58. 61. 65. 77. 

Heiligenberg 8. 11. 18. 89. 90. 

Helfer 70. 77. 

Helvetik 26. 56. 

Henggart 18. 21. 48. 53. 58. 62. 74. 

77. 89. 
hereditas 43. 
Herren, weitliche 17. 
Herrliberg 48. 49. 58. 61. 76. 77. 
Hettlingen 17. 21. 51. 58. 62. 66. 77. 

86. 93. 
Heu- und Strohgeld 35. 
Hinweil 17. 22. 47. 58. 61. 66. 77. 

87. 
Hirzel 58. 61. 77. 89. 94. 
Hittnau 32. 58. 61. 66. 
Höngg 17. 20. 22. 67. 77. 86. 
Holzgerechtigkeiten 36 — 37. 



Hombrechtikon 11. 58. 61. 77. 89. 
Horgen 6. 17. 21. 23. 48. 58. 61. 66. 

77. 84. 88. 
Hülfsprediger 70. 71. 
Hütten 30. 61. 83. 

Jahrzeiten 46. 

St. Jakob 37. 59. 62. 64. 69. 

Illnau 17. 22. 31. 48. 77. 86. 93. 94. 

Immobilien 42. 

Impensen 42. 65. 

Inkorporation 7. 30. 

Innocenz VIII. 10. 

Institution 41. 

Johanniter 17. 21. 22. 86. 87. 

Jud, Leo 15. 

jura stolae 37. 

jus ad rem 41, in re 41, tollendi 42. 

Kanonisches Recht 7. 40. 73. 

Kapitelsdiakone 69. 

Kapitularien 39. 

Kappel 14. 19. 29. 33. 36. 49. 57. 58. 

59. 62. 74. 77. 86. 90. 94. 
Kappelerhof 14. 
Kastenpfrund 32. 
Kautionsstellung 41. 
Kempten 20. 
Kilchberg 19. 36. 56. 58. 59. 61. 62. 

77. 86. 93. 94. 
Kirche 2, Verhältnis zum Staat 100 

bis 104. 
Kirchen und Kirchenteile 95. 
Kirchengebäude 85. 88. 
Kirchengut 1. 16. 37. 38. 82. 102. 
Kirchenhoheit 101. 
Kirchenrat 26. 70. 71. 72. 
Kirchenrecht 24. 78. 
Kirchensttihle 96. 
Kirchgenossen 81. 
Kirchhof 31. 97. 
Kirchzehnt 33. 
Klöster und Stifte 13. 17. 
Kloten 17. 20. 22. 32. 48. 67. 78. 84. 

86. 87. 

Knonau 17. 22. 33. 48. 59. 62. 77. 86. 

87. 93. 94. 
Kollation 41. 
Kollatur 7. 24—26. 
Kompetenzpflicht 28—72. 75. 98. 
Kompetenzrecht 41. 
Konkordat 10. 
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-um (Inster 93. 

ederhasle 48. 58. 59. 61. 78. 83. 
iederweningen 20. 22. 33. 58. 62. 67. 
■Sf.78. 86. 95. 

Biesabrauch, Nntzniessuug 42, 
>tstand vieler Pfarrer 46. 47. 

'j»Wrglatt 37. 48. 51. 58. 62. 78. 
■berhasle 70. 82. 

■""herrieden 30. 56. 58. 62. 76- 83. 
berwinterthur 17. 21. 36. 48. 57. 58. 
Sil. 77. 
Baienbach 14. 49. 

Kweil 30. 58. 61. 76. 77. 82. 
dinavius coliator, Rat als 19. 20. 
^ssiugen 18. 21. 33. 58. 61. 66. 77. 86. 
JEm. 93. 95. 

»lfingen 17. 22. 29. 37. 66. 78. 82. 

jjfjttenbach 11. 33. 58.61.74.77.89. 

"•■«Pacht, des Ausgeländes 65. 

1g«aradiea, Kloster 17. 21. 

ifpatroü, seine Rechteö. 24-28. 43—45. 
80, seine Verpflichtungen 5. 28—97, 
Patrone, fremde 24—25. 98, Schatz 
gegen 46, vor der Säkularisation 17, 
zürcherische 20. 
atrönat, Patronatrecht 3—8. 75. 
■j&atronate 16—22. 104, ältere 73, neuere 
.'■ 75. 81. 89, Succession in 89, Über- 
gang 22—23. 64. 98—100, Verstaat- 
- lichung 10. 20. 23. 

;^cculium 43. 

„Stersonaladdi tarn eilt 48 — 60. 

iftt. Peter 2. 3. 6. 48. 

IsGeterRhausen, Stift 17. 21. 27. 36. 

^faffikon 17. 21. 48. 58. 61. 65. 67. 77. 
Ifaffenbrief 9. 
farrbesoldungen 72. 
farrhaus 30. 73. 77. 78. 99. 

Pfründe, Bestandteile 30, Gefalle 38, 

""•* Lasten 38, Leistungen an die 37. 44. 
67, als peculium 52, Rechte an der 
40—45, Rechtstitel 38— 40, Verände- 
rung durch das Staatski rchentum 
45—72, Vermehrung 47, Zusammen- 
_ J . setzung 28—37. 

vg&frniideu, Einteilung in Klassen 52. 
54. 57. 58, inkorporierte 35, Ver- 
besserung 45—47. 60. 

"«Cfriindenkasee 54—55. 
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Pfründenrechte 41. 

Pfründner 40. 

Pfrundbücher 39. 

Pfrundfonds 68. 74. 

Pfrundgut, das gesamte, als Sonder- 
vermögen 55 — 59, Veräusserung 65, 
Verbesserung 50 — 53. 

Prundkommission 30. 64. 

Pfrundstiftungen 44. 

Pfrundurbarien 39. 

Pfungen 17. 22. 77. 

Popelsen 29. 

Prädikanten 45. 

Prädikantenfonds 53. * 

Prädikantenordnung von 1803. 56. 

Präsentation des Kandidaten 5. 24. 

Predigern 69. 77. 90. 93. 97. 

Privatkollatoren 26. 

Prozesse des Staates gegen Gemeinden 
67. 

Quasiususfructus 42. 

Bafz 11. 18. 32. 35. 58. 61. 66. 78. 

Rapperswii 17. 21. 22. 27. 47. 

Rat von Zürich als Kollator 10. 19. 

Reallasten 42. 

Rechenherren 50. 54. 55. 

Rechtsgeschäfte 38. 

Regensberg 33. 37. 49. 56. 58. 62. 83. 

Regensdorf 10. 17. 38. 56. 58. 62. 67. 

78. 82. 
Reglement über die Pfarrinstallationen 

von 1832 46. 
Regulativ betreffend Staatsbeiträge an 

Kirchen und Pfrundlokalitäten von 

1862. 84. 
Reisepferde 25. 
Renten 32. 
Rheinau 17. 21. 22. 27. 35. 64. 77. 

84. 86. 87. 90. 95. 99. 
Richtebrief 9. 
Richtersweil 17. 21. 58. 61. 77. 82. 86. 

87. 
Rickenbach 19. 33. 53. 58. 62. 66. 67. 

77. 89. 
Riffersweil 19. 31. 33. 34. 36. 48. 58. 

62. 77. 
Rorbas 19. 22. 30. 36. 56. 66. 78. 
Rümlang 18. 35. 37. 39. 40. 48. 58. 

62. 78. 83. 
Rüschlikon 30. 56. 62, 86. 93. 94. 



Rüti 8. 14. 18. 30. 58. 61. 66. 77. 83. 

86. 89. 90. 94. 97. 
Russikon 17. 22. 23. 48. 61. 77. 86. 93. 
Rykon 70. 

Säkularisation 13—15. 18. 28. 

Schännis, Frauenstift 17. 22. 48. 86. 87. 

Schaffhausen 17. 20. 21. 22. 27. 84. 98. 

Schenkungen des Staates an Gemein- 
den 82. 

Schiedsgericht 87, eidgenössisches 98. 

Schiedssprüche 38. 

Schlatt 10. 48. 58. 62. 66. 77. 89. 

Schlieren 10. 31. 62. 65. 75. 

Schöfflisdorf 20. 22. 83. 58. 62. 73. 
78. 84. 

Schönenberg 58. 61. 76. 77. 81. 93. 
94. 

Schuldübernahme 23. 98. 

Schwaben 45. 

Schwamendingen 19. 22. 

Schwerzenbach 17. 22. 35. 77. 94. 

Seebach 20. 22. 

Seegräben 17. 70. 

Seen 37. 58. 61. 77. 

Sekretär des Kirchenrates 70. 

Selnau 90. 

Seuzach 8. 17. 22. 77. 

Silbergaben 53. 

Simonie 6. 47. 

Sitzberg 84. 

Sondervermögen 43. 44, Gesamtheit 
der Pfründen als 57, Aufhebung 
59—63. 

Spanweid 56. 59. 62. 64. 68. 

Spendgut 38. 

Spital 56. 64. 68. 69. 

Spruchbriefe 9. 

Staat, als Singularsuccessor 21, als 
Universalsuccessor 18. 74, Verhält- 
nis zur Kirche 100 — 104, Verpflich- 
tung gegenüber der Gemeinde 96. 

Staatsausgaben für Kirchen 95, frei- 
willige für Kirchenbauten 84, für 
Pfarrbesoldungen 72, für Pfarrhäuser 
78. 

Staatsbeiträge 47 — 50. 

Staatsgewalt, absolute 9. 

Staatsgut 2. 16. 102. 

Staatsinventar 66. 92. 94. 

Staatskasse 56. 59. 61. 63. 68. 74. 84. 
95. 
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Zehnten freiheit 34. 

Zehntenpfrund 32. 56. 

Zehntgilt 36. 

Zehntschuldner, Widersetzlichkeit der 

51. 
Zell 58. 61. 65. 89. 
Zentralisation des Pf rundgutes 41. 45, 

Anfänge 50 — 52, Durchfuhrung 

55—72. 
Zentralkassen 53—55. 



Ziegel, vom Staat geschenkt 83. 
Zollikon 19. 22. 48. 77. 86. 87. 93. 94. 
Zubehörde 44. 90. 
Zürich 2. 3. 6. 8. 11. 12. 15. 20. 23. 

25. 29. 40. 45. 47. 56. 64. 65. 66. 

68. 69. 70. 71. 74. 82. 88. 94. 97. 

98. 102 
Zumikon 22. 30. 67. 88. 
Zweckvermögen 1. 
Zwingii 11—13. 
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